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Alle v.g. Rechtsgrundlagen gelten in der jeweils aktuellen Fassung.
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A Raumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile
und Anlagen des festgestellten Planes

l. Rechtlicher Umfang der Planfeststellung

Fir die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau wird der Plan
gemaR § 17 FStrG i.V.m. den 88 1 - 7 LVWVfG und i.V.m. §§ 72 ff. VwVfG mit den Anderun-
gen und Erganzungen festgestellt, die sich aus den Bestimmungen und Auflagen in den Ka-
piteln B und C dieses Beschlusses und den Blaueintragungen in den Unterlagen ergeben.

Il. Raumlicher Umfang der Planfeststellung

Der Planfeststellungsbereich erstreckt sich auf die Gemarkungen Hohenecken, Stelzenbach
und Krickenbach.

Er umfasst den Ausbau der Bundesstralle 270 zwischen den Ortslagen Kaiserslautern,
Stadtteil Hohenecken und der Ortslage Schopp sowie die Verlegung der L 502 bei Breiten-
au.

Mit eingeschlossen in die Planfeststellung ist insbesondere
- die Anlegung eines Rad- und Gehweges an der B 270
- die Errichtung eines Kreisverkehrsplatzes
- die Anpassung der erforderlichen Entwasserungseinrichtungen
- die Durchfihrung von naturschutzfachlichen Kompensationsmafinahmen
- die notwendige Anpassung von Versorgungsleitungen

nach MalRgabe der festgestellten Planunterlagen.

lll.  Fragen der Widmung, Einziehung, Umstufung

1.1 Widmung

Die nachfolgenden Strafl3enteile der B 270 werden gemald § 2 Abs. 6 FStrG i.V.m. § 22 Abs.
4 FStrG i.V.m. 8 36 Abs. 4 LStrG zur Bundesstral3e i.S.v. 8 1 Abs. 2 Nr. 2 FStrG gewidmet.
Die Widmung wird mit der Verkehrstibergabe wirksam:

- Kreisverkehrsplatz von Netzknoten 6612 002 nach Netzknoten 6612 004, Station
0,464 bis 0,522

- Kreisverkehrsplatz von Netzknoten 6612 004 nach Netzknoten 6612 032, Station
0,000 bis 0,130
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- Rad- und Gehweg von Netzknoten 6612 002 nach Netzknoten 6612 004, Station
0,000 bis 0,522

- Rad- und Gehweg von Netzknoten 6612 004 nach Netzknoten 6612 004eu, Station
0,000 bis 0,024

Die nachfolgenden Stral3enteile der L 502 werden gemal? § 36 Abs. 4 LStrG zur Landes-
stral3e i.S.v. 8 3 Nr. 1 LStrG gewidmet. Die Widmung wird mit der Verkehrsubergabe wirk-
sam:

- Umbau und Anpassung der Trasse (L 502ne,) von Netzknoten 6612 003,y nach
Netzknoten 6612 035, Station 0,000 bis 0,235

- Ausbaustrecke inklusive Anschluss an Kreisverkehrsplatz von Netzknoten
6612 004ney Nach 6612 003ney, Station 0,000 bis 0,405 einschlieRlich Anbau eines
unselbststandigen Rad- und Gehweges im Zuge der L 502, von Station 0,145 bis
0,405

1.2  Umstufung

Nachfolgende klassifizierte Stralen werden gemaf? § 38 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 LStrG umge-
stuft. Die Umstufungen werden mit Ablauf des Jahres, in dem die Verkehrsiibergabe erfolgt,
wirksam:

- Umstufung der L 502 zur GemeindestralRe in der Funktion eines kombinierten Rad-,
Geh- und Wirtschaftsweges von Netzknoten 6612 032 nach Netzknoten 6612 003,
Station 0,246 bis 0,805

- Umstufung der L 502 zur Gemeindestral3e von Netzknoten 6612 032 nach Netzkno-
ten 6612 003, Station 0,805 bis 1,068

- Umstufung der K 6 zu einem unselbststdndigen Rad- und Gehweg im Zuge der
L 502neu Vvon Netzknoten 6612 004 nach Netzknoten 6612 003, Station 0,000 bis
0,145

111.3 Einziehung

Die nachfolgenden, dem Verkehr auf Dauer entzogenen StrafRenteile werden gemafi § 37
Abs. 4 LStrG eingezogen. Die Einziehung wird mit der Sperrung wirksam:

- Einziehung von Stral3enteilen der K 6 von Netzknoten 6612 004 nach Netzknoten
6612 003, Station 0,120 bis 0,405

- Einziehung von Stral3enteilen der L 502 von Netzknoten 6612 032 nach Netzknoten
6612 003, Station 0,000 bis 0,246
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IV. Wasserrechtliche Regelungen

Die Planfeststellung erfasst im Einvernehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion
Sid als oberer Wasserbehdrde nach § 68 WHG die Verlegung inklusive der Renaturierung
des Hoheneckermihlbaches als wasserbauliche MaRnahme.

Der Bundesrepublik Deutschland (BundesstralRenverwaltung) wird geman 88 8, 9, 10, 12, 13
und 19 WHG i.V.m. den Vorschriften des LWG im Einvernehmen mit der SGD Sid die unbe-
fristete Erlaubnis erteilt, anfallendes Oberflachenwasser entsprechend den Planunterlagen
Uber Stralenablaufe und Entwasserungskanale in den Hoheneckermuhlbach und in den
Aschbach einzuleiten.

Die Planfeststellung konzentriert im Einvernehmen mit der oberen Wasserbehdrde die fur
den Ruckbau des bestehenden Durchlasses des Aschbaches unter der L 502 erforderliche
Genehmigung nach 8§ 31 LWG.

V. Feststellungen zur UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens

Da es sich bei dem vorliegenden Verfahren um den Ausbau einer BundesfernstraRe handelt,
unterliegt es gemall § 5 Abs. 1 und 6 UVPG i.V.m. Nr. 14.3 bis 14.6 der Anlage 1 zu § 6
UVPG den Bestimmungen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-
Gesetz). Die Planfeststellungsbehotrde stellt fest, dass das Straf3enbauvorhaben entspre-
chend den v.g. Bestimmungen uvp-pflichtig ist. Die Ergebnisse der Umweltvertraglichkeits-
prufung wurden in die Planfeststellung einbezogen. Sie sind in der zusammenfassenden
Darstellung nach § 24 UVPG erlautert. Auf der Grundlage dieser zusammenfassenden Dar-
stellung hat die Planfeststellungsbehdrde in Kapitel E, Nr. VII die Umweltauswirkungen des
Vorhabens mit entsprechender Begriindung bewertet und bei der Entscheidung Uber die
Zulassung des Vorhabens berticksichtigt.

VI. Genehmigung nach § 7 der Landesverordnung tber den Naturpark , Pfalzerwald*

Der Bundesrepublik Deutschland wird fir die Durchfuhrung des Stralenbauvorhabens im
Einvernehmen mit der oberen Naturschutzbehérde die Genehmigung nach 8 7 Abs. 4 in
Verbindung mit Abs. 1 der Landesverordnung lber den Naturpark ,Pfalzerwald als deut-
schem Teil des Biospharenreservats Pfalzerwald-Nordvogesen erteilt.

VIl. Gesetzlich geschitzte Biotope gem. 8 30 BNatSchG

Da vorhabenbedingt Eingriffe in gesetzlich geschitzte Biotope nicht vollstandig vermieden
werden konnen, wird der Bundesrepublik Deutschland (Bundesstral3enverwaltung) gem.
§ 30 Abs. 3 BNatSchG eine Ausnahme von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG fur das
geplante Straf3enbauvorhaben erteilt. Die Eingriffe werden nach Maf3gabe der naturschutz-
fachlichen Planunterlagen adaquat kompensiert.
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VIIl.  Ausnahmeerteilung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach 8 67
BNatSchG

Der Bundesrepublik Deutschland wird vorsorglich gem. 8 45 Abs. 7 S. 1 Nrn. 4 und 5 und
S. 2 BNatSchG eine Ausnahme sowie hdchst vorsorglich nach 8 67 BNatSchG eine Befrei-
ung von den Verbotstatbestanden des § 44 Abs. 1 BNatSchG fir folgende, in Anhang IV der
FFH-Richtlinie aufgefiihrten Arten sowie nach Art. 1 der VS-Richtlinie geschitzten Vogelar-
ten erteilt:

Arten gem. Anhang 1V der FFH-RL:

Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus, Mickenfledermaus, Fransenfledermaus, Kleine Bart-
fledermaus, Grof3e Bartfledermaus, Wasserfledermaus

Arten nach Art. 1 der VS-RL:

Amsel, Blaumeise, Buchfink, Dorngrasmiicke, Eichelhdher, Elster, Erlenzeisig, Feldschwirl,
Fitis, Gartengrasmiicke, Gimpel, Dompfaff, Girlitz, Goldammer, Grinfink, Haubenmeise,
Hausrotschwanz, Haussperling, Heckenbraunelle, Kleiber, Kleinspecht, Ménchsgrasmiicke,
Rabenkrahe, Ringeltaube, Rotkehlchen, Schwanzmeise, Singdrossel, Sommergoldh&hn-
chen, Stieglitz, Distelfink, Sumpfmeise, Sumpfrohrsanger, Tannenmeise, Trauerschndpper,
Wacholderdrossel, Waldbaumlaufer, Waldlaubsénger, Weidenmeise, Wintergoldhahnchen,
Zaunkonig, Zilpzalp

IX. Entscheidung Gber Antrdge im Planfeststellungsverfahren

Antrage betreffend Inhalt und Umfang der Verfahrensunterlagen, auf Durchfiihrung weiterer
Ermittlungen und Einholung oder Hinzuziehung zusatzlicher Gutachten sowie gegen die Art
und Weise der Durchfihrung des Planfeststellungsverfahrens und insbesondere des Anho-
rungsverfahrens werden zurtickgewiesen, so weit tiber sie nicht bereits im laufenden Verfah-
ren entschieden wurde oder ihnen in dem vorliegenden Planfeststellungsbeschluss nach
MalRgabe der nachfolgenden Regelungen nicht entsprochen wird.

Im Ubrigen werden die Sachantrage sowie die Einwendungen und Forderungen auf Unter-
lassung des Vorhabens, auf Plan&nderung und/oder —erganzung zuriickgewiesen, so weit
ihnen nicht durch Plan&dnderungen, Planerganzungen oder durch Auflagen Rechnung getra-
gen wurde oder so weit sie sich im Laufe des Planfeststellungsverfahrens nicht auf andere
Weise erledigt haben.
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X.  Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan fir die stralBenbaulichen und wasserwirtschaftlichen MaRnahmen be-
steht aus folgenden, mit Feststellungsstempel und Dienstsiegel versehenen Unterlagen:

1. Erlauterungsbericht, Anlage 1, bestehend aus 56 Seiten sowie den Anhangen | bis IV
(4 Seiten), aufgestellt am 28. Marz 2019

Lageplan, Anlage 5, Blatt Nr. 1, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Méarz 2019

Lageplan, Anlage 5, Blatt Nr. 2, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Méarz 2019

Lageplan, Anlage 5, Blatt Nr. 3, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Méarz 2019

Lageplan, Anlage 5, Blatt Nr. 4, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Méarz 2019

Lageplan FolgemaRRnahmen, Blatt Nr. 5, M.: 1:2.000, aufgestellt am 28. Mérz 2019
Hohenplan, Anlage 6, Blatt Nr. 1, M.: 1:500/50, aufgestellt am 28. Marz 2019
Hohenplan, Anlage 6, Blatt Nr. 2, M.: 1:500/50, aufgestellt am 28. Marz 2019

© © N o 0o > w D

Hohenplan, Anlage 6, Blatt Nr. 3, M.: 1:500/50, aufgestellt am 28. Marz 2019

=
o

. MalBRnahmenplan, Anlage 9.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019

=
[N

. MalBnahmenplan, Anlage 9.1, Blatt Nr. 2, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019

=
N

. MalBnahmenplan, Anlage 9.1, Blatt Nr. 3, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019

[N
w

. MalBRnahmenplan, Anlage 9.1, Blatt Nr. 4, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019

=
N

. Planexterner MalRnahmenplan, Anlage 9.1, Blatt Nr. 5, M.: 1:2.000/1:1.000, aufgestellt
am 28. Marz 2019

15. MalRnahmenblatter, Anlage 9.2, bestehend aus 25 Seiten, aufgestellt am 28. Méarz 2019
16. Grunderwerbsplan, Anlage 10.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019
17. Grunderwerbsplan, Anlage 10.1, Blatt Nr. 2, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019
18. Grunderwerbsplan, Anlage 10.1, Blatt Nr. 3, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019
19. Grunderwerbsplan, Anlage 10.1, Blatt Nr. 4, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019
20. Grunderwerbsplan, Anlage 10.1, Blatt Nr. 5, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019
21. Grunderwerbsplan, Anlage 10.1, Blatt Nr. 6, M.: 1:500, aufgestellt am 28. Marz 2019

22. Regelungsverzeichnis, Anlage 11, bestehend aus 34 Seiten, aufgestellt am 28. Marz
2019

23. Widmungsplan, Anlage 12, Blatt Nr. 1, M.: 1:2.500, aufgestellt am 28. Marz 2019
24. StralRenquerschnitt, Anlage 14, Blatt Nr. 1, M.: 1:50/20, aufgestellt am 28. Méarz 2019
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Kapitel A, Raumlicher und rechtlicher Umfang der Planfeststellung, Bestandteile und Anlagen des festgestellten Planes

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

Charakteristische Querprofile, Anlage 18.3, Blatt Nr. 1, M.: 1:100, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Charakteristische Querprofile, Anlage 18.3, Blatt Nr. 2, M.: 1:100, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Charakteristische Querprofile, Anlage 18.3, Blatt Nr. 3, M.: 1:100, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Charakteristische Querprofile, Anlage 18.3, Blatt Nr. 4, M.: 1:100, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Charakteristische Querprofile, Anlage 18.3, Blatt Nr. 5, M.: 1:100, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Charakteristische Querprofile, Anlage 18.3, Blatt Nr. 6, M.: 1:100, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Fachbeitrag Naturschutz, Anlage 19.0, bestehend aus 55 Seiten, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Fachbeitrag Artenschutz, Anlage 19.4, bestehend aus 55 Seiten, aufgestellt am 28.
Marz 2019

UVP-Bericht mit allgemein verstandlicher, nichttechnischer Zusammenfassung, Anlage
19.5, bestehend aus 16 Seiten, aufgestellt am 28. Marz 2019

XI.  Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses

Anlagen des Planfeststellungsbeschlusses sind ferner die nachstehend aufgefiihrten Unter-

lagen:

1. Ubersichtskarte, Anlage 2, Blatt Nr. 1, M.: 1:10.000, aufgestellt am 28. Marz 2019

2. Tabellarische Gegenuberstellung von Eingriff und Kompensation, Anlage 9.3, bestehend
aus 11 Seiten, aufgestellt am 28. Marz 2019

3. Grunderwerbsverzeichnis, Anlage 10.2, bestehend aus 14 Seiten, aufgestellt am 04.
September 2018

4. Bestandsprofile L 502, Anlage 16.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:100, aufgestellt am 28. Marz 2019

5. Wassertechnische Berechnungen, Erlauterungen und Berechnungsunterlagen, Anlage
18.1, bestehend aus 19 Seiten sowie den Anhangen 18.1.1 und 18.1.2 (2 Seiten), auf-
gestellt am 28. Marz 2019

6. Ubersichtskarte Einzugsgebiete, Anlage 18.2, Blatt Nr. 1, M.: 1:2.500, aufgestellt am 28.
Marz 2019

7. Bachlangsschnitt, Anlage 18.4, Blatt Nr. 1, M.: 1:500/50, aufgestellt am 28. Marz 2019
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10.

11.

Bestands- und Konfliktplan, Anlage 19.1, Blatt Nr. 1, M.: 1:1.000, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Bestands- und Konfliktplan, Anlage 19.1, Blatt Nr. 2, M.: 1:1.000, aufgestellt am 28.
Marz 2019

Faunistische Kartierung, Anlage 19.2, bestehend aus 35 Seiten sowie den Planen F 1.1
(M.: 1:2.500), F 1.2 (M.: 1:2.500), F 2a, F 2b, F 3 und F 4, aufgestellt am 28. Marz 2019

FFH-Vorprifung, Anlage 19.3, bestehend aus 9 Seiten, aufgestellt am 28. Marz 2019
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Kapitel B, Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

Dieser Planfeststellungsbeschluss regelt rechtsgestaltend alle 6ffentlich-rechtlichen
Beziehungen zwischen dem Tréger der Stral3enbaulast und den durch den Plan Be-
troffenen.

Neben der Planfeststellung sind andere behérdliche Entscheidungen, insbesondere 6f-
fentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zu-
stimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich.

Eine Ausnahme stellt die wasserrechtliche Erlaubnis bzw. Bewilligung dar, die nicht
der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses unterliegt, sondern als
rechtlich selbstandiges Element neben die Planfeststellung tritt, auch wenn diese Ent-
scheidung im Rahmen dieser Planfeststellungsentscheidung mit erteilt wird.

Wird mit der Durchfiihrung des Planes nicht innerhalb von zehn Jahren nach Eintritt
der Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt der Plan aul3er Kraft, es sei denn, er wird vor-
her von der Planfeststellungsbehdrde um héchstens finf Jahre verlangert.

Eingeschlossen in diese Planfeststellung sind die mit der Baumafinahme verbundenen
notwendigen Anderungen, Verlegungen und Wiederanpassungsmafnahmen an vor-
handenen Stral3en und Wegen.

Soweit Wirtschaftswege neu angelegt, verlegt oder geédndert werden mussen, richten
sich ihre Breite und Befestigungsart nach dem vorhandenen Wegenetz in der jeweils
betroffenen Gemarkung unter Berlcksichtigung der Art und Starke des durch die Stra-
Renbaumalnahme bedingten zusatzlichen Verkehrs und der ortlichen Steigungsver-
haltnisse. Sollen dartiber hinaus Wege breiter angelegt oder besser befestigt werden,
so sind die damit verbundenen Mehrkosten von demjenigen zu tragen, der diese Ver-
besserungen fordert.

Im Ubrigen sind die vom Bundesminister fir Verkehr am 29. August 2003 - S
28/38.34.00/4 BM 02 - herausgegebenen ,Grundsatze fur die Gestaltung landlicher
Wege bei BaumalRnahmen an Bundesfernstrallen* maflgebend. Diese Grundsatze
wurden in Rheinland-Pfalz mit Schreiben des Ministeriums flir Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau vom 1.10.2003, Az.: 8708-10.1-3281/03 auch fir den Be-
reich der Landes- und KreisstraBen verbindlich eingefuihrt. Des Weiteren wurden mit
Schreiben des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau
Rheinland-Pfalz vom 07.10.2003, Az.: 8604-6-810 die ,Ergdnzenden Grundsatze fur
die Gestaltung und Nutzung landlicher Wege*, Stand September 2003, herausgegeben
von der Bund-Lander-Arbeitsgemeinschaft ArgeLandentwicklung, eingeftihrt. Die bei-
den v.g. Grundsétze fir den landlichen Wegebau sind bei der Planung, Férderung und
Ausfuhrung landlicher Wege innerhalb und auf3erhalb der Landlichen Bodenordnung,
auch als FolgemalRnahmen beim Bau 6ffentlicher Stral3en, zu beachten.
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Kapitel B, Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

Fur die Eintragung der wasserrechtlichen Tatbestdnde in das Wasserbuch sind die
entsprechenden Eintragungen in den durch diesen Beschluss festgestellten Unterla-
gen und die Bestimmungen dieses Beschlusses malRgebend.

Der fur das Wasserbuch zustandigen Behdrde (Struktur- und Genehmigungsdirektion
Sid) ist eine beglaubigte Ausfertigung der festgestellten Unterlagen fir die Wasser-
buchakten zur Verfligung zu stellen.

Die notwendigen Auflagen, die sich aus der fachtechnischen Uberpriifung der geplan-
ten wasserwirtschaftlichen MaRnahmen ergeben, sind bei der Bauausfithrung zu be-
ricksichtigen.

Die Bauausfuhrung erfolgt im Benehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion
Sid.

Anderungen und Verlegungen von Versorgungsleitungen und sonstigen Leitungen so-
wie deren Kostentragung richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach
den zwischen den Beteiligten bestehenden Vertragen. Den Eigentimern der vorge-
nannten Leitungen ist der Baubeginn rechtzeitig mitzuteilen.

Die mit der StralRenbaumal3nahme verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft sind
auf Kosten des StralRenbaulasttréagers nach Maligabe des Fachbeitrages Naturschutz
sowie der Fachgutachten zu vermeiden, auszugleichen bzw. zu ersetzen. Der Fachbei-
trag Naturschutz ist Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen (vgl. hierzu Kapitel A
Nrn. X.1, X.10 bis X.15, X.31 bis X.33, XI.2, XI.10 und XI.11).

Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen im Sinne der Eingriffsrege-
lung gem. 8 6 LNatSchG/ § 14 BNatSchG sind mit Beginn des jeweiligen Eingriffs, spa-
testens jedoch 3 Jahre nach dem Eingriffsbeginn herzustellen. Ein Eingriff ist in diesem
Sinne begonnen, sobald mit der Veréanderung der Gestalt oder Nutzflache der Flache,
insbesondere durch Einrichten einer Baustelle oder Herrichten von Flachen fir den je-
weiligen Eingriff, begonnen wurde. Die Malinahmen zur Herstellung und Erreichung
der mit den Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen jeweils verfolgten Entwicklungszielen
sind unter Bericksichtigung der fachgesetzlich gebotenen Vorgaben durchzufiihren.

Die planfestgestellten Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen sind nach MalRRgabe der in
den Planunterlagen beschriebenen Regelungen entsprechend ihrer jeweiligen natur-
schutzfachlichen Kompensationsfunktion dauerhaft, d. h. so lange der Eingriff fortwirkt,
rechtlich zu sichern und zu unterhalten. Evt. zukinftige Eingriffe in diese Mal3hahmen
sind zuldssig, soweit hierbei sichergestellt ist, dass die den MalRnahmen zugedachte
naturschutzfachliche Funktion weiterhin gewahrt wird.

Die Ausgleichs- und Ersatzmal3nahmen im Sinne der Eingriffsregelung gem. 8 6
LNatSchG/ § 14 BNatSchG und die dafur in Anspruch genommenen Flachen sind in
einem digitalen Kompensationsverzeichnis zu erfassen (8 17 Abs. 6 BNatSchG). Das
Kompensationsverzeichnis wird von der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord als
Obere Naturschutzbehérde technisch betrieben. Die Eintragungen in das Kompensati-
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Kapitel B, Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

10.

11.

onsverzeichnis nimmt die am Planfeststellungsverfahren beteiligte Obere Naturschutz-
behotrde vor. Die zustandige Stral3enbaubehoérde hat nach Erlass dieses Planfeststel-
lungsbeschlusses umgehend auf eine Eintragung in das Kompensationsverzeichnis
hinzuwirken und der Eintragungsstelle die erforderlichen Angaben entsprechend den
Anforderungen des 8 4 LKompVzVO vom 12.06.2018 sowie unter Beachtung der
elektronischen Vorgaben zu tUbermitteln. Nahere Informationen zum EDV-System KSP
(KomOn Service Portal) zur Erfassung der Eingriffs- und Kompensationsflachen sowie
zur Registrierung sind unter https://mueef.rlp.de/de/themen/naturschutz/eingriff-und-
kompensation/ksp zu finden. Anderungen von Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen hat
die zustandige Stral3enbaudienststelle der Eintragungsstelle mitzuteilen, damit eine
entsprechende Anderung der Eintragung im Kompensationsverzeichnis erfolgen kann.

Der StralRenbaulasttrager hat nach Abschluss der Baumal3nahme der Planfeststel-
lungsbehorde einen Bericht beziiglich der vollstandigen Herstellung aller landespflege-
rischen Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen einschliel3lich der artenschutzrechtlichen
CEF- und FCS-MalRnahmen sowie der evt. durchzufiihrenden habitatschutzrechtlichen
KohéarenzsicherungsmalRnahmen und das Erreichen der jeweiligen Entwicklungsziele
vorzulegen. Erganzend wird auf die nachfolgende Auflagenregelung Nr. 13 verwiesen.

Vorhandene Zufahrten und Zugénge der Anliegergrundstiicke sind bei Vorliegen der
stral3engesetzlichen Voraussetzungen der durch die Stra3enbaumalinahme bedingten
veranderten Situation anzupassen. Die entsprechenden Mal3nahmen sind im Beneh-
men mit den Grundstiickseigentiimern festzulegen.

Die ,Richtlinien fir die Benutzung der Bundesfernstraf3en in der Baulast des Bundes”
(Nutzungsrichtlinien) - ARS Nr. 3/2014 vom 04.02.2014, VKBI. Nr. 5/2014, S. 214 so-
wie das Schreiben des ISIM vom 28.03.2014, Az.: 48500-379, sind zu beachten. Das
ISIM hat mit vorgenanntem Schreiben die Nutzungsrichtlinien eingefuhrt.

Soweit durch Planerganzungen grof3ere Geldndeinanspruchnahmen notwendig wer-
den, als es die festgestellten Grunderwerbsplane ausweisen, oder soweit Rechte Drit-
ter in sonstiger Weise Uber den festgestellten Plan hinaus berthrt werden, ist vor Bau-
beginn die Zustimmung der neu oder starker Betroffenen herbeizufiihren. Eine ergan-
zende Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde bleibt vorbehalten.

Uber biirgerlich-rechtliche Anspriiche (Entschadigungsforderungen) kann im Planfest-
stellungsbeschluss nicht entschieden werden, da hier entsprechend den stral3enge-
setzlichen Vorschriften nur 6ffentlich-rechtliche Beziehungen geregelt werden. Die Re-
gelung von Entschadigungsfragen erfolgt gesondert durch die Straf3enbaudienststellen
(oder - falls keine Einigung erzielt werden kann - durch die Enteignungsbehdérde). Zu
der Entschadigungsregelung ist zu bemerken, dass die durch die Baumalihahme Be-
troffenen fir die Inanspruchnahme ihrer Grundstiicke und Gebaude nach den Grunds-
atzen des Entschadigungsrechts (Landesenteignungsgesetz) entschadigt werden, wo-
bei neben der Grundstiicks- und Gebaudeentschadigung unter bestimmten Vorausset-
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Kapitel B, Allgemeine Bestimmungen und Auflagen

12.

13.

14.

zungen auch Ersatz fur sonstige Vermégensnachteile (wie Wertminderung der Rest-
grundstiicke, Verlust von Aufwuchs u.a.) infrage kommt.

Der Stral3enbaulasttrager ist verpflichtet, Restflachen - soweit diese nicht mehr in an-
gemessenem Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt werden kénnen - nach den
Bestimmungen des Entschadigungsrechts zu erwerben.

Soweit an anderen Anlagen ausgleichspflichtige Wertverbesserungen entstehen, sind
vor Baubeginn die Zustimmungen eventueller Kostenpflichtiger zum Ausgleich der
Wertverbesserungen herbeizufiihren bzw. Kostenvereinbarungen abzuschlieRen. Eine
erganzende Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde bleibt vorbehalten.

Die zustandige Straf3enbaudienststelle hat der Planfeststellungsbehdrde jeweils zeit-
nah den Beginn der Baudurchfiihrung sowie die Fertigstellung der Stra3enbaumalfi-
nahme anzuzeigen. Sie hat fernerhin der Planfeststellungsbehdrde mitzuteilen, ob die
Durchfiihrung der Stralenbaumaflinahme (einschlie3lich der Herstellung der natur-
schutzfachlichen MalRnahmen) entsprechend den Feststellungen des Planfeststel-
lungsbeschlusses insbesondere auch hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vor-
habens, erfolgt ist. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die zu-
standige StraRenbaubehérde selbst die hierzu erforderlichen UberwachungsmafRnah-
men durchzufiihren hat. Die Regelung in vorstehender Nr. 8 bleibt hiervon unberihrt.

Fir den Fall, dass dies aus tatsachlichen und/oder rechtlichen Griinden erforderlich
werden sollte, behalt sich die Planfeststellungsbehdrde eine erganzende Entscheidung
nach 8 74 Abs. 3 VwV{G insbesondere uber die Erteilung weiterer Auflagen und/oder
Nebenbestimmungen vor. Sofern dies aus Rechtsgriinden geboten sein sollte, behalt
sich die Planfeststellungsbehorde ggfs. auch die Durchfiihrung eines erganzenden
Verfahrens vor.
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Kapitel C, Besondere Bestimmungen und Auflagen

C Besondere Bestimmungen und Auflagen

Trager der festgestellten BaumalRnahme ist die Bundesrepublik Deutschland — Bundesstra-
Renverwaltung — unbeschadet einer etwaigen Kostenbeteiligung des Landes Rheinland-
Pfalz sowie Dritter.

Die Bauausfuhrung obliegt dem Landesbetrieb Mobilitat Kaiserslautern, Morlauterer Str. 20
in 67657 Kaiserslautern.

In Ergdnzung der allgemeinen Bestimmungen und Auflagen in Kapitel B Nr. 1 bis 14 dieses
Beschlusses und ergénzend zu den im Regelungsverzeichnis getroffenen Regelungen wer-
den der Ausbauunternehmerin (Bundesrepublik Deutschland — BundesstraRenverwaltung —
gemal 8 1 LVwWVIG i.V.m. § 74 Abs. 2 VwVfG die nachstehenden Verpflichtungen auferlegt
und dabei Folgendes bestimmt:

l. Leitungen

Durch die StraRenbaumaRnahme werden Anderungen bzw. Verlegungen an den Versor-
gungsleitungen der nachfolgend genannten Versorgungsunternehmen erforderlich.

a. Vodafone Kabel Deutschland GmbH

b. Deutsche Telekom Technik GmbH

c. DB Netz AG

d. Zweckverband Wasserversorgung , Westpfalz*

Die zustandige Stralenbaudienststelle wird deshalb angewiesen, die genannten Versor-
gungsunternehmen rechtzeitig tiber den Beginn der StralRenbauarbeiten zu unterrichten. Die
Kostentragung fir die aus Anlass der Strallenbaumafl3nahme notwendig werdenden Lei-
tungsarbeiten richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen bzw. nach den bestehenden
vertraglichen Abmachungen.

Erganzung zu a. Vodafone Kabel Deutschland GmbH:

Die Anlagen der Vodafone Kabel Deutschland GmbH sind bei der Bauausfithrung zu schiit-
zen bzw. zu sichern; sie dirfen nicht Gberbaut und vorhandene Uberdeckungen nicht verrin-
gert werden.

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung der Telekommunikationsanlagen erfor-
derlich werden, hat der Vorhabentrager mindestens drei Monate vor Baubeginn den Auftrag
an TDRBSW.Stuttgart@Vodafone.com zu richten, um eine Planung und Bauvorbereitung zu
veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten durchfiihren zu kénnen.
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Erganzung zu b. Deutsche Telekom Technik GmbH:

Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden von den Mal3-
nahmen berihrt und missen infolgedessen gesichert, verandert oder verlegt werden.

Telekommunikationslinien/-anlagen der Deutschen Telekom haben gewohnlich eine Uber-
deckung von ca. 0,5 m (in Einzelfallen 0,2 m). Eine abweichende Tiefenlage ist wegen Kreu-
zungen anderer Anlagen, infolge nachtraglicher Veranderungen der Uberdeckung durch
StralRenumbauten und aus anderen Grunden mdoglich. Bei der Bauausfihrung ist deshalb
darauf zu achten, dass Beschadigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien ver-
mieden werden und aus betrieblichen Grinden (z. B. im Falle von Stérungen) der ungehin-
derte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit méglich ist. Insbesondere missen
Abdeckungen von Abzweigkdsten und Kabelschachten sowie oberirdische Gehduse soweit
freigehalten werden, dass sie gefahrlos gedtffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefah-
ren werden konnen.

Der Vorhabentrager hat sich deshalb vor Beginn der Arbeiten Uber die Lage der zum Zeit-
punkt der Bauausfihrung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom zu informie-
ren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Vor der Ausschreibung sind die endgtltigen Ausbaupléane und Querschnittshéhenpléane der
Deutschen Telekom Technik GmbH zuzusenden (digitale Bereitstellung der Plane im PDF-
Format) und die Ausschreibungs- und Ausfiihrungstermine mitzuteilen.

Erganzung zu c. DB Netz AG:

Die vorhandenen Fernmeldekabel der DB Netz AG dirfen nicht Giberbaut werden und mus-
sen jederzeit zum Zwecke der Inspektion, Wartung und Instandsetzung frei zuganglich sein.

Es sind ortliche Einweisungen durch einen Mitarbeiter der DB Kommunikationstechnik
GmbH notwendig. Deshalb ist die Baumalinahme rechtzeitig (mindestens 7 Arbeitstage vor-
her) unter Angabe der Bearbeitungs-Nr. — 201 901 2971 — mitzuteilen und einen Termin un-
ter folgender Adresse zu vereinbaren:

DB Kommunikationstechnik GmbH, Dokumentationsservice
Lammstral3e 19 in 76133 Karlsruhe
Tel.: 0721/938-4039, Db.kt.dokumentationsservice-muenchen@deutschebahn.com

Die erfolgten Einweisungen sind zu protokollieren.

Die Forderungen des Kabelmerkblattes und des Merkblattes ,Erdarbeiten in der Nahe erd-
verlegter Kabel der Berufsgenossenschaften der Bauwirtschaft” sind strikt einzuhalten. Die
Merkblatter und Verpflichtungserklarungen werden im Zuge der 6rtlichen Einweisung Uber-
geben. Die Verpflichtungserklarungen sind rechtzeitig und von der bauausfihrenden Firma
unterzeichnet zuriick zu senden.
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Die Uberlassenen Unterlagen bleiben Eigentum der DB Netz AG und sind vertraulich. Sie
dirfen weder an Dritte weitergegeben, noch vervielfaltigt werden. Samtliche Unterlagen sind
nach Abschluss der Arbeiten zu vernichten.

Treten unvermutet, in den Planen nicht angegebene Kabel und Leitungen auf, ist umgehend
die DB Kommunikationstechnik GmbH (Tel.: 0721/938-4039) zu verstandigen.

Im Falle von Ungenauigkeiten oder Zweifeln an der Plangenauigkeit darf mit der Baumal3-
nahme nicht begonnen werden, bevor diese durch die DB Kommunikationstechnik GmbH
ausgeraumt sind.

Erganzung zu d. Zweckverband Wasserversorgung , Westpfalz“:

Im Bereich der Stralenbaumalinahme befinden sich Fernwasserleitungen sowie Steuerka-
bel des Zweckverbands Wasserversorgung ,Westpfalz“. Die BaumalRnahme ist daher in en-
ger Abstimmung mit dem Zweckverband Wasserversorgung ,Westpfalz* durchzufihren. Die
genaue Lage und Tiefe ist durch Ortung und mittels Suchschlitzen im Rahmen einer Einwei-
sung zu ermitteln. Im Abstand von 4 m zu den Einrichtungen des Verbandes, gemessen von
Mitte Rohr, sind keine Baume einzupflanzen, keine Bauwerke zu errichten und auch sonst
keine Einwirkungen vorzunehmen, die den Bestand oder die Unterhaltung der Verbandsein-
richtungen gefahrden oder behindern kdnnen.

Vor Baubeginn ist eine aktuelle Planauskunft unter plan-auskunft@swk-kl.de einzuholen und
die Durchfuhrung der BaumafRnahme bezuglich der Betroffenheit der Fernwasserleitungen/
Steuerkabel mit dem Zweckverband abzustimmen. Das Merkblatt des Zweckverbands ist zu
bericksichtigen.

1. Naturschutz

In naturschutzfachlicher Hinsicht hat der Stral3enbaulasttrager im Zuge der Bauausfiihrung
insbesondere aufgrund der Stellungnahmen der oberen und unteren Naturschutzbehdrden
(SGD Sud, Stadtverwaltung Kaiserslautern, Kreisverwaltung Kaiserslautern) Folgendes zu
beachten:

1. Die folgenden Schutzmafinahmen sind durchzufihren:

- Erhalt von Brut- / Ruhestatten fur Vogel und Flederméuse, Ausweisung entsprechen-
der Bautabuzonen sowie bauzeitliche Sicherung / zeitliche Einschrankung (V 1 bis V 4
bzw. S 4.1a,S4.2a,S9.1und S 11.1).

- Bauzeitlicher Schutz der Ameisenkolonie am Hohenecker Mihlbach, aktuelle Stand-
ortkontrolle vor Baubeginn erforderlich (S4.1b).

- Herstellung von Amphibien-Leiteinrichtung:
Die Leiteinrichtung ist dauerhaft zu er- und unterhalten. Gegebenenfalls kdnnen wah-
rend der Bautatigkeit zusatzliche temporare Schutzeinrichtungen fir Amphibien erfor-
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derlich werden - diese sind mit 6kologischer Fachbauleitung und Naturschutzbehérde
abzustimmen.

- Sicherung von Wasserpflanzen:
Es sind besondere MalRnahmen (Schutz/ Sicherungsmafnahmen/ Bautabuzonen)
bzgl. des seltenen Kammfarns (Dryopteris cristata) im Bereich der Aschbachniederung
zu ergreifen.

- Schutz angrenzender Geholzbestande unter Beachtung der DIN 18920 und RAS LP 4

- Bauzeitenbegrenzung:
Rodungs- und Rickschnittarbeiten sind nur auf3erhalb der Zeit vom 01. Marz bis 30.
September (V 5) zulassig.

- Schutzmaf3nahmen hinsichtlich der Verwendung / Behandlung und des Wiedereinbaus
von Oberboden sind entsprechend der DIN 18915 zu ergreifen.

Das gesamte Baufeld ist durch eine faunistisch versierte Bauaufsicht auf arten schutz-
fachliche Belange hin zu beobachten und zu begleiten.

Bei den geplanten KompensationsmalRnahmen im Bereich der aufgelassenen Fischwei-
heranlage (E 10.1) ist zu beachten, dass alle Wasserflachen naturschutzfachlich durch
Ruckbau der Uferverbauten und anschlieBende Abflachung der Ufer aufzuwerten sind,
teilweise sind sie ggf. zu entschlammen. Punktuell sind aul3er der vorgesehenen Entfer-
nung der Nadelgehélze auch einzelne Pappeln und Birken herauszunehmen, um die far
Amphibien wichtige Besonnung der Gewasser in ausreichendem Umfang zu gewahrleis-
ten. Zusatzlich zur Abschirmungspflanzung entlang der Straf3e kann ggf. auch eine Am-
phibienleiteinrichtung errichtet werden. Im Ubrigen sollte die genaue naturschutzfachli-
che Ausgestaltung der ehemaligen Fischweiheranlage durch eine entsprechend detail-
lierte Ausfiihrungsplanung konkretisiert werden.

Im gesamten Entwasserungssystem darf es nicht zu einer Beeintrachtigung von Amphi-
bien oder Kleinsdaugern im Sinne des § 44 BNatSchG kommen. Die Ausfiuihrung von
technischen Bauwerken ist auf die Verhinderung des Eindringens oder eine Mdglichkeit
des Ausstieges von Wirbeltieren abzustellen.

Gem. § 15 Abs. 2 BNatSchG ist der Verursacher verpflichtet, unvermeidbare Beein-
trachtigungen auszugleichen oder zu ersetzen.

Die folgenden KompensationsmafRnahmen fir die unvermeidbare Neuversiegelung, die
Biotop- / Habitatverluste und die Beeintrachtigung des Landschaftsbildes sind umzuset-
zen:

- Entsiegelung bzw. Teilentsiegelung durch Riickbau / Teilriickbau der L 502 (Rekultivie-
rung und Neugestaltung der Flachen)

- Extensivierung von Bodenstandorten / Renaturierung des Muhlbaches mit diversen
TeilmalRnahmen wie Entbuschungen, Beseitigung standortfremder Gehdlze, Uferabfla-
chungen etc.
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Bei Umsetzung dieser MalRnahmen ist eine enge Abstimmung mit der 6kologischen
Fachbauleitung zwingend erforderlich; vor allem kénnen gegebenenfalls zusatzliche
artenschutzfachliche VermeidungsmalRnahmen im Zuge der Bauausfiihrung (bspw.
Umsiedlungs- oder Schutzmafinahmen) erforderlich werden. Solche Mafinahmen sind
mit der Naturschutzbehotrde abzustimmen.

- Die Renaturierungsmafinahmen sind auf landeseigenen Flachen vorgesehen. Ein ggf.
erforderlicher Tausch mit adaquaten Ersatzflachen ist mit der oberen Naturschutzbe-
horde abzustimmen.

- Renaturierung des Muhlbaches / Uferabflachung und Pflanzung einer Ufergalerie

- Verpflanzung /Anpflanzung von Geholzbestdnden im Bereich von Dammkdrper,
Dammbdschung und Bahnbdschung, Verpflanzung von Seggenbestanden

- Entwicklung von Laubwald am Quellbach zum Kolbental (E 7.1 bzw. E 12.1), Entnah-
me von standortfremden Fichten, Entwicklung durch gelenkte Sukzession

- Erhalt / Modellierung eines Feuchtgrabens (E 7.2)

- Wiederherstellung / Neugestaltung von Baumreihe und Strauchpflanzung auf Damm-
bdschung und Dammful3

- Wiederherstellung Auenstandort/ Nutzungsaufgabe im Bereich des Flurstiickes
1131/10 u. a. durch Beseitigung standortfremder Fichten, Gelandeauffillungen und
Fremdmaterial, Schaffung von Tumpelmulden. Gegebenenfalls kann die Entnahme
weiterer standortfremder Laubgehélze zur intensiveren Besonnung der Wasserflachen
erforderlich werden; Uferverbau ist riickzubauen und die Ufer sind landschaftsgerecht
zu gestalten (Uferabflachung).

- Entwicklung eines Waldmantels im Bereich der straRennahen Bdschung durch gelenk-
te Sukzession (E 12.2)

Bei der Herstellung von Vegetationsflachen sind gebietsheimische Pflanzen aus regio-
naler Herkunft (Vgl. 8 40 Abs. 4 Nr. 4 BNatSchG) und zur Ansaat standortgerechtes zer-
tifiziertes Saatgut (Herkunftsregion: Oberrheingraben mit Saarpfalzer Bergland) zu ver-
wenden.

Samtliche Flachen sind dauerhaft zu unterhalten und entsprechen den Vorgaben in den
MalRnahmenblattern zu pflegen.

Um die Umsetzung samtlicher Mal3nahmen zu gewéhrleisten, ist frihzeitig (i. d. R. nach
Baurechtserlangung) eine Okologische Baubegleitung (OBB) einzurichten, die auch bei
der Erarbeitung der Bauzeitenplé&ne, Ausfiihrungspldnen und Ausschreibung mit einge-
bunden wird. Die OBB ist der Naturschutzbehorde mitzuteilen. Ein Abschlussbericht
Uber Verlauf und Ausfihrung der MaRnahmen ist vorzulegen.

Weiterhin hat eine rechtzeitige Abstimmung der Tauschflachen bzgl. der Mihlbach-
Renaturierungsmafnahmen zu erfolgen.
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10. GemalR § 17 Abs. 6 BNatSchG sind samtliche Kompensationsmaf3nahmen im Kompen-
sationskataster zu erfassen. Die Eingabe der Projektdaten ist zu veranlassen. Die Daten
sind mit allen erforderlichen Angaben in das Kataster einzugeben.

11. Die Inanspruchnahme von (hach 8§ 30 BNatSchG geschitzte) Biotopflachen ist durch
Ausweisung von Bautabuzonen auf das unbedingt erforderliche Mal3 zu reduzieren.

Il.  Wasser

Entsprechend der Stellungnahme der oberen Wasserbehdrde werden dem Vorhabentrager
folgende Auflagen auferlegt:

1.1 Gewéasserbenutzung

- Die Anlagen sind in ordnungsgemafRem Zustand zu erhalten und zu betreiben, sie sind
daraufhin zu Uberwachen.

- Fur Schaden oder Nachteile, die aus dem Bau oder Bestand dieser Einleitungen von
Dritten geltend gemacht werden, haftet der Antragsteller.

- Der Einlaufbereich ist naturnah zu gestalten und gegen Erosion zu sichern. Evtl. erfor-
derliche Béschungssicherungen sind auf ein Minimum zu beschranken.

- Die Bauausfiihrung und der Betrieb der Anlagen hat nach den genehmigten Unterla-
gen zu erfolgen. Wesentliche Abweichungen vom genehmigten Entwurf, sind vor
Durchfiihrung einvernehmlich mit der SGD Sid, Regionalstelle Kaiserslautern abzu-
stimmen.

- Die Anlagen sind entsprechend den Regeln der Technik zu errichten und zu betreiben.

1.2  Anlage an Gewasser

- Wéhrend der Bauzeit ist auf der Baustelle stindig eine Kopie des genehmigten Ent-
wurfes aufzubewahren und auf behdrdliches Verlangen die Anwesenheit eines Ver-
antwortlichen sicherzustellen.

- Baubeginn und Bauvollendung sind der Struktur- und Genehmigungsdirektion Sud,
Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Kaiserslautern
schriftlich anzuzeigen.

- Die MalRnahmen haben nach den, der SGD Sid, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft, Bodenschutz Kaiserslautern vorgelegten Planen zu erfolgen.

- Der schadlose Hochwasserabfluss muss sowohl wahrend der Bauzeit als auch an Wo-
chenenden oder Feiertagen gewéhrleistet sein.
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- Alle Schaden, die an bzw. durch die Bauarbeiten bei Hochwasser entstehen, gehen zu
Lasten des MalRnahmentragers. Ggf. sind SicherheitsmafRnahmen zur Vermeidung von
Schéaden wahrend der Bauzeit (bei Hochwasserfuhrung des Gewassers) zu treffen.

- Vorhandene Baume und Gehdlzbestdnde im Bereich der Ufer und der Uferrand strei-
fen sind entsprechend der DIN 18920 ,Schutz von Baumen, Pflanzbestédnden und Ve-
getationsflachen bei BaumalRnahmen® vor Beschédigung oder sonstigen Beeintrachti-
gungen des Kronen-, Stamm- und Wurzelraumbereiches zu schiitzen.

- Baustoffe, Bauteile, Bauarten sowie die dazugehdrenden sonstigen Ausstattungen
sind so zu wahlen, dass sie sicher den zu erwartenden Beanspruchungen standhalten.

- Bei Durchfuhrung der MalRnahme ist jedermann verpflichtet, die hach den Umstanden
erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunreinigung des Gewassers oder eine
sonstige nachteilige Veranderung seiner Eigenschaft zu verhtten.

- Sollte bei der Ausfilhrung des Vorhabens festgestellt werden, dass Anderungen der
genehmigten Plane oder weitere wasserwirtschaftlichen Malinahmen erforderlich sind,
so sind diese vorher mit der SGD Sid, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz Kaiserslautern abzustimmen.

1.3 Gewasserausbau

- Vor Baubeginn hat der Antragsteller einen Baustelleneinweisungstermin mit dem Bau-
unternehmer und der SGD Sid, Regionalstelle Kaiserslautern, zu bestimmen.

- Zur baulichen Umsetzung des Vorhabens ist dem bauausfiihrenden Unternehmen auf
Grundlage dieser Genehmigung einschl. der Nebenbestimmungen eine Ausfiihrungs-
planung zu tbergeben.

- Vor Beginn des Erdaushubs ist die neue Gewassertrasse abzustecken und von der
SGD Sid, Regionalstelle Kaiserslautern, abnehmen zu lassen.

- Regionaltypische, naturnahe Gewasser zeichnen sich durch ein struktur- und varian-
tenreiches Quer- und Langsprofil aus. Dazu gehdrt insbesondere ein flaches, breites
Bett mit unregelmafiigen, wechselnden Béschungsneigungen und Sohlbreiten. Auf jeg-
liche MaRnahmen, die zu einem regelmafRigen Erscheinungsbild des Gewassers fih-
ren kénnen (z.B. Glatten des Profils mit einer entsprechenden Baggerschaufel, Her-
stellung préazis ausgeformten Béschungskanten) ist zu verzichten.

- Auf die Gewassersohle ist im renaturierten Abschnitt eine durchgehende, mindestens
3.0 cm-starke Substratschicht in ortstypischem Material aufzubringen, damit sich das
Gewasser nicht in den Rohboden einlieft und sich die Besiedlung mit Wasserorganis-
men schnellstmdglich vollzieht.

- Einzubringendes Substrat ist in der KorngréR3e an das naturlicherweise im Bachbett
vorkommende Substrat anzupassen.

Seite 22



Kapitel C, Besondere Bestimmungen und Auflagen

- Das neu hergestellte Gewasserbett ist regelméaRig hinsichtlich seiner Lebensraumfunk-
tion zu kontrollieren. Insbesondere ist nach Hochwasserereignissen zu Uberprifen, ob
Tiefenerosionsansatze zu verzeichnen sind. Wenn dies der Fall ist, ist durch geeignete
MalRnahmen der Gewdasserunterhaltung (z. B. naturnahe, ingenieurbiologische Siche-
rung oder Anpassung Sohlsubstrat) dafiir zu sorgen, dass sich das neue Gewasserbett
nicht unnattrlich einlieft.

In dem neu geplanten Gewasserbett ist eine Kolk-Furt-Sequenz herzustellen. Das be-
deutet, dass sich flache Bereiche mit héherer Stromungsgeschwindigkeit mit eher tie-
fen Bereichen langsamerer Stromungsgeschwindigkeit abwechseln missen. Auf diese
Weise wird die fur naturnahe Gewasser typische Stromungsdiversitat und Tiefenvari-
anz erzielt. Die Details sind im Zuge der Erstellung der Ausfiihrungsplanung rechtzeitig
vor Baubeginn mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Suid, Regionalstelle Was-
serwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Kaiserslautern abzustimmen.

Die Fertigstellung der neu hergestellten Gewassertrasse ist vor Flutung der SGD Sud
Regionalstelle Kaiserslautern, anzuzeigen. Das neue Gewadasserbett darf erst dann ak-
tiviert (= mit Wasser beschickt) werden, wenn die SGD Sid, Regionalstelle Kaiserslau-
tern, ihr Einverstandnis mit der Bauausfuhrung erklart hat.

Beiderseits des geplanten Gewassers (insbes. rechtsseitig) sind Randstreifen die fur
eine ungehinderte Gewasserentwicklung erforderlich sind freizuhalten.

Diese Randstreifen sind von jeglicher Bebauung, Auffiillung oder festen Einzdunung
freizuhalten. Nach Durchfiihrung der Malinahme sind die Randstreifen der nattirlichen
Sukzession zu uUberlassen. Die Randstreifen durfen nicht landwirtschaftlich genutzt
werden. Evtl. erforderliche Pflegemal3nahmen innerhalb der Randstreifen sind mit der
Unteren Naturschutzbehérde bzw. mit der SGD Sid, Regionalstelle Wasserwirtschatft,
Abfallwirtschaft, Bodenschutz Kaiserslautern abzustimmen.

Die Verlegung der Hohneckermiihlbaches (Gewasser lll. Ordnung) hat nach den, der
Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft und Bodenschutz Kaiserslautern vorgelegten Planen zu erfolgen.

Bei Durchfuhrung der BaumalRnahme ist jedermann verpflichtet, die nach den Um-
standen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunreinigung des Gewassers
oder eine sonstige nachteilige Verdnderung seiner Eigenschaften zu verhiten. Ent-
sprechende Sicherheitsmalinahmen bei Hochwasserfiihrung des Hoheneckermuhlba-
ches sind wéahrend der Bauzeit zu treffen.

Vorhandene Baume und Gehoélzbestande im Bereich der Ufer und der Uferrand strei-
fen sind entsprechend der 18920 ,Schutz von Baumen, Pflanzen bestadnden und Vege-
tationsflachen bei BaumalRnahmen® vor Beschadigung oder sonstigen Beeintrachti-
gungen des Kronen-, Stamm- und Wurzelraumbereiches zu schiitzen.
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- Eingriffe in Gehdlzbestande sind zu vermeiden. Unvermeidbare Eingriffe in Gehélzbe-
stande sind durch Pflanzung standortgerechter Laubgeholze in der auf die Fertigstel-
lung folgenden Pflanzperiode zu ersetzen.

- Sollte bei der Ausfilhrung des Vorhabens festgestellt werden, dass Anderungen der
genehmigten Plane oder weitere Wasserwirtschaftliche Malinahmen erforderlich sind,
so sind diese vorher mit der SGD Sid, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz Kaiserslautern abzustimmen.

- Den Wasserbehérden, der SGD Sid, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft,
Bodenschutz Kaiserslautern oder deren Beauftragten ist jederzeit der Zutritt zu der An-
lage zu gestatten.

- Wéhrend der Bauzeit ist auf der Baustelle stindig eine Kopie des genehmigten Ent-
wurfs aufzubewahren und auf behdrdliches Verlangen die Anwesenheit eines Verant-
wortlichen sicherzustellen.

- Alle baulichen Anlagen sind entsprechend den anerkannten Regeln der Technik zu er-
richten. Die ,Deutschen Industrie Normen“ (DIN) und die zusatzlichen Technischen
Vorschriften sind zu beachten.

- Baustoffe, Bauteile, Bauarten sowie die dazugehdrenden sonstigen Ausstattungen
sind so zu wahlen, dass sie sicher den zu erwartenden Beanspruchungen standhalten.

- Die Bauarbeiten sind so durchzufiihren, dass die Entwasserung des angrenzenden
Gelandes nicht nachteilig beeinflusst wird.

- Wéahrend der Bauzeit sind Maflinahmen fir eine schadlose Ableitung des abflieRenden
Niederschlagswassers - insbesondere auch bei Starkregen - zu treffen.

1.4 Bodenschutz

- Im Zuge der Baumafnahme wird die Altablagerung tberplant (Reg.-Nr. 312 00 000
0281). Bei der Flache handelt es sich um eine Altablagerung i. S. von 8 2 Abs. 5 Nr. 1
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG). Da die Emissionen auch nach Abschluss
der Auf- bzw. Verfillung nicht ausgeschlossen werden kénnen, hat der Vorhabentrager
ein fachkundiges Ingenieurbiiro mit Erkundungen der Altablagerung zu betrauen. Das
entsprechende Gutachten zur Gefahrdungsabschéatzung ist der oberen Wasserbehor-
de vorzulegen.

- Sollte bei den Flachen Reg.-Nr. 335 04 04-0201 und 0202 sowie Reg.-Nr. 312 00 000-
2002/001 ein Eingriff stattfinden, ist eine fachgutachterliche Begleitung und Dokumen-
tation der MaRnahmen durchzufiihren. Die Belange des Arbeits- und Umgebungs-
schutzes sind zu beachten. Die Dokumentation ist der SGD Sid, Regionalstelle Kai-
serslautern zur Fortschreibung des Bodenschutzkatasters vorzulegen.

- Die geplante Ruckhalteflache befindet sich zudem in unmittelbarer Nachbarschaft der
Altablagerung Reg. Nr. 335 04 045 - 0201. Sollte sich das Ablagerungsinventar der
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Altablagerungen wider Erwarten bis in den Bereich der geplanten Flache erstrecken,
so ist die Ruckhalteflache geeignet abzudichten.

- Des Weiteren ist bei einer Versickerung eine Beeinflussung benachbarter Bereiche
auszuschlieRen.

111.5 Abfallwirtschaft

- Die bei den Bauarbeiten anfallenden Abfélle (Bauschutt, StraRenaufbruch und Erdaus-
hub) sind aufzunehmen und einer ordnungsgemafien Entsorgung zuzufiihren. Bei der
Behandlung der Abfalle sind das Verwertungsgebot und die Vorgaben der abfall- und
bodenschutzrechtlichen Bestimmungen (Kreislaufwirtschaftsgesetz, Bodenschutzge-
setz, Verordnungen) zu beachten. In diesem Zusammenhang sind die ALEX Infoblatter
24, 25 und 26 des Arbeitskreises ,8 12 BBodSchV*, die die Verwertung von Boden und
Bauschutt in bodendhnlichen und technischen Anwendungen regeln, zu beachten.

- Der ,Leitfaden fir den Umgang mit Boden und ungebundenen/gebundenen Stral3en-
baustoffen hinsichtlich Verwertung oder Beseitigung“ vom Arbeitskreis Stralenbauab-
falle Rheinland-Pfalz vom Mai 2007 ist zu beachten. Beim Anfall von eventuell pech-
haltigem StralR3enaufbruchmaterial ist der ,Leitfaden fiir die Behandlung von Ausbau-
asphalt und StralRenaufbruch mit teer-/pechtypischen Bestandteilen bzw. das ,Merk-
blatt zur Verwertung von pechhaltigem StraRenaufbruch in Verkehrsflachen auf3erhalb
des Geschaftsbereiches des Landesbetriebes Mobilitdt Rheinland-Pfalz* zu beachten.

111.6  Grundwasserschutz

Zum Schutz der Gewinnungsanlagen soll der vorgesehene Ruckbau grundwasserschonend
erfolgen. Die eigentliche RiuckbaumalRnahme ist organisatorisch mit dem Zweckverband
Wasserversorgung ,Westpfalz“ und der SGD Sid abzustimmen.

IV. Denkmalschutz

Die StraRenbaudienststelle hat bei der Ausschreibung und Vergabe der Stral3enbauarbeiten
die bauausfihrenden Firmen auf die Beachtung der Bestimmungen des Denkmalschutzge-
setzes — DSchG - hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage kommende archaologische Fund
unverziglich zu melden und die Fundstelle soweit als méglich unverandert zu lassen. Fund-
gegenstande sind gegen Verlust zu sichern. Der Beginn der Bauarbeiten ist der Generaldi-
rektion Kulturelles Erbe, Aul3enstelle Speyer rechtzeitig anzuzeigen.

Daruber hinaus wird dem Vorhabentrager aufgegeben, zu den notwendigen archaologischen
Arbeiten zur Schadensminderung bzw. zum Erhalt der von dem Stralenbauvorhaben be-
ruhrten, geschutzten, archdologischen Kulturdenkmaler beizutragen. Die konkreten Schutz-
bzw. ErhaltungsmalRnahmen sind vom Vorhabentrdger rechtzeitig vor Baubeginn mit der

Seite 25



Kapitel C, Besondere Bestimmungen und Auflagen

Denkmalfachbehorde abzustimmen. Die Kostenbeteiligung des Vorhabentragers regelt sich
nach den gesetzlichen Bestimmungen.

Sollten wirklich arch&ologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesar-
chéologie ein angemessener Zeitraum einzuraumen, damit die Rettungsgrabungen, in Ab-
sprache mit den ausfiihrenden Firmen, planméfig den Anforderungen der heutigen archo-
logischen Forschung entsprechend durchgefiihrt werden kénnen.

V. Weitere Bestimmungen und Auflagen

1.  Sofern bei der Baudurchfiihrung unerwartete Kontaminationen bekannt werden bzw.
auftreten, ist der Landesbetrieb Mobilitat Rheinland-Pfalz als zustandige Behérde nach
dem Bundes-Bodenschutzgesetz bzw. Landesbodenschutzgesetz zu beteiligen.

2. Bezugnehmend auf die Stellungnahme des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar GmbH
sind Behinderungen fur den Busverkehr so gering als méglich zu halten. Sollten Voll-
sperrungen oder Umleitungen der Fahrwege erforderlich werden, so sind diese mit der
DB Regio Mitte und der Stadtwerken Verkehrs AG abzustimmen.

3. Die Sperrfristen der Bahnlinie sind - soweit mdglich - in die Ferienzeiten zu verlegen,
um so die Schilerverkehre nicht zu beeintrachtigen. Der Vorhabentrager hat den Be-
ginn der MalBnahme sowie deren Dauer frihzeitig mit dem Zweckverband SPNV
Rheinland-Pfalz Sud abzustimmen.

4. Entsprechend den Forderungen des Landesamtes fiir Geologie und Bergbau Rhein-
land-Pfalz hat der Vorhabentrager Folgendes zu beachten:

- Sofern die Ausgleichsmalinahmen den Einsatz von schweren Geraten erfordern, hat
hierzu eine erneute Anfrage zur Ermittlung eines moglichen Geféahrdungspotenzials
erfolgen.

- Unter Hinweis auf das Lagerstattengesetz hat der Vorhabentrédger die geotechni-
schen Berichte mit UTM 82 Koordinaten der Bohrpunkte sowie der Schichtenver-
zeichnisse aller Bohrungen dem Landesamt fiir Geologie und Bergbau zu zusenden.

- Bei allen Eingriffen in den Baugrund sind grundsatzlich die einschlagigen Regelwerke
(u.a. DIN 4020 und DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu beriicksichtigen.

5. Der Vorhabentrager wird insbesondere aufgrund der Stellungnahme der Deutschen
Bahn AG, DB Immobilien zu Folgendes verpflichtet:

- Durch das Vorhaben dirfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisenbahnverkeh-
res auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefahrdet oder gestort werden.

- Bezlglich des vorgesehenen Erwerbes des Grundstickes Nr. 136/6 (Gemarkung
Hohenecken) ist zeitnah eine entsprechende Kaufanfrage an folgende Adresse zu
richten: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Camberger StraRe 10 in
60327 Frankfurt am Main, Marion Stover, Kundenteam Vertrieb (CS.R O1-M), Tel.:
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069/265-41367, E-Mail: Immobilien.Mitte@deutschebahn.com. Der Vorhabentréager
hat vor Herstellung der Kompensationsmaflinahme die Entwidmung der Bahnflache
(durch das Eisenbahn-Bundesamt) zu bewirken. Sollte sich die Notwendigkeit erge-
ben, die in der Planung vorgesehene KompensationsmalRnahmen zu verlegen, be-
stehen seitens der Planfeststellungsbehdrde hiergegen keine Bedenken, sofern hier-
bei die den MalRnahmen zugedachte naturschutzfachliche Kompensationswirkung
gleichwertig erreicht werden kann und hinsichtlich der Verlegung der Malinahmen ei-
ne Abstimmung mit der oberen Naturschutzbehdrde erfolgt. Ggf. bleibt eine ergan-
zende Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde vorbehalten.

Bei voruibergehender Inanspruchnahme von bahneigenen Flachen durch Dritte ist vor
Beginn der BaumalRnahme ein Kurzzeitmietvertrag (kostenpflichtig) abzuschlieRen.
Der Vorhabentrager hat sich unter Angabe des Aktenzeichens (TOB-FFM-19-
52560/GO) an folgende Stelle zu wenden: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Regi-
on Mitte, Camberger Stral3e 10 in 60327 Frankfurt am Main, Sven Dober, Facility
Management (CS.R-M-F), Tel.: 069/265-29520, E-Mail:
sven.dober@deutschebahn.com

Das Betreten von Bahnanlagen ist nach § 62 EBO grundséatzlich untersagt und be-
darf daher im Einzelfall einer Genehmigung. Bei notwendiger Betretung fiir die Bau-
ausfiihrung muss der Bauherr bei der DB Netz AG rechtzeitig einen schriftichen An-
trag stellen. In keinem Falle diirfen die Bahnanlagen ohne Genehmigung der DB
Netz AG betreten werden. Alle hieraus entstehenden Kosten missen vom Antragstel-
ler getragen werden. Der Bereich der Gleisanlagen darf ohne Sicherungsposten nicht
betreten werden. Sicherungsposten sind bei einem bahnzugelassenen Sicherungs-
unternehmen zu bestellen (DB Netz AG, Produktionsdurchfiihrung Saarbriicken, Pa-
riser StraRe 358 in 67633 Kaiserslautern, Roland Reiter, Bezirksleiter Fahrbahn
(LNP-SW-D-SBR(IF)), Tel.: 0160/97462236, E-Mail: ro-
land.t.reiter@deutschebahn.com).

Die geplanten landschaftspflegerische Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen auf DB-
Grundeigentum dirfen die Durchfiihrung des Bahnbetriebes nicht beeintréchtigen.
Insbesondere auf die Freihaltung der notwendigen Sichtflachen ist unbedingt zu ach-
ten. Hierzu ein Gestattungsvertrag zwischen der DB und dem Antragsteller abzu-
schlielBen (Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Camberger StraRe 10
in 60327 Frankfurt am Main, Bettina Welker, Eigentumsmanagement (CS.R-M-L(A)),
Tel.: 069/265-30305, E-M: bettina.welker@deutschebahn.com).

Fiur die KreuzungsmalRnahme mit Bahngelande (Eisenbahniberfihrung im Bahn-km
ca. 9,53) ist eine Kreuzungsvereinbarung nach 8 5 Eisenbahnkreuzungsgesetz
(EKrG) abzuschlieRen. Da die Eisenbahniberfiihrung in das Eigentum und Unterhal-
tungspflicht der DB Netz AG ubergeht, erhalt die DB Netz AG gemal der Abldsebe-
trage-Berechnungsverordnung (ABBV) vom Juli 2010 eine Ablésesumme. In diesem
Fall ist vor Abschluss der EKrG-Kreuzungsvereinbarung gemaR 8§ 11 (1) EKrG noch
eine Planungsvereinbarung mit dem Stral3enbaulasttrager abzuschlieBen (DB Netz
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AG, Regionalnetze Reinhessen-Weinstrale und Pfalz, Lachener Strale 112 in
67433 Neustadt an der Weinstral3e, Melanie Wirok, Planung und Steuerung (I.NVR-
SW-R-RHW(BP)), Tel.: 06321/851-371, E-Mail: melanie.wirok@deutschebahn.com).

Zur Abstimmung der Planung sollte eine friihzeitige Beteiligung der Anlagenplanung
der DB Netz AG erfolgen (DB Netz AG, Produktionsdurchfiihrung Saarbriicken, Am
Hauptbahnhof 4-12 in 66111 Saarbriicken, Igbal Barekzei, Anlagenverantwortlicher
Konstruktiver Ingenieurbau (I.NP-SW-D-SBR(IF)), Tel.: 0681/308-4847, E-Mail: ig-
bal.barekzei@deutschebahn.com).

Sollte das UberfUhrungsbauwerk Uber die Eisenbahntrasse bestehen bleiben, muss
die Inspektion und Instandhaltung des Bauwerkes weiterhin durch die Deutsche Bahn
erfolgen. Die Kosten wirden wie bisher dem Stralenbaulasttréger in Rechnung ge-
stellt werden.

Vor Beginn der Bauarbeiten in unmittelbarer Nahe zu den Bahnbetriebsanlagen ist
mit der DB Netz AG unter nachfolgender Adresse eine Baudurchfiihrungsvereinba-
rung abzuschlieBen, damit der Betrieb oder die Anlagen der DB Netz AG wéhrend
der Baumalinahme nicht beeintrachtigt oder beschadigt werden: DB Netz AG, Regi-
onalnetze Reinhessen-WeinstralRe und Pfalz, Lachener Stral3e 112 in 67433 Neu-
stadt an der WeinstralRe, Florian Kimpel, Bau- und Betriebskoordinator (.NVR-SW-R-
PFZ(BK)), Tel.: 06321/851-303, E-Mail: florian.kimpel@deutschebahn.com

Die Richtlinie 406 ist zu beachten; die Mitteilung ist an die DB Netz AG, Regionalnet-
ze Reinhessen-WeinstraRe und Pfalz, Lachener Strale 112 in 67433 Neustadt an
der WeinstralRe, Melanie Wirok, Planung und Steuerung (I.NVR-SW-R-RHW/(BP)),
Tel.: 06321/851-371, E-Mail: melanie.wirok@deutschebahn.com zu richten.

Die Standsicherheit und Funktionstichtigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahn-
damm, Kabel- und Leitungsanlagen, Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind
stets zu gewahrleisten. Die Bauarbeiten missen grundsatzlich aufRerhalb des Ein-
flussbereichs von Eisenbahnverkehrslasten (Stutzbereich) durchgefihrt werden. Der
Eisenbahnbetrieb darf weder behindert noch gefahrdet werden. Im Bereich der Sig-
nale, Oberleitungsmasten und Gleise dirfen keine Grabungs- / Rammarbeiten
durchgefuhrt werden.

Das Baufeld ist in Gleisndhe so zu sichern, dass keine Baufahrzeuge, Personen, Ma-
terialien oder Gerate unbeabsichtigt in den Gefahrenbereich gelangen. Wahrend der
Arbeiten muss in jedem Fall sichergestellt sein, dass durch die Bauarbeiten der Ge-
fahrenbereich (Definition: Siehe GUV VD 33 Anlage 2) der Gleise, einschlief3lich des
Luftraumes nicht berthrt wird. Sollten dafur Einfriedungen notwendig sein, sind diese
durch den Bauherrn zu erstellen und dauerhaft instand zu halten. Baumaterial, Bau-
schutt etc. durfen nicht auf Bahngeléande zwischen- oder abgelagert werden.

Bei Bauarbeiten in Gleisndhe sind die Verdffentlichungen der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung DGUV Vorschrift 1, DGUV Vorschrift 4, DGUV Vorschrift 53,
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DGUV Vorschrift 72, DGUV Regel 101-024, DGUV Vorschrift 78, DV 462 und die DB
Konzernrichtlinien 132.0118, 132.0123 und 825 zu beachten.

Bei Planungs- und Bauvorhaben in raumlicher Nahe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum
Schutz der Baumal3nahme und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten
von Sicherheitsabstanden zwingend vorgeschrieben. Wahrend der Bauarbeiten ist
der Gleisbereich (Regellichtraum einschlie3lich Gefahrenbereich) im Abstand von
6,00 m zur Gleisachse immer freizuhalten.

Wenn Sicherheitsabstidnde zu Bahnbetriebsanlagen unterschritten werden missen,
sind nach Art der jeweiligen Gefahrdung geeignete Malznahmen mit der DB Netz AG
abzustimmen und zu vereinbaren. Die erforderlichen Nachweise und Planungen sind
vorher zur Prifung der DB Netz AG vorzulegen. Die DB Netz AG legt die Schutz-
malinahmen und mdgliche Standsicherheitsnachweise fiir Bauwerke fest, die dann
bindend zu beachten sind (Ansprechpartner: DB Netz AG, Produktionsdurchfihrung
Saarbriicken, Pariser Stral3e 358 in 67633 Kaiserslautern, Roland Reiter, Bezirkslei-
ter Fahrbahn (I.LNP-SW-D-SBR(IF)), Tel.. 0160/97462236, E-Mail: ro-
land.t.reiter@deutschebahn.com).

Bei Bauausfuhrungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeraten (z. B. (Mobil-) Kran, Bag-
ger etc.) ist das Uberschwenken der Bahnfliche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit
angehangten Lasten oder herunterhangenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser
Auflagen ist durch den Bau einer Uberschwenkbegrenzung (mit TUV-Abnahme) si-
cher zu stellen. Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der
DB uberschwenkt, so ist mit der DB Netz AG eine schriftliche Kranvereinbarung ab-
zuschlieRen, die mindestens 4 Wochen vor Kranaufstellung bei der DB Netz AG zu
beantragen ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen.

Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der DB
zum Vorhaben bei der DB Netz AG einzureichen. Generell ist auch ein maf3stablicher
Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen Schwenkradius bei der DB Netz AG,
Regionalnetze Reinhessen-Weinstralle und Pfalz, Lachener Strae 112 in 67433
Neustadt an der Weinstral3e, Florian Kimpel, Bau- und Betriebskoordinator (I.NVR-
SW-R-PFZ(BK)), Tel.: 06321/851-303, E-Mail: florian.kimpel@deutschebahn.com
vorzulegen.

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z. B. Baustellenbeleuch-
tung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Néhe der Gleise o-
der von Bahniibergdngen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass Blendungen der
Triebfahrzeugfiihrer ausgeschlossen sind und Verfalschungen, Uberdeckungen und
Vortdauschungen von Signalbildern nicht vorkommen.

Bei Abbrucharbeiten ist die Staubentwicklung in Grenzen zu halten. Sie darf die freie
Sicht im Bereich der Gleisanlagen, insbesondere des Bahnubergangs, nicht ein-
schréanken. Sollte mit Wasser zur Vermeidung der Staubemissionen gearbeitet wer-
den, so ist in jedem Fall eine Lenkung des Wasserstrahls auf die Bahnanlage auszu-
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schlielBen. Es muss in jedem Fall dafiir gesorgt werden, dass keine Teile der Ab-
bruchmassen auf die Bahnanlage (Gleisbereich) gelangen kénnen (Vermeidung von
Betriebsgefahrdungen).

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen,
mussen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Abstand
und Art von Bepflanzungen missen so gewahlt werden, dass diese z. B. bei Wind-
bruch nicht in die Gleisanlagen fallen kénnen. Diese Abstdnde sind durch geeignete
MalRnahmen Rickschnitt u. a.) standig zu gewéhrleisten.

Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelande ist entsprechend der Endwuchshéhe
zu wahlen. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeintrachtigungen des Eisen-
bahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen kdnnen, missen diese entspre-
chend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behélt sich die Deut-
sche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung auf Kosten des Eigentimers zurtickzu-
schneiden bzw. zu entfernen. Entsprechende Neuanpflanzungen in unmittelbarer
Bahnn&he sind von vornherein auszuschlief3en.

Dach-, Oberflachen- und sonstige Abwasser dirfen nicht auf oder Gber Bahngrund
abgeleitet werden. Sie sind ordnungsgemalf in die Offentliche Kanalisation abzulei-
ten. Einer Versickerung in Gleisndhe kann nicht zugestimmt werden. Die Vorflutver-
haltnisse diurfen durch die Baumalnahme, die Verlegung des Hoheneckermihlba-
ches, Baumaterialien, Erdaushub etc. nicht verédndert werden. Insbesondere gilt dies
fur den teilweisen Riuckbau des Durchlasses im Bahn-km 10,259 und die naturnahe
Ausbildung des Aschbaches. Der Durchlass durch die Bahnstrecke darf in keiner
Weise beeintrachtigt werden und die Durchflussmenge muss unverandert bleiben.
Zudem ist die Gleisentwéasserung weiterhin sicherzustellen und der Bahnkorper darf
nicht beeintrachtigt werden.

Bahneigene Durchlasse und Entwasserungsanlagen dirfen in ihrer Funktion nicht
beeintrachtigt werden. Ein Zugang zu diesen Anlagen fir Inspektions-, Wartungs-
und Instandhaltungsmal3nahmen ist sicherzustellen.

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissio-
nen (insbesondere Luft- und Koérperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch
Bremsstéube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu
Immissionen an benachbarter Bebauung fihren kénnen.

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgelandes sowie sonsti-
ges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemafd § 62 EBO
unzulassig und durch geeignete und wirksame Malinahmen grundsatzlich und dau-
erhaft auszuschlieen. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit. Sollen Gleisquerungen
geschaffen oder vorhandene Querungen genutzt werden, ist ein Gestattungsvertrag
abzuschlieRen und bei einer vorhandenen Querung auf die erhdhte Zuleitung zu pri-
fen.
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10.

11.

12.

- Es diurfen keine Bahnanlagen, Betriebseinrichtungen oder Fahrzeuge beschadigt o-
der verunreinigt werden. Schranken oder sonstige Sicherungseinrichtungen duirfen
nicht unerlaubt getffnet, Fahrthindernisse zu bereitet werden oder andere betriebs-
stérende oder betriebsgefdhrdende Handlungen vorgenommen werden.

Der Forderung der Stadtverwaltung Kaiserslautern als untere Wasserbehdrde entspre-
chend hat der Vorhabentrager sicherzustellen, dass die bestehende Schmutzwasser-
Druckleitung inklusive der Entliftungsoffnung und des Pumpwerks wahrend der Bau-
malinahme nicht beschéadigt oder in seiner Funktion beeintrachtigt wird. Aul3erdem ist
im Bereich der Hoheneckermihle Nr. 7 und 8 darauf zu achten, dass kein erhdhter
Oberflachenabfluss zu den Grundstiicken entsteht.

Der Vorhabentrager hat der Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer fur die
Pfalz Rechnung zu tragen, in dem er die ggf. erforderlich werdenden Sperrungen der
StralRen moglichst kurz zu halten und frihzeitig auszuschildern hat.

Entsprechend der Stellungnahme der Zentralstelle der Forstverwaltung wird dem Vor-
habentrager auferlegt, zu gegebener Zeit ein entsprechendes Konzept der erforderli-
chen VerkehrssicherungsmalRhahmen zu erarbeiten und ggf. mit dem betroffenen
Waldeigentiimer abzustimmen.

Sollte ggf. - entgegen der derzeitigen Planung - die Errichtung eines Anglerparkplatzes
auf forsteigenen Flachen angestrebt werden, so ist dies vorab mit dem zusténdigen
Forstamt abzustimmen.

Soweit es dem Vorhabentrdger ohne Weiteres maoglich ist, sind die Empfehlungen
~Waldwegebau“ einzuhalten. Dies bezieht sich auf die Breite des Rad- und Gehweges
(auf der zuriickzubauenden L 502) als auch auf deren Tragfahigkeit. Hier sollte eine
Wegbreite von 3,50 m sowie eine Tragfahigkeit fir 10t Achslast gewahlt werden.

Der Vorhabentrdger hat eine Vereinbarung mit dem Forstamt Kaiserslautern bzgl. der
naturschutzfachlichen Mafinahmen E 7.1 und E 12.1 sowie der waldverbessernden
MalRnahmen im Hinblick auf einen waldrechtlichen Ausgleich zu schlieen.

Die im Planbereich liegenden, Uber die betroffenen Strafl3enteile erschlossenen, land-
wirtschaftlichen Flachen mussen wahrend der Vegetationszeit fiir alle relevanten Be-
wirtschaftungsgéange erreichbar bleiben.

Sollte sich aufgrund der vorliegenden Planung an der Einmindung des Forstweges ein
Unfallschwerpunkt entwickeln, hat der Vorhabentrdger entgegenwirksame Mal3nah-
men, wie beispielsweise verkehrsbehdrdliche Anordnungen zu treffen.
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Beteiligte

Trager offentlicher Belange

1.

Industrie- und Handelskammer fir die Pfalz, Dienstleistungszentrum Kai-
serslautern, Europaallee 14 in 67657 Kaiserslautern

- Schreiben vom 03. Mai 2019

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.7 dieses Beschlusses)
Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH, B1 3-5 in 68159 Mannheim
- Schreiben vom 15. Mai 2019

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.2 dieses Beschlusses)

Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchao-
logie, Aul3enstelle Speyer, Kleine Pfaffengasse 10 in 67346 Speyer

- Schreiben vom 14. Mai 2019, Az.: E2019/0530 hs
(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. IV dieses Beschlusses)

Deutsche Telekom Technik GmbH, Niederlassung Sudwest, PTI 11, Pirma-
senser Stralle 65 in 67655 Kaiserslautern

- Schreiben vom 13. Mai 2019, Az.: 203-19/NWKL/JT
(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. I.b dieses Beschlusses)

Zweckverband Schienenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Sid, Bahn-
hofstraRe 1 in 67655 Kaiserslautern

- Schreiben vom 21. Mai 2019
(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.3 dieses Beschlusses)

Verbandsgemeinde Kaiserslautern-Sid (jetzt: Verbandsgemeinde Land-
stuhl), KaiserstralRe 49 in 66849 Landstuhl

- Schreiben vom 04. Juni 2019
(vgl. Ausfithrungen in Kapitel E, Nr. VIII.1.2 dieses Beschlusses)

Ortsgemeinden Krickenbach, Queidersbach und Stelzenbach, tber die VG
Landstuhl, Kaiserstral3e 49 in 66849 Landstuhl

- Schreiben vom 04. Juni 2019
(vgl. Ausfithrungen in Kapitel E, Nr. VIII.1.2 dieses Beschlusses)

Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Ingersheimer Stral3e 20 in 70499 Stutt-
gart

- Schreiben vom 11. Juni 2019, Az.: S00753175
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. l.a dieses Beschlusses)

Zentralstelle der Forstverwaltung, Le Quartier Hornbach 9 in 67433 Neustadt
- Schreiben vom 01. Juli 2019, Az.: 3.1-6313

- Schreiben vom 22. April 2020, Az.: 3.1-6313

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. 8, 9, 10 und 12 sowie Kapitel E, Nr.
VIII.1.1 dieses Beschlusses)

Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Dienststelle Kaiserslautern,
Rochlingstralle 1 in 67663 Kaiserslautern

- Schreiben vom 07. Juli 2019, Az.: 14-06.13
- Schreiben vom 22. April 2020, Az.: 14-06.12

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. 11 und 12 sowie Ausfihrungen in Kapi-
tel E, Nr. VIII.1.4 dieses Beschlusses)

Kreisverwaltung Kaiserslautern, Burgstrale 11 in 67659 Kaiserslautern
- Schreiben vom 03. Juli 2019, Az.: 5.5-1111
(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. Il dieses Beschlusses)

Landesamt fiir Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Emy-Roeder-Stral3e
5in 55129 Mainz

- Schreiben vom 08. Juli 2019, Az.: 3240-0555-19/V1
(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.4 dieses Beschlusses)

Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Camberger Strale 10 in
60327 Frankfurt am Main

- Schreiben vom 11. Juli 2019, Az.: TOB-FFM-19-52560/GO

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. I.c und V.5 dieses Beschlusses)
Stadt Kaiserslautern, Willy-Brandt-Platz 1 in 67653 Kaiserslautern

- Schreiben vom 10. Juli 2019, Az.: 61.31-ru/an

- Schreiben vom 23. April 2020, Az.: 61.31-ru/an

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. Il und V.6 sowie Ausfiihrungen in Kapi-
tel E, Nr. VIII.1.3 dieses Beschlusses)

Struktur- und Genehmigungsdirektion Sud, Friedrich-Ebert-Strale 14 in
67433 Neustadt an der Weinstral3e

- Schreiben vom 08. Juli 2019, Az.: 14-435-12:41
- Schreiben vom 12. Juli 2019, Az.: 42-553-012 B270

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. Il dieses Beschlusses)
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16. Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid, Regionalstelle Wasserwirt-
schaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz, Fischerstral3e 12 in 67655 Kaisers-
lautern

- Schreiben vom 31. Juli 2019, Az.: 32-2-50.04.01.08
(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. Ill dieses Beschlusses)

17. Zweckverband Wasserversorgung ,Westpfalz, Am Ramsteiner Weg 2 in
67685 Weilerbach

- Schreiben vom 01. Oktober 2019
- E-Mail vom 09. April 2020

(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. I.d dieses Beschlusses)

Anerkannte Vereinigung
Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e.V., Fasanerie 1 in 55457 Gensingen
- Schreiben vom 04. Juni 2019, Az.: V-eb

(vgl. Ausfiuihrungen in Kapitel E, Nr. VI111.3 dieses Beschlusses)

Privatpersonen

Im Verfahren haben sich 3 Privatpersonen gedufRert. Aus datenschutzrechtlichen
Grinden wird auf die Angabe von Namen und Anschriften verzichtet.
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E Begrindung

l. Notwendigkeit des Planfeststellungsverfahrens

BundesfernstraRen durfen gemald 8 17 FStrG nur gebaut werden, wenn der Plan vorher
festgestellt ist. Durch die Planfeststellung wird die Zuléssigkeit des Vorhabens einschlief3lich
der notwendigen FolgemafRnahmen im Hinblick auf alle von ihm berihrten 6ffentlichen Be-
lange festgestellt, und es werden alle 6ffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Tra-
ger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt (8 75
Abs. 1 VwV{G). Die vorliegende Stralenbaumalinahme ist ein planfeststellungspflichtiges
Vorhaben im Sinne von § 17 FStrG. Der vorliegende Planfeststellungsbeschluss umfasst
kraft seiner Konzentrationswirkung nach 8 75 Abs. 1 VwVfG auch alle nach anderen Rechts-
vorschriften notwendigen Genehmigungen, Befreiungen, etc. mit Ausnahme der wasser-
rechtlichen Erlaubnis bzw. Bewilligung (s. Kapitel B, Ziffer 1, 3. Absatz).

II.  Zustandigkeit

Der Landesbetrieb Mobilitdt Rheinland-Pfalz in Koblenz ist gemald 8 17 FStrG i.V.m. § 22
Abs. 4 FStrG i.V.m. § 6 Abs. 7 LStrG i.V.m § 49 Abs. 2 LStrG i.V.m. Art. 1, § 1 des Landes-
gesetzes zur Neuorganisation der Stralen- und Verkehrsverwaltung Rheinland-Pfalz vom
18.12.2001, GVBI. S. 303, i.V.m. Art. 1, Nr. 1 des Landesgesetzes zur Anpassung von Lan-
desgesetzen an die Umbenennung des Landesbetriebes Stralen und Verkehr in Landesbe-
trieb Mobilitat vom 22.12.08, GVBI. S. 317, i.V.m. der Organisationsverfigung tber die Um-
benennung des Landesbetriebes StraRen und Verkehr (LSV) vom 5.1.2007, veréffentlicht im
Staatsanzeiger vom 15.1.2007, Seite 2, fir den Erlass des Planfeststellungsbeschlusses
zustandig.

Ill.  Verfahren

1.1 Antragstellung

Die Planunterlagen fur die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Brei-
tenau sind dem Landesbetrieb Mobilitdt Rheinland-Pfalz in Koblenz mit Schreiben des Lan-
desbetriebes Mobilitat Kaiserslautern vom 15. April 2019, Az.: B270-A.32-05-0043 CD 80a/I
70a zur Durchfuhrung des Anhorungsverfahrens und zum Erlass des Planfeststellungsbe-
schlusses zugeleitet worden.

1.2 Feststellung der UVP-Pflicht

Die vorliegende Strafenplanung ist uvp-pflichtig. Das durchgefuhrte Verfahren gentgt den
verfahrensrechtlichen Anforderungen an die Durchfiihrung der Umweltvertraglichkeitspri-
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fung. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Ausfihrungen in Kapitel A, Nr. V und Kapitel
E, Nr. VIl verwiesen.

1.3 Behdrden- und Offentlichkeitsbeteiligung

Die in Kapitel A, Nr. X und XI genannten Unterlagen haben in der Zeit vom 13. Mai 2019
bis einschlie3lich 12. Juni 2019 bei der Verbandsgemeindeverwaltung Kaiserslautern und
bei der Stadtverwaltung Kaiserslautern zu jedermanns Einsichtnahme ausgelegen. Zeit und
Ort der Planauslegung sind vorher rechtzeitig und ortsiblich bekannt gemacht worden. In
der Bekanntmachung waren diejenigen Stellen bezeichnet, bei denen Einwendungen schrift-
lich eingelegt oder mundlich zu Protokoll gegeben werden konnten. Einwendungen und Stel-
lungnahmen konnten bis zum Ablauf der Einwendungsfrist am 12. Juli 2019 vorgebracht
werden.

Diejenigen Grundstiickseigentiimer, die ihren Wohnsitz nicht in der von der Baumalinahme
betroffenen Gemarkung haben (Ausmarker), sind von der Planauslegung rechtzeitig unter-
richtet worden.

Die nach den geltenden Rechtsvorschriften anerkannten Vereine wurden Uber das Straf3en-
bauvorhaben unterrichtet und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme.

I11.4 Erdrterungstermin

Im Verfahren wurden von mehreren Beteiligten Stellungnahmen abgegeben; es wurden 3
private Einwendungen erhoben.

Es wurde gemald § 17a Nr. 1 FStrG auf die Durchfihrung eines Erdrterungstermins verzich-
tet. Diese Absicht hatte die Anhérungsbehérde denjenigen, die eine Stellungnahme abgege-
ben bzw. eine Einwendung erhoben hatten, mit Schreiben vom 26. Marz 2020 - unter Frist-
setzung zur Rickaulierung - mitgeteilt. Dem Anschreiben war die Erwiderung des Vorhaben-
tragers zu der jeweiligen Stellungnahme / Einwendung beigefugt. Die Beteiligten hatten sich
mit einem Verzicht auf die Durchfiihrung eines Erorterungstermins ausdricklich einverstan-
den erklart.

1.5 Zusammenfassende Beurteilung des Anhérungsverfahrens

Die Planfeststellungsbehorde stellt fest, dass die Planoffenlage bei den Offenlagestellen
ordnungsgeman und im Einklang mit den verfahrensrechtlichen Bestimmungen erfolgt ist.
Ebenso ist auch der Verzicht auf einen Erérterungstermin nicht zu beanstanden. Das durch-
gefiihrte Verfahren geniigt im Ubrigen auch den verfahrensrechtlichen Anforderungen des
UVP-Rechts.
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IV. Erlauterungen zur Zulassigkeit der festgestellten Planung

Die Planfeststellungsbehdrde stellt mit diesem Beschluss die umfassende formell-rechtliche
und materiell-rechtliche Zulassigkeit der Strafenplanung fir die Beseitigung des Unfall-
schwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau fest.

Hierzu wird im Folgenden ndher ausgefiihrt:

Die vorliegend planfestgestellte Stral3enbaumaflnahme liegt bei Breitenau (stdwestlich von
Kaiserslautern), einem Ortsteil von Stelzenberg (L 502, K 6) sowie bei den Ortslagen Ho-
heneckermihle und Gelterswoog (B 270).

Die B 270 verlauft, ausgehend von der Einmiindung in die B 41 bei Idar-Oberstein, in sudli-
cher Richtung durch Kaiserslautern und endet in Pirmasens mit dem Anschluss an die B 10.
Sie hat gemal ihrer verkehrlichen Bedeutung eine tberregionale Verbindungsfunktion (Ver-
bindungsfunktionsstufe 1) zwischen dem Mittelzentrum Idar-Oberstein, dem Oberzentrum
Kaiserslautern und dem Mittelzentrum Pirmasens. Die L 502 hingegen beginnt am Knoten-
punkt mit der B 37 in Kaiserslautern und verlauft in stidwestlicher Richtung durch den Stadt-
teil Espensteig, an Breitenau vorbei und endet momentan mit der Einmiindung in die B 270
im Bereich des nérdlichen Endes des Walzweihers. Die L 502 ist aufgrund ihrer verkehrli-
chen Bedeutung eine zwischengemeindliche Regionalstralle.

Die vorgesehene StralRenbaumalinahme umfasst den Umbau der Einmindungsbereiche der
L 502 in die B 270 sudlich der Annexe Breitenau sowie der K 6 in die B 270 westlich von
Breitenau. Die beiden Knotenpunkte sind als Unfallhdufungsstellen zu verzeichnen. Die Be-
seitigung dieser Unfallhdaufungsstellen soll zur Steigerung der Verkehrsqualitat, Leistungsfa-
higkeit und vorrangig zur Verkehrssicherheit im Plangebiet beitragen.

Es wurden im Vorfeld 3 Varianten (Variante A, B und C) untersucht und die Vor- und Nach-
teile der jeweiligen Planung gegeniibergestellt. Dabei ergab sich die Variante A als Vorzugs-
variante (vorliegende Planung). Sie wurde nicht nur aus stral3enbautechnischen und sicher-
heitstechnischen Grinden favorisiert, sondern sie stellt auch die umweltvertraglichste LO-
sung dar. Die Einzelheiten zu den jeweiligen Varianten kdnnen dem Erlauterungsbericht
entnommen werden.

Die vorliegende Planung enthélt die Errichtung einer leistungsfahigen und verkehrssicheren
Kreisverkehrsanlage, die sich ca. 40 m sidlich des vorhandenen Einmiindungsbereiches der
K 6 in die B 270 befinden wird. Im Zuge der DB-Strecke 3300 zwischen Kaiserslautern und
Pirmasens wird siidostlich des bestehenden Bauwerkes ein neues Uberfiihrungsbauwerk
gebaut, das die Bahnstrecke uiber die zu verlegende L 502 uiberfiihrt. Das vorhandene Uber-
fuhrungsbauwerk der DB-Strecke ist sanierungsbedurftig und - insbesondere im Hinblick auf
seine unzureichenden Durchfahrtshéhen - den Anforderungen an ein leistungsféhiges und
verkehrssicheres Uberfilhrungsbauwerk nicht mehr gewachsen. Zuséatzlich erfolgt die Anle-
gung eines Rad- und Gehweges an die B 270 und an den Kreisverkehrsplatz sowie an der
kunftigen L 502 in Richtung Breitenau.

Die vorhandene Streckencharakteristik im Zuge der B 270 ist gepragt durch eine kurvenrei-
che und in weiten Bereichen unibersichtliche Linienfihrung mit einer Fahrbahnbreite zwi-

Seite 37



Kapitel E, Begriindung

schen 7,50 und 8,00 m. Damit wird sie den heutigen Verkehr- und Nutzungsanforderungen
nicht mehr gerecht. Ein wesentliches Problem stellt dabei die Sicht auf wartepflichtige Ab-
bieger in die K 6 dar. Separate Abbiegespuren im Zuge der Bundesstral3e sind nicht vorhan-
den, sodass die abbiegenden bzw. wartenden Fahrzeuge bei Gegenverkehr den durchge-
henden Verkehr im Zuge der Bundesstralie blockieren.

Die bereits derzeit hohen Verkehrszahlen werden sich entsprechend der Prognoseberech-
nung erhoéhen. Auf der B 270 in Richtung Hohenecken ist im Jahre 2030 mit einem Ver-
kehrsaufkommen von 12.100 Kfz/24h zu rechnen. Der Verkehr in Richtung Schopp wird et-
wa 16.700 Kfz/24h betragen. Damit spitzt sich die Unfallgefahr noch weiter zu, wie die Ka-
pazitatsberechnung bestatigt: Der Einmiindungsbereich der K 6 in die B 270 weist die Quali-
tatsstufe C fur die morgendlichen Spitzenstunden aus, am Nachmittag sogar Stufe D. Im
Einmindungsbereich der L 502 in die B 270 ist in beiden Spitzenstufen die Qualitatsstufe F
erreicht. Das bedeutet, dass sich lange, standig wachsende Schlangen mit besonders hohen
Wartezeiten bilden, die sich erst nach einer deutlichen Abnahme der Verkehrsstarke wieder
zu flieBRendem Verkehr auflésen. Die Kapazitat ist demnach nicht mehr gesichert; der Kno-
tenpunkt ist deutlich Gberlastet.

Die durch die Ausbaumaflnahme entstehende Streckencharakteristik im Zuge der B 270
wird geprégt durch die geplante Kreisverkehrsanlage im Einmindungsbereich der L 502 aus
Richtung Espensteig. Durch die Lage des Kreisverkehrs wird die Erkennbarkeit des Knoten-
punktes gewahrleistet und damit die Verkehrssicherheit und Verkehrsqualitat erhoht. Die
Errichtung einer Kreisverkehrsanlage im Zuge der B 270 hilft das Geschwindigkeitsniveau zu
reduzieren und dadurch die Verkehrssicherheit zu erhdhen. Der geplante Rad- und Gehweg
an der B 270 erhoht die Verkehrssicherheit um ein weiteres; der geplante Fahrbahnteiler in
der B 270 aus Richtung Hohenecken ermdglicht zudem ein gesichertes Uberqueren der
Fahrbahn. Der stralRenbegleitende Rad- und Gehweg westlich der zu verlegenden Landes-
stralRe stellt die Verbindung zur Ortslage Breitenau mit den dort geplanten bzw. vorhande-
nen Rad- und Gehwegen dar.

AbschlieRend ist somit festzuhalten, dass die mangelnden Sichtweiten, das unzureichende
Lichtraumprofil am vorhandenen Uberfiihrungsbauwerk sowie die unzureichenden Fahr-
bahnbreiten (insbesondere im Kurvenbereich) dringend einer Verbesserung bedirfen. Be-
sonders im Hinblick auf die hohen Unfallzahlen - sprich bis zu 19 Unféalle pro Jahr - ist es
unbedingt geboten, die B 270 inklusive ihrer Einmiindungsbereiche verkehrssicherer zu ge-
stalten. Die Beseitigung der beiden Unfallschwerpunkte erwirkt nicht nur eine Steigerung der
Verkehrsqualitat, sondern tragt auch dem 6ffentlichen Interesse nach einem leistungsfahigen
und sicheren Verkehrsraum Rechnung. Der Verkehrsfluss im Zuge der B 270 sowie der
L 502 gestaltet sich nach Realisierung der Stral3enbaumalnahme zulgiger und verkehrssi-
cherer. Im Ubrigen ist die Anlegung eines Geh- und Radweges eine sinnvolle Erganzung zur
Entflechtung der Verkehrsarten und dient gleichzeitig als Teilstiick der Herstellung des ge-
planten Radwege- und Radwandernetzes. Hierbei wird eine Steigerung der Attraktivitat als
Naherholungsgebiet sowie des Tourismus im Plangebiet bewirkt.
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Nach alledem ist das hier planfestgestellte Stralenbauvorhaben aus Sicht der Planfeststel-
lungsbehorde im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ,verninftiger-
weise geboten”.

V. Entwasserung/ Gewasserschutz

Die vorliegende Stralenbaumalinahme genligt den wasserrechtlichen Anforderungen des
Europaischen Gemeinschaftsrechts und des nationalen Wasserrechts.

V.1 Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Umweltzielen der WRRL und die Bewirtschaf-
tungsziele des WHG

Das Vorhaben steht mit den Umweltzielen der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und den
entsprechenden Bewirtschaftungszielen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Einklang.

Das WHG normiert rechtliche Zielvorgaben fiir die Bewirtschaftung von Oberflachengewéas-
sern und des Grundwassers. Oberirdische Gewasser sind danach gemal § 27 Abs. 1 des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres
Okologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird und dass ein guter dkologi-
scher und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Oberirdische Ge-
wasser, die nach § 28 WHG als kunstlich oder erheblich veréandert eingestuft werden, sind
gemanlR § 27 Abs. 2 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres dkologi-
schen Potentials und ihres chemischen Zustands vermieden wird und ein gutes 6kologi-
sches Potential und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden. Das
Grundwasser ist gemal § 47 Abs. 1 WHG so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung
seines mengenmalRigen und chemischen Zustands vermieden, der Trend zum menschen-
verursachten Anstieg von Schadstoffkonzentrationen umgekehrt und ein guter mengenma-
Riger Zustand erhalten oder erreicht wird. 8 31 WHG er6ffnet Ausnahmen von den Bewirt-
schaftungszielen fur Oberflachengewdasser. Hinsichtlich zulassiger Ausnahmen von den in §
47 Abs. 1 WHG fir das Grundwasser formulierten Bewirtschaftungszielen verweist § 47 Abs.
3 WHG auf die entsprechende Anwendung der Ausnahmeregelungen fir Oberflachenge-
wasser in § 31 Abs. 2 WHG. Die in den 88 27 und 47 WHG normierten Verschlechterungs-
verbote und Verbesserungsgebote wurden zur Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 Buchst. a Ziff. i
bis iii, Buchst. b Ziff. | bis iii der Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fiur Mal3nahmen der
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABI. L 327 S. 1 - Wasserrahmenrichtlinie) -
WRRL - in das Wasserhaushaltsgesetz aufgenommen. Die in den 88 31 und 47 WHG er6ff-
neten Ausnahmen gehen auf die entsprechenden Ausnahmeregelungen in Art. 4 Abs. 6 bis
8 WRRL zuriick. Die im WHG zur Umsetzung von Art. 4 Abs. 1 WRRL normierten Ver-
schlechterungsverbote und Verbesserungsgebote sind bei der Zulassung eines Projekts -
auch im Rahmen der Planfeststellung eines (fern-)stralenrechtlichen Vorhabens nach § 17
FStrG — zu beachten.
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Den vorbeschriebenen gemeinschaftsrechtlichen (Art. 4 WRRL) sowie bundeswasserrechtli-
chen (88 27 ff. und 47 ff. WHG) Anforderungen an den Wasser- und Gewasserschutz tragt
die vorliegende Zulassungsentscheidung Rechnung.

Im vorliegenden Planbereich liegt der Oberflachenwasserkorper ,Moosalbe” sowie der
Grundwasserkdorper ,Moosalbe”. Es ist jedoch festzustellen, dass das Vorhaben zu keiner
Verschlechterung des mengenmalfigen und chemischen Zustandes der jeweiligen Wasser-
korper kommt.

Unter Berlcksichtigung der technischen Ausgestaltung des Bauvorhabens erweist sich die
bei der vorliegenden Planung vorgenommene Prifung der Projektauswirkungen auf die
Umweltziele der WRRL bzw. die Bewirtschaftungsziele des WHG als sach- und fachgerecht.
Es ist bei der hier festgestellten Stral3enplanung keine vorhabenbedingte Verschlechterung
des jeweiligen Zustands des Grundwasserkdrpers und des Oberflachenwasserkorpers zu
erwarten. Angesichts der Gegebenheiten der Planung und ihrer wassertechnischen Ausge-
staltung, die sich am einschléagigen technischen Regelwerk orientiert, und deren Wirkungen
sich im Rahmen der bei vergleichbaren Stralenbauprojekten Ublicherweise auftretenden
Projektwirkungen bewegen, ist solches nicht erkennbar. Zugleich ist sichergestellt, dass die
Planung auch den in der WRRL und im WHG beschriebenen Verbesserungsgeboten fir das
Grundwasser nicht widerspricht. Dabei gilt es vorliegend auch zu berlcksichtigen, dass es
hier nicht um die Beurteilung der Auswirkung einer neu zu bauenden Stral3e geht, sondern
um den Ausbau einer bereits vorhandenen Stral3e, der hinsichtlich seiner Wirkungen mit
denen einer Neubaumal3nahme nicht annédhernd vergleichbar ist. Hinzu kommt, dass mit
dem Stral3enausbau bzw. der Anlegung eines Kreisverkehrsplatzes auch keine verkehrser-
hoéhende Wirkung verbunden ist. Die Obere Wasserbehérde hat der Planung unter Berlck-
sichtigung von wasserrechtlichen Auflagen zugestimmt. Die notwendigen wasserrechtlichen
Genehmigungen, Erlaubnisse etc., welche die wasserrechtliche Vertraglichkeit des Vorha-
bens belegen, sind Bestandteil der Planfeststellungsentscheidung.

Hiernach ist festzustellen, dass das StralRenbauvorhaben mit den in Art. 4 Abs. 1 WRRL
bzw. 88 27 und 47 WHG beschriebenen wasserrechtlichen Umwelt- und Bewirtschaf-
tungszielen fur Oberflachengewésser und das Grundwasser in Einklang steht. Die Planung
versto3t weder gegen die dort normierten Verschlechterungsverbote fir Oberflachengewdas-
ser und das Grundwasser, noch lauft sie dem Verbesserungsgebot fir diese Gewasser bzw.
das Grundwasser zuwider.

V.2 Sonstige Belange des Gewasserschutzes

Fur das Vorhaben kdnnen dariber hinaus auch die nach den sonstigen Vorschriften des
WHG und des LWG erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse etc. er-
teilt werden. Hierzu im Einzelnen:

Das anfallende Oberflaichenwasser (inkl. Aul3engebietswasser) wird auf der gesamten Aus-
baulédnge in StralRenablaufen gesammelt und tGber Rohrleitungen durch die Einleitstellen E 1
bis E 3 in den Hoheneckermuhlbach und in den Aschbach eingeleitet. Dabei handelt es sich
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um Benutzungen im Sinne von 8 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG, fir welche dem Vorhabentrager im
Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses eine Erlaubnis nach § 8 WHG erteilt wird (vgl.
Kapitel A, Nr. IV dieses Beschlusses). Die Erlaubnis konnte von der Planfeststellungsbe-
horde im Rahmen der Ausiibung ihres pflichtgemallen Ermessens gemaf § 12 WHG erteilt
werden, da mit dem StralRenbauvorhaben und den geplanten Einleitungen nach MalRgabe
der festgestellten Planunterlagen und der dem Vorhabentrdger auferlegten Nebenbestim-
mungen (siehe Kapitel C, Nr. Ill des Beschlusses) keine schadlichen Gewdasserveranderun-
gen verbunden sind und sonstige Offentlich-rechtliche Vorschriften der Erlaubniserteilung
nicht entgegenstehen.

Bei der Verlegung des Hoheneckermihlbaches handelt es sich um einen Gewasserausbau
im Sinne von 8 67 Abs. 2 WHG, der nach 8 68 WHG von der vorliegenden Planfeststellung
erfasst ist. Die hierfur erforderliche wasserrechtliche Regelung konnte von der Planfeststel-
lungsbehorde in Kapitel A, Nr. IV dieses Beschlusses mit getroffen werden, da durch die in
Kapitel C, Nr. lll festgelegten Nebenbestimmungen sichergestellt wird, dass erhebliche
Nachteile, Gefahren oder Belastigungen fir andere Grundstiicke verhitet bzw. ausgegli-
chen werden kénnen. Im Ubrigen stellt diese MalRnahme eine Aufwertung des Gewassers
dar.

Des Weiteren stellt der Rickbau des Durchlasses des Aschbaches unter der L 502 eine
Anlage im Sinne des § 36 Abs. 1 WHG dar und bedarf daher einer Genehmigung nach § 31
WHG. Diese Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die Voraussetzungen nach 8 36
Abs. 1 WHG nicht erfiillt sind oder erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belastigungen fir
andere Grundsticke und Anlagen zu erwarten sind, die durch Bedingungen oder Auflagen
weder verhiitet noch ausgeglichen werden kdnnen. Bei dem Riickbau der Verrohrung kann
eine negative Beeintrachtigung des Gewassers ausgeschlossen werden. Insoweit konnte
die Genehmigung nach 8§ 36 WHG i.V.m. § 31 LWG unter Berucksichtigung der mit diesem
Planfeststellungsbeschluss angeordneten Nebenbestimmungen durch die Planfeststellung-
behdrde in Kapitel A, Nr. IV dieses Beschlusses erteilt werden.

Die obere Wasserbehorde hat mit Schreiben vom 31. Juli 2019, Az.: 32-2-50.04.01.08, un-
ter Beriicksichtigung verschiedener Auflagen, die in diesem Beschluss aufgenommen wur-
den (vgl. Kapitel C, Nr. 1ll), ihr Einvernehmen nach § 19 Abs. 3 WHG erklart.

V.3 Wasserrechtliches Fazit

Zu den zur Durchfihrung des Entwésserungskonzeptes erforderlichen wasserrechtlichen
Genehmigungen sowie zu der zur Einleitung des Niederschlagswassers erforderlichen was-
serrechtlichen Erlaubnis nach § 8 WHG hat die obere Wasserbehotrde unter Bericksichti-
gung verschiedener Auflagen, die in diesen Beschluss aufgenommen wurden, ihr Einver-
nehmen nach 8 19 Abs. 3 WHG erklart. Schéadliche oder nicht ausgleichbare Gewasserver-
anderungen i. S. d. 8 12 Abs. 1 WHG sind durch die vorgesehene BaumalRnahme somit
nicht zu erwarten. Im Rahmen der Prifung des 8§ 12 Abs. 1 WHG ist damit auch dem Ver-
schlechterungsverbot i. S. d. 8 27/28 WHG bzw. § 47 WHG und dem diesen Bestimmungen
zu Grunde liegenden européischen Gemeinschaftsrecht Rechnung getragen worden. Damit
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erfillt die festgestellte Planung in jeder Hinsicht die gemeinschaftsrechtlichen sowie die
bundes- und landeswasserrechtlichen Anforderungen an den Wasser- und Gewasserschutz.

VI.  Erlauterungen zum Immissionsschutz (La&rm und Luftschadstoffe)

VI.1 Erlduterungen zur Larmsituation

Zu den im Rahmen der Planfeststellung zu berticksichtigenden Belangen gehért auch die
Larmsituation. Die hierzu vorgenommene Priifung nach Mal3gabe der einschlagigen gesetz-
lichen Bestimmungen fihrt im vorliegenden Fall zu der Feststellung, dass das mit diesem
Beschluss festgestellte Vorhaben mit den Belangen des Larmschutzes vereinbar ist. Hierbei
wurden sowohl die grundsatzliche Linienfihrung der Strafle als auch die durch den Larm-
schutz aufgeworfenen Probleme berticksichtigt. Die Gestaltung des Vorhabens im Einzelnen
sowie die in den Planunterlagen enthaltenen und im Auflagenteil dieses Beschlusses ange-
ordneten MalRnahmen stellen sicher, dass keine unzumutbaren Gefahren, Nachteile oder
Belastigungen im Sinne von § 74 Abs. 2 Satz. 2 VwWVIG i.V.m. 88 41 ff. BImSchG ohne Aus-
gleich verbleiben.

Der Schutz der Anlieger vor StraRenverkehrslarm erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG). Nach § 50 BImSchG ist bereits bei
der Planung von Verkehrswegen darauf zu achten, dass schadliche Umwelteinwirkungen
durch Verkehrslarm auf ausschlie3lich oder tberwiegend dem Wohnen dienende Gebiete
sowie auf sonstige schutzwiirdige Gebiete soweit wie moglich unterbleiben. Weiterhin ist
entsprechend 88 41 ff BImSchG in Verbindung mit der 16. BImSchV beim Bau oder der we-
sentlichen Anderung von Verkehrswegen dariiber hinaus durch entsprechende Vorkehrun-
gen sicherzustellen, dass hierdurch keine schéadlichen oder erheblich belastigenden
Larmeinwirkungen hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind.
Dies gilt jedoch nur insoweit, als die Kosten einer SchutzmafRnahme nicht auf3er Verhaltnis
zum angestrebten Schutzzweck stehen durfen. Fir den Fall, dass die in der Rechtsverord-
nung nach 8§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG festzulegenden Immissionsschutzgrenzen
dennoch Uberschritten werden, hat nach § 42 BImSchG der Eigentiimer einer betroffenen
baulichen Anlage einen Anspruch auf angemessene Entschadigung in Geld fir Schall-
schutzmafinahmen an den baulichen Anlagen, sofern nicht die Beeintréachtigung wegen der
besonderen Benutzung der Anlage als zumutbar anzusehen ist.

Von der Méglichkeit, Immissionsschutzgrenzen festzulegen, hat der Gesetzgeber mit der 16.
BImSchV Gebrauch gemacht. Dementsprechend dirfen nach 8 2 Abs. 1 der genannten
Verordnung beim Bau oder der wesentlichen Anderung von StraRen die folgenden Immissi-
onsgrenzwerte nicht tiberschritten werden:

Gebietskategorie Grenzwerte (Tag / Nacht)

Krankenhauser, Schulen, Kurheime,
Altenheime 57 /47 dB(A)
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reine und allgemeine Wohngebiete 59 /49 dB(A)
Kerngebiete, Dorf- und Mischgebiete 64 /54 dB(A)
Gewerbegebiete 69 /59 dB(A)

In welche Gebietskategorie die betroffenen Gebdude einzustufen sind, beurteilt sich zu-
nachst an Hand vorliegender Bebauungspldne. Im Aul3enbereich sind genehmigte oder zu-
lassig vorhandene bauliche Anlagen wie Mischgebiete zu schiitzen. Sofern keine verbindli-
chen Bauleitplane fiir bestimmte Gebiete oder Anlagen vorliegen, so ist die Schutzbedurftig-
keit aus einem Vergleich der tats&chlichen Gegebenheiten mit den in § 2 Abs. 1 der 16.
BImSchV aufgezéhlten Anlagen und Gebiete zu ermittein.

Weiterhin hat der Verordnungsgeber in § 3 der 16. BImSchV auch das Berechnungsverfah-
ren zur Ermittlung der Beurteilungspegel verbindlich vorgeschrieben. Die Beurteilungspegel,
die als Grundlage fir die hier zu treffende Entscheidung herangezogen werden, sind nach
dieser Berechnungsmethode ermittelt worden. Mal3gebend fiir die von dem Vorhaben zu
erwartenden Larmbelastigungen ist u.a., welche Verkehrsmengen die B 270 bzw. die L 502
kinftig aufweisen werden.

Der Stral3enbaulasttrager hat die nach Inbetriebnahme der im festgestellten Ausbaubereich
zu erwartenden schéadlichen Umweltauswirkungen durch Verkehrsgerdusche Uberprift (vgl.
Erlauterungsbericht S. 50). Die Untersuchung der Larmsituation hat ergeben, dass kein An-
lass besteht, dem Stral3enbaulasttrager die Durchfiihrung aktiver oder passiver Schall-
schutzmaflinahmen aufzuerlegen, weil die fir den Ausbau bestehender StralRen (,wesentli-
che Anderung* im Sinne von § 41 BImSchG bzw. 8§ 1 und 2 der 16. BImSchV) mafRgebli-
chen Beurteilungskriterien, n&mlich Vorliegen eines erheblichen baulichen Eingriffes und
Uberschreitung der jeweiligen Immissionsgrenzwerte bzw. eine Pegelerhéhung um mindes-
tens 3 dB(A) nicht erfullt sind.

Eine ,wesentliche Anderung“ liegt auch dann vor, wenn durch einen erheblichen baulichen
Eingriff der Beurteilungspegel auf mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht
erhoht oder von 70/60 dB(A) weiter erhdht wird.

Bei der vorliegenden StraRenbaumaflinahme handelt es sich zwar um einen erheblichen
baulichen Eingriff im Sinne der 16. BImSchV, jedoch ist das Merkmal einer Pegelerh6hung
um 3 dB(A) und auch die weiteren oben genannten Kriterien an keinem der umliegenden
Gebaude planungsbedingt erfillt. Im Bereich der derzeitigen L 502 (zukiinftige Gemein-
destrae) wird sogar eine Larmreduzierung eintreten. Eine ,wesentliche Anderung® im Sinne
des 8 41 BImSchG bzw. 88 1 und 2 der 16.BImSchV liegt somit nicht vor. Ein Anspruch auf
Larmschutzvorsorge wird durch die BaumalRnhahme somit nicht begrindet; die Anordnung
von Larmschutzmal3nahmen war demgemal? nicht erforderlich.

Die Planfeststellungsbehtrde hat tGber die Vorgaben der 16. BImSchV hinaus auch den
StralRenverkehrslarm unterhalb der dortigen Grenzwerte und unterhalb der der Merkmale der
,wesentlichen Anderung” beriicksichtigt. Im Rahmen der Abwagung aller planungsrelevanter
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Gesichtspunkte konnte der (unterhalb der Grenzwerte und dargestellten Kriterien) verblei-
bende Verkehrslarm jedoch auch nicht dazu fihren, dem Straenbaulasttrager Larmschutz-
malinahmen aufzuerlegen oder gar ganzlich von der Planung Abstand zu nehmen.

V1.2 Erlauterungen zu Luftschadstoffimmissionen

Nach § 50 BImSchG sind schadliche Umwelteinwirkungen auf die ausschliel3lich oder tber-
wiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbediirftige Gebiete so-
weit als mdglich zu vermeiden. Dies gilt nicht nur fir Belastungen durch Verkehrslarm, son-
dern auch fur Belastungen durch stral3enverkehrsbedingte Luftschadstoffe. Diesbeziiglich
sind, basierend auf der Umsetzung EU-rechtlicher Vorschriften, mit der 39. BImSchV (Nach-
folgeregelung zur 22. BImSchV) Grenz- und Leitwerte zum Schutz insbesondere der
menschlichen Gesundheit und der Umwelt festgesetzt worden. Die Frist der Umsetzung der
.Richtlinie 2008/50/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21.05.2008 uber
Luftqualitéat und saubere Luft fur Europa” (RL 2008/50/EG) ist am 11.06.2010 ausgelaufen.
Die Vorgaben der Richtlinien sind inzwischen in der 39. BImSchV in nationales Recht umge-
setzt worden; die 39. BImSchV ist am 06.08.2010 in Kraft getreten und findet somit auch auf
das vorliegende Planfeststellungsverfahren Anwendung.

Aufgrund der vorgesehenen StraRenbaumalRnahme ergeben sich keine wesentlichen Ande-
rungen der Schadstoffsituation, die es rechtfertigen wirden, dem Stralenbaulasttrager die
Durchfiihrung von Schutzmafinahmen aufzuerlegen. Im Bereich der Ortslage Breitenau wird
sich der Verkehr zudem reduzieren.

Die Planfeststellungsbehdrde kommt zu dem Ergebnis, dass unter Beachtung der geltenden
Grenzwerte keine Bedenken gegen die Umsetzung der Baumalinahme bestehen. Schliel3-
lich wurden von der Planfeststellungsbehdrde auch die unterhalb der Grenzwerte liegenden
Schadstoffbelastungen beriicksichtigt. Diese konnten im Rahmen der Abwagung aller pla-
nungsrelevanten Gesichtspunkte jedoch nicht dazu fiihren, dem Stralenbaulasttrager Mal3-
nahmen aufzuerlegen oder vollstandig von der Planung Abstand zu nehmen. Selbst wenn
man aber an dieser Einschatzung Zweifel hegen muisste, wirde dies gleichwohl keinen
durchschlagenden Planungsfehler nach sich ziehen kdénnen. Vielmehr hétte die Planfeststel-
lungsbehorde in diesem Falle berechtigterweise davon ausgehen kdnnen und dirfen, dass
gemalR der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts die Einhaltung der Grenzwerte
aul3erhalb der Planfeststellung mit den Mitteln der Luftreinhalteplanung nach 8 47 BImSchG
durch die zustdndigen Immissionsschutzbehérden ggfs. sichergestellt werden kdnnte. An-
haltspunkte daftrr, dass die mafRgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV im Bereich vorhan-
dener Bebauung auf diese Weise nicht eingehalten werden kdnnten, sind nicht ersichtlich.

VII. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

Bei der die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau sind die
einschlagigen natur- und umweltschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten. Dabei ergibt
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sich folgendes Prifungssystem:

. Die Eingriffsregelung in 88 14 — 17 BNatSchG i.V.m. 88 6-10 ff. LNatSchG. Die Ein-
griffsregelung gilt fur naturschutzrechtliche Eingriffe vor allem des Fachplanungsrechts.

. Fur besonders geschiitzte Landschaftsteile (z. B. Naturparke, Naturschutz- und Land-
schaftsschutzgebiete, Biospharenreservate, etc.) sehen die gesetzlichen Bestimmun-
gen in 88 20 ff. BNatSchG i.V.m. 88 11 ff LNatSchG besondere Zulassungsanforde-
rungen vor.

. Sonderregelungen ergeben sich fir Vorhaben, die nach den Bestimmungen des Bun-
des- bzw. des Landesnaturschutzgesetzes (88 32 ff. BNatSchG i.Vv.m. § 17 f.
LNatSchG) Auswirkungen auf Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-
Gebiete) und europdische Vogelschutzgebiete haben kdnnen (Habitat- und Vogelge-
bietsschutz — Natura 2000).

. Neben den Gebietsschutz fir Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und Vogel-
schutzgebiete treten die Anforderungen an den européischen und nationalen Arten-
schutz, wie sie sich aus den 8§88 44 ff, 67 BNatSchG, Art. 12 bis 16 FFH-RL und Art. 5
bis 7 und 9 VS-RL sowie 88 22 ff LNatSchG ergeben (Artenschutz).

. Nach den Bestimmungen des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung mus-
sen ferner die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt friihzeitig und umfassend
ermittelt, beschrieben und bewertet werden.

VII.1 Eingriffsregelung

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung beinhaltet ein fiinfstufiges Prifungssystem:

. Das gesetzliche Anforderungsprofil in 88 14, 15 BNatSchG i.V.m 88 6-10 ff LNatSchG
bezieht sich auf Eingriffe i.S.d. 8 14 Abs. 1 BNatSchG bzw. § 6 LNatSchG i.Vv.m. § 1
Nr. 2 der Landesverordnung tber die Bestimmung von Eingriffen in Natur und Land-
schaft vom 19. Dezember 2006, GVBI. S. 447.

. Es besteht die primare Verpflichtung des Eingriffsverursachers, vermeidbare Beein-
trachtigungen zu unterlassen (8 15 Abs. 1 BNatSchG) (Vermeidungsgebot).

. Sekundar besteht die Verpflichtung des Eingriffsverursachers, unvermeidbare Beein-
trachtigungen auszugleichen (Ausgleichsmalinahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmal3-
nahmen) (8§ 15 Abs. 2 S. 1 BNatSchG).

. Verbleiben Beeintrachtigungen, erfolgt eine bipolare naturschutzrechtliche Abwéagung
zwischen den fiir das Vorhaben streitenden Belangen und den beeintrachtigten Natur-
schutzbelangen (8 15 Abs. 5 BNatSchG). Der Eingriff darf nicht zugelassen oder
durchgefuhrt werden, wenn die Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in
angemessener Frist auszugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren sind und
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die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege anderen Belangen im Ran-
ge vorgehen.

. Wird ein Eingriff in Natur und Landschaft zugelassen oder durchgefiihrt, obwohl die
Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszuglei-
chen oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher Ersatz in Geld zu leisten (Ersatzzah-
lung; 8 15 Abs. 6 BNatSchG, § 7 Abs. 5 LNatSchG).

VII.1.1  Vermeidung / Ausgleich / sonstige Kompensation

Nach den Bestimmungen des Landesnaturschutzgesetzes ist der Stral3enbaulasttrager zu-
nachst verpflichtet, vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft zu unterlassen (sog.
,vermeidungsgebot”). Dadurch sollen die Schutzgiter Natur und Landschaft so wenig wie
maglich in Anspruch genommen werden. Es ist jedoch offensichtlich, dass ein Projekt wie
die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau nicht ohne Eingriff
in Natur und Landschaft verwirklicht werden kann.

Die Vorgaben fiir die Durchfihrung von Ausgleichs- bzw. Ersatzmal3nahmen sind in § 15
BNatSchG sowie § 7 LNatSchG geregelt. Der Stralenbaulasttrager hat diese gesetzlichen
Vorgaben eingehalten. Er hat streng darauf geachtet, dass vermeidbare Beeintrachtigungen
vermieden werden.

Mit Blick auf diese Vorgehensweise ist dem sich aus § 15 Abs. 1 BNatSchG ergebenen na-
turschutzfachlichen Vermeidungsgebot in umfassender Weise Rechnung getragen. Soweit
hiernach mit dem Vorhaben unvermeidbaren Eingriffe in Natur und Landschaft verbunden
sind, hat der Vorhabentrdger im Rahmen seiner hier festgestellten Planung fir diese Eingrif-
fe nach MalRgabe der gesetzlichen Vorgaben umfassende Kompensationsmal3nhahmen vor-
gesehen. Durch die vorgesehenen landschaftspflegerischen MalRinahmen werden die Eingrif-
fe vollstandig kompensiert. Detaillierte Ausfihrungen zu den vorgesehenen Vermeidungs-
und Ausgleichsmalinahmen kénnen insbesondere dem Erlauterungsbericht, dem Fachbei-
trag Naturschutz und dem UVP-Bericht entnommen werden. Alle vorgesehenen Mal3nah-
men sind nach entsprechender Uberpriifung durch die Planfeststellungsbehérde erforderlich,
die mit dem landschaftspflegerischen Kompensationskonzept verfolgten Zielsetzungen zu
erfillen. Die dazu in Anspruch genommenen Flachen sind auf Grund ihrer Lage, ihrer Be-
schaffenheit und ihres Zustandes in jedem Einzelfall auch geeignet, die Wirksamkeit der dort
vorgesehenen Malinahmen zu gewabhrleisten.

Nach Auffassung der Planfeststellungsbehtrde entspricht das planfestgestellte Vorhaben
nach MaRgabe der Planunterlagen sowie der im vorliegenden Planfeststellungsbeschluss
getroffenen Regelungen in seiner Gesamtheit den MalRgaben der Eingriffsregelung.

VII.1.2  Zulassung des Eingriffs

Der mit dem Stral3enbauvorhaben einhergehende Eingriff in Natur und Landschaft wird
hiermit gemaR 88 14, 15 und 17 BNatSchG i.V.m. 88 6 — 10 LNatSchG zugelassen. Die Ent-
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scheidung ergeht gemafid § 9 Abs. 1 Satz 1 LNatSchG im Benehmen mit der Oberen Natur-
schutzbehorde.

VIl.2 Besonders geschiitzte Landschaftsteile

Die BaumalRnahme befindet sich vollstandig innerhalb des nach der Landesverordnung vom
22.01.2007 ausgewiesenen Naturparks ,Pfalzerwald” als deutschem Teil des Biospharenre-
servats Pfalzerwald-Nordvogesen in seiner aktuellen Fassung. Nach 8§ 7 Abs. 1 Nummern 4,
9 und 12 der v. g. Verordnung fallt das geplante Stralenvorhaben zusammen mit den erfor-
derlichen wasserwirtschaftlichen und naturschutzfachlichen Mal3nahmen grundséatzlich unter
die dort aufgefuhrten Verbotstatbestdande. Ausnahmegenehmigungen kénnen jedoch von der
oberen Naturschutzbehorde bzw. von der zustéandigen Behédrde in einem eigenstandigen
Zulassungsverfahren nach 8§ 7 Abs. 4 der v. g. Verordnung zugelassen werden.

Grundsatzliche Versagungsgriinde gegen die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung liegen
nicht vor. Soweit mit dem Vorhaben Beeintrachtigungen der Schutzzwecke nach § 4 der v. g.
Verordnung einhergehen, werden diese durch die im vorliegenden Planfeststellungsbe-
schluss verfiigten Nebenbestimmungen sowie durch die in der Planung enthaltenen natur-
schutzfachlichen MaRnahmen kompensiert. Des Weiteren hat die obere Naturschutzbehérde
dem Vorhaben zugestimmt. Der Bundesrepublik Deutschland (BundesstralRenverwaltung)
konnte daher in Kapitel A, Nr. VI dieses Planfeststellungsbeschlusses die erforderliche Ge-
nehmigung zur Durchfihrung der vorliegenden BaumalRnahme erteilt werden.

VII.3 Gesetzlich geschutzte Biotope (§ 30 BNatSchG)

Im Untersuchungsgebiet befinden sich gesetzlich geschitzte Biotope. Diese beschranken
sich im Wesentlichen auf die Offenlandbereiche des Aschbachtals und im weiteren Verlauf
des Aschbaches auf die Sumpf- und Bruchgebiete 6stlich der B 270. Hinzu kommen Flachen
im Talraum des Hoheneckermuhlbaches. Die Beruhrungspunkte des Straldenbauvorhabens
mit den gesetzlich geschutzten Biotopen i.S.v. § 30 BNatSchG wurden im Rahmen der Bi-
lanzierung des Fachbeitrags Naturschutz erfasst und durch die landschaftspflegerischen
MalRnahmen vollstdndig kompensiert.

Die Planfeststellungsbehorde erachtet es unter Berlicksichtigung der in den naturschutzfach-
lichen Planunterlagen vorgesehenen MalRnhahmen, die zu einer Minimierung bzw. Kompen-
sation der Beeintrachtigungen geeignet sind, fiir sachgerecht, dem Vorhabentrager die er-
forderliche Ausnahmegenehmigung nach § 30 Abs. 3 BNatSchG zu erteilen (vgl. Kapitel A,
Nr. VIl dieses Planfeststellungsbeschlusses).

VIl.4  Artenschutz

Das Vorhaben gentigt auch den zwingend zu beachtenden Anforderungen des besonderen
Artenschutzrechts.
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VIl.4.1  Allgemeines

Nach 88 44 ff BNatSchG i.V.m. § 22 ff LNatSchG ist das Vorhaben hinsichtlich seiner Aus-
wirkungen auf die in seinem Wirkungsbereich vorkommenden besonderen und streng ge-
schitzten Tier- und Pflanzenarten zu Uberprifen. Auf Grund der Vorgaben des Europai-
schen Gerichtshofes (EuGH) im Urteil vom 10. Januar 2006 (C-98/03) wurde das Bundesna-
turschutzgesetz zum 12. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2873), in Kraft getreten am 18. Dezem-
ber 2007, geandert. Durch diese Neufassung des Bundesnaturschutzgesetzes hat der Bun-
desgesetzgeber die gemeinschaftsrechtlichen Regelungen zum besonderen Artenschutz,
die sich aus der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der naturli-
chen Lebensraume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen vom 21. Mai 1992, ABI. EG
Nr. L 206/7) sowie der Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 79/409/EWG des Rates uber die Er-
haltung der wild lebenden Vogelarten vom 02. April1979, ABI. EG Nr. L 103) in ihrer jeweils
geltenden Fassung ergeben, in das nationale Recht umgesetzt. Auch die aktuell geltende
Fassung des Bundesnaturschutzgesetzes enthalt entsprechende Bestimmungen zum be-
sonderen Artenschutz.

Die Vorschrift des § 44 BNatSchG normiert artenschutzrechtliche Verbotstatbestande. Nach
Abs. 1 (Zugriffsverbote) ist es verboten:

»L. wild lebenden Tieren der besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschéadigen oder zu zerstéren,

2. wild lebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der europdischen Vogelarten
wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stbren; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die Sto6-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschitzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschédigen oder zu zerstéren,

4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu zersto-
ren.*

Artenschutzrechtliche Verbote kénnen sich zudem auch aus § 44 Abs. 2 BNatSchG (Besitz-
verbote) ergeben. Hiernach ist es auch verboten, Tiere und Pflanzen der besonders ge-
schiitzten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen, in Besitz oder Gewahrsam zu haben
oder zu be- oder verarbeiten.

Diese Verbote werden fur Eingriffsvorhaben und damit auch fur Stralenbauprojekte durch
den 8§ 44 Abs. 5 BNatSchG erganzt; danach gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei
nach 8§ 15 Abs. 1 unvermeidbaren Beeintrachtigungen durch Eingriffe in Natur und Land-
schaft sowie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulassigen Vorhaben im Sinne
des § 18 Abs. 2 S. 1 nur fur die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgefuhrten Tier- und
Pflanzenarten, die heimischen européischen Vogelarten gemal Art. 1 Vogelschutzrichtlinie
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sowie fur solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach 8§ 54 Abs. 1 Nr. 2 aufgefuhrt
sind. Dabei sind auch die Bestimmungen des § 24 LNatSchG (Nestschutz) zu beachten.

Werden Verbotstatbestande des 8 44 Abs. 1 und 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezuglich der
gemeinschaftsrechtlich geschiitzten Arten erfillt, ist das Vorhaben artenschutzrechtlich
grundsatzlich unzuldssig. Allerdings kénnen die festgestellten Verbotstatbesténde bei Vor-
liegen bestimmter Voraussetzungen Uberwunden und trotz der Verbote eine Projektzulas-
sung ausgesprochen werden. Daflir missen die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs.
7 BNatSchG vorliegen.

Nach Satz 1 dieser Vorschrift kdnnen von den Verboten des § 44 im Einzelfall bei Vorliegen
bestimmter Griinde Ausnahmen zugelassen werden. Bei Stral3enbauvorhaben kommen hier
die Tatbestande der Nummern 4 und 5 in Betracht. Nach Nr. 4 kann eine Ausnahme im Inte-
resse der Gesundheit des Menschen, der 6ffentlichen Sicherheit, einschlie3lich der Verteidi-
gung und des Schutzes der Zivilbevolkerung, oder der maf3geblich gunstigen Auswirkungen
auf die Umwelt ausgesprochen werden. Hier ist insbesondere der Ausnahmegrund der ,,6f-
fentlichen Sicherheit* von Relevanz. Der Begriff der ,6ffentlichen Sicherheit” ist unionsrecht-
lich auch in Art. 9 Abs. 1 Buchstabe a der EU-Vogelschutzrichtlinie enthalten und bedarf ei-
ner weiteren Auslegung. Der im Begriff der 6ffentlichen Sicherheit angelegte Schutz des
Staates ist aulRer auf bereits vorhandene auch auf in Planung befindliche Einrichtungen zu
erstrecken. Deshalb sind geplante Verkehrsinfrastrukturprojekte, die 6ffentliche Zwecke er-
fullen, einer Ausnahme nach Nr. 4 zuganglich. Hieriiber hinaus kann gemanR Nr. 5 die Aus-
nahmeerteilung auch aus anderen zwingenden Grinden des Uberwiegenden 6ffentlichen
Interesses einschliellich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art gerechtfertigt sein. Bei bei-
den Tatbestanden ist im Sinne einer bipolaren Abwagung mit den gegenlaufigen Belangen
des Artenschutzes darzulegen, dass die fur das Vorhaben streitenden 6ffentlichen Interes-
sen auch unter Berlicksichtigung des konkreten AusmalRes vorhabenbedingter artenschutz-
rechtlicher Betroffenheiten Giberwiegen.

Gemal § 45 Abs. 7 Satz 2 darf eine Ausnahme Uberdies nur zugelassen werden, wenn zu-
mutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen
einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weitergehende
Forderungen enthalt. Ferner sind Art. 16 Abs. 3 der FFH-Richtlinie und Art. 9 Abs. 2 der Vo-
gelschutzrichtlinie zu beachten.

Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass fir die Zulassung eines Stralienbauvorha-
bens im Wege der artenschutzrechtlichen Ausnahmeprufung nach 8 45 Abs. 7 BNatSchG
drei Voraussetzungen kumulativ vorliegen missen. Es muss nachgewiesen werden, dass:

- das Vorhaben im Interesse der Gesundheit des Menschen, der 6ffentlichen Sicherheit,
einschlie3lich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevolkerung, oder der mali3-
geblich giinstigen Auswirkungen auf die Umwelt bzw. aus zwingenden Grinden des
Uberwiegenden offentlichen Interesses, einschliel3lich solcher sozialer oder wirtschaftli-
cher Art, gerechtfertigt ist
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- zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Beeintrachtigungen der relevan-
ten Arten fuhren, nicht gegeben sind, und

- keine Verschlechterung des glnstigen Erhaltungszustandes der Population einer Art zu
erwarten ist bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung
nicht behindert wird.

Unter Berticksichtigung des Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie bedeutet dies bei Arten des
Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

- das Vorhaben darf zu keiner Verschlechterung des giinstigen Erhaltungszustandes fih-
ren und

- das Vorhaben darf bei Arten, die sich derzeit in einem ungtnstigen Erhaltungszustand
befinden, diesen nicht weiter verschlechtern.

Bei européischen Vogelarten darf das Vorhaben den aktuellen Erhaltungszustand nicht ver-
schlechtern.

VIl.4.2  Untersuchung zu Auswirkungen auf die geschiitzten Arten (§ 44 ff.
BNatSchG)

Fir die Beurteilung des vorliegenden Stral3enbauvorhabens hinsichtlich der besonders ge-
schitzten Tier- und Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-RL und der europaischen Vo-
gelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-RL wurde ein gutachterlicher Fachbeitrag Artenschutz
gem. 8§ 44 BNatSchG. Die artenschutzrechtliche Prifung kommt danach zu dem Ergebnis,
dass unter Berticksichtigung und unter Einbeziehung der in den Planunterlagen dargestell-
ten Vermeidungsmalinahmen fir keine der relevanten Tier- und Vogelarten Verbotstatbe-
stande nach 8 44 Abs. 1 i.V.m Abs. 5 BNatSchG erfillt sind. Das StraRenbauvorhaben ist
somit unter artenschutzrechtlichen Gesichtspunkten zuldssig. Die Planfeststellungsbehorde
erachtet das Gutachten als sachgerecht und schlief3t sich den Ergebnissen an.

VII.4.3  Voraussetzungen fir eine Ausnahme nach 8 45 Abs. 7 BNatSchG

Auch wenn man unterstellen wiirde, dass durch das StralRenbauvorhaben Verbotstatbestan-
de nach § 44 Abs. 1 und (soweit relevant) 2 BNatSchG erfillt waren, wirde die Planfeststel-
lungsbehorde im Rahmen einer vorsorglichen Ausnahmeregelung nach § 45 Abs. 7 Satz 1
Nr. 4 und 5 und Satz 2 BNatSchG und &uf3erst vorsorglich auch im Wege einer Befreiung
nach 8 67 BNatSchG dem Vorhaben die artenschutzrechtliche Zulassigkeit attestieren kon-
nen.

Diesbezuglich wurde zunéchst geprift, ob die Zulassung einer Ausnahme von den Verboten
des 8§ 44 BNatSchG entsprechend den Vorgaben des 8 45 Abs. 7 BNatSchG mdglich ware.
Voraussetzungen hierfur sind

im Falle betroffener Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:
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- die Darlegung, dass die Gewahrung einer Ausnahme fir die Durchfihrung des Vorha-
bens zu keiner Verschlechterung des ginstigen Erhaltungszustandes im Land Rhein-
land-Pfalz fuihrt bzw. dass sich der jetzige unginstige Erhaltungszustand im Endergeb-
nis nicht weiter verschlechtern wird und

- keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.
im Falle betroffener européischer Vogelarten:

- die Darlegung, dass die Gewahrung einer Ausnahme fiur die Durchfihrung des Vorha-
bens zu keiner Verschlechterung des jetzigen Erhaltungszustandes im Land Rheinland-
Pfalz fuhrt und

- keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.

Weiterhin missen zwingende Griinde des Uberwiegenden offentlichen Interesses einschliel3-
lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art fiir das Vorhaben sprechen oder das Vorhaben
im Interesse der 6ffentlichen Sicherheit erforderlich sein.

Das Vorhaben ist im Interesse der Offentlichen Sicherheit bzw. aus zwingenden Grin-
den des uUberwiegenden dffentlichen Interesses einschliel3lich solcher sozialer oder
wirtschaftlicher Art gerechtfertigt

Um eine Ausnahme nach 8 45 Abs. 7 BNatSchG zulassen zu kdnnen, muss das Vorhaben
im Interesse der offentlichen Sicherheit erforderlich bzw. aus ,zwingenden Griinden des
Uberwiegenden offentlichen Interesses einschlief3lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher
Art“ gerechtfertigt sein. Beide Ausnahmegrinde sind bei der vorliegenden Planung gegeben;
das Vorhaben ist sowohl im Interesse der 6ffentlichen Sicherheit erforderlich (8 45 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 BNatSchG) als aus auch zwingenden Grunden des uberwiegenden offentlichen
Interesses einschlief3lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art (8 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5
BNatSchG) gerechtfertigt. Der Ausbau der B 270 mit der Errichtung einer Kreisverkehrsanla-
ge sowie die Verlegung der L 502 bewirken eine Steigerung der Verkehrsqualitat sowie eine
Erhéhung der Verkehrssicherheit fur alle Verkehrsteilnehmer und tragen somit dem o6ffentli-
chen Interesse nach einem leistungsfahigen und sicheren Verkehrsraum Rechnung. Durch
die baulichen MalRnahmen kdnnen die beiden Unfallschwerpunkte im Einmindungsbereich
der K 6 sowie der L 502 in die B 270 beseitigt werden. Der Verkehrsfluss im Zuge der B 270
sowie der L 502 gestaltet sich nach Realisierung der geplanten MafRnahmen zigiger und
sicherer; die Verkehrsqualitdt im Plangebiet wird gesteigert.

Durchfiuhrung des Vorhabens fihrt nicht zu einer Verschlechterung des gtinstigen
Erhaltungszustandes bzw. nicht zu einer weiteren Verschlechterung eines evtl. jetzi-
gen unginstigen Erhaltungszustandes

Nach § 45 Abs. 7 BNatSchG darf eine Ausnahme von den Verboten des § 44 BNatSchG nur
dann zugelassen werden, wenn sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht
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verschlechtert bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung nicht
behindert wird.

Im Fachbeitrag wird belegt, dass aufgrund der mit dem Vorhaben verbundenen Schutz- und
VermeidungsmalRnahmen sichergestellt ist, dass fiir alle relevanten Arten des Anhangs IV
der FFH-RL der aktuelle Erhaltungszustand der Population im Naturraum nicht verschlech-
tert. Auch hinsichtlich der relevanten européaischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-
RL sind keine Verschlechterungen des aktuellen Erhaltungszustandes der jeweiligen Popu-
lation im Naturraum zu erwarten.

Keine zumutbare Alternative

AuRerdem kann gemalR § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG nur dann eine Ausnahme zugelassen
werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind. Hierbei ist zu fragen, ob zumutba-
re Alternativen bestehen, bei denen der mit dem Projekt verfolgte Zweck an anderer Stelle
ohne oder mit geringeren Beeintrachtigungen erreicht werden kann. Lasst sich das Pla-
nungsziel an einem aus artenschutzrechtlicher Sicht giinstigeren Standort oder mit geringe-
rer Eingriffsintensitat verwirklichen, so muss der Projekttréager von dieser Méglichkeit grund-
satzlich Gebrauch machen. Der Vorhabentréger darf von einer ihm technisch an sich magli-
chen Alternative jedoch Abstand nehmen, wenn diese ihm unverhaltnisméRige Opfer abver-
langt oder andere Gemeinwohlbelange erheblich beeintréchtigt werden. Ob eine geeignete
Alternative vorliegt, ist andererseits an der vom Projekttrager festgelegten Zweckbestim-
mung des Projekts zu messen. Daher kommt die sog. Nullvariante (volliger Projektverzicht)
ebenso wenig als Alternative in Betracht wie Projekte, mit denen die vom Vorhabentrager in
zulassiger Weise verfolgten Ziele nicht mehr verwirklicht werden kdénnten, weil es sich nicht
mehr um die Verwirklichung desselben Projekts mit gewissen Abstrichen vom Zielerfullungs-
grad, sondern um ein anderes Projekt handeln wirde.

Nach diesen Mal3stdben ist eine zumutbare Alternative zu dem Vorhaben in der hier festge-
stellten Ausgestaltung nicht gegeben. Im Zusammenhang mit den vorstehenden arten-
schutzrechtlichen Anforderungen ist die gewdahlte Ausgestaltung des Vorhabens als die
gunstigste Alternative anzusehen. Es sind keine geeigneteren Alternativen ersichtlich, die
zu keinen oder geringeren Beeintrachtigungen der relevanten Arten fihren wirden.

Entscheidung Uber die Ausnahme- und Befreiungserteilung

Damit wirden auch fur den Fall, dass entgegen der Annahme des Sachverstandigengutach-
tens und der Uberzeugung der Planfeststellungsbehdérde fiir verschiedene Tierarten Verbots-
tatbestande nach § 44 BNatSchG erfillt waren, die Tatbestandsvoraussetzungen fir die
Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG von den artenschutzrechtlichen Ver-
boten des § 44 BNatSchG auch unter Beriicksichtigung der europarechtlichen Artenschutz-
bestimmungen nach Art. 16 FFH-RL vorliegen. Die Planfeststellungsbehdrde erachtet es
daher unter Bericksichtigung des ihr zustehenden Ermessens fur sachgerecht und zuléssig,
dem Strallenbaulasttrager auf dessen entsprechenden Antrag hin, eine Ausnahme von den
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Verbotstatbestanden des 8§ 44 Abs. 1 und (soweit relevant) 2 BNatSchG im Hinblick auf die
relevanten FFH- und Vogelarten zu erteilen. Mal3geblich fir diese Entscheidung sind die fur
die MaRnahme sprechenden Uberwiegenden Grinde des Gemeinwohls bzw. der &ffentli-
chen Sicherheit und die demgegenuber vergleichsweise geringfiigigen Beeintrachtigungen
unter dem Gesichtspunkt des Artenschutzes, das Fehlen zumutbarer Alternativen sowie der
Umstand, dass keine Verschlechterung des giinstigen Erhaltungszustandes der Population
einer Art zu erwarten ist bzw. bei Arten mit derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine
Verbesserung nicht behindert wird.

Letztendlich wére aus Sicht der Planfeststellungsbehdrde auch die Erteilung einer Befreiung
gemal 8§ 67 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG von den Verboten des § 44 BNatSchG als sachge-
recht anzusehen, sollte sie entgegen dem bislang Dargestellten davon ausgehen missen,
dass Verbotstatbestdnde des 8§ 44 BNatSchG fir einzelne oder auch alle Tier- und Vogelar-
ten erfullt waren und auch keine Ausnahme im Sinne des § 45 Abs. 7 BNatSchG zugelassen
werden konnte, weil die Durchfiihrung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren
Belastung fiihren wirde. Die Planfeststellungsbehorde stellt hiernach abschlieRend fest,
dass die vorliegende Stral3enplanung mit den naturschutzrechtlichen Vorgaben des Arten-
schutzes in Einklang steht und damit auch in artenschutzrechtlicher Hinsicht zulassig ist.

VII.5 Habitat- und Vogelschutz (Gebietsschutz Natura 2000)

Bei der Projektzulassung mussen des Weiteren auch die naturschutzrechtlichen Anforde-
rungen beachtet werden, die sich aus der Vogelschutz-RL und der FFH-RL sowie den hierzu
ergangenen nationalen Umsetzungsbestimmungen des BNatSchG und des LNatSchG erge-
ben.

VII.5.1  Allgemeines

Das europaische Gemeinschaftsrecht normiert besondere Schutzbestimmungen zum Ge-
bietsschutz im Rahmen eines Schutzgebietssystems zur Schaffung eines koharenten Netzes
.Natura 2000“. Die gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben hierzu sind in der Richtlinie
79/409/EWG des Rates vom 02. April 1979 Uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten,
ABI. EG Nr. L 103 vom 25. April 1979 (Vogelschutz-Richtlinie; VS-Richtlinie) und in der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natirlichen Lebens-
raume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen Abl. Nr. L 206, S. 7 (Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie; FFH-Richtlinie) rechtlich verankert. Die naturschutzrechtlichen Vorgaben des eu-
ropaischen Gemeinschaftsrechts sind durch das Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung
vom 29.07.2009 in deutsches Recht umgesetzt worden (88 32 ff. BNatSchG); erganzende
landesrechtliche Regelungen finden sich in den Vorschriften der 88 17 ff LNatSchG. Diese
gemeinschaftsrechtlichen und nationalen Bestimmungen sehen rechtliche Vorgaben im Sin-
ne eines gestuften Schutz- bzw. Zulassungsregimes fir die Projetzulassung vor, die bei der
Prufung der Vertraglichkeit eines Vorhabens mit dem Vogel- und FFH-Gebietsschutz zu be-
achten sind. Soweit Habitat- oder Vogelschutzbelange betroffen sind, bedarf es einer eigen-
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standigen Prifung am Malstab dieser gemeinschaftsrechtlichen und nationalen Bestim-
mungen, weil sich aus diesem Rechtsregime strikt zu beachtende Anforderungen ergeben,
die nur nach Mal3gabe eines strengen Prifungssystems tiberwunden werden kdnnen.

Die rechtlichen Vorgaben fir den europaischen Vogelgebietsschutz sind in Art. 4 der VS-RL
enthalten. Danach unterliegen Gebiete, welche die fachlichen Voraussetzungen eines euro-
paischen Vogelschutzgebietes erfiullen, einem strengen Schutzsystem. Gebiete, die zwar die
fachlichen Kriterien fur eine Meldung als Vogelschutzgebiete erfillen, aber bisher nicht durch
Ausweisung formlich unter Schutz gestellt worden sind (faktische Vogelschutzgebiete), un-
terliegen dabei einem besonderen Schutzregime nach Art. 4 Abs. 4 S. 1 VS-RL. Eingriffe in
solche Gebiete sind nur unter den dort genannten engen Voraussetzungen zulassig. Die
durch die VS-RL geschiitzten und bereits als Vogelschutzgebiete ausgewiesenen Gebiete
werden durch die FFH-Richtlinie Teil eines kohdrenten europaischen ©kologischen Netzes
(,Natura 2000“). Nach ihrer Anerkennung und Ausweisung als Vogelschutzgebiet sind auf
diese Gebiete hinsichtlich des Gebietsschutzes die Regelungen der FFH-Richtlinie anzu-
wenden. Die ausgewiesenen Vogelschutzgebiete bilden dann zusammen mit den FFH-
Gebieten auf nationaler Ebene das koharente Schutzgebietsnetz ,Natura 2000“. Fir die
nach Art. 4 Abs. 1 VS-RL zu besonderen Schutzgebieten erklarten oder nach Art. 4 Abs. 2
VS-RL als solche anerkannten Gebiete treten somit die Verpflichtungen aus Art. 6 Abs. 3
und 4 FFH-RL mit dem Zeitpunkt der Erklarung oder Anerkennung durch den Mitgliedsstaat
an die Stelle der Verpflichtungen aus Art. 4 Abs. 4 VS-RL. Mit der Erklarung oder Anerken-
nung des Vogelschutzgebietes durch den Mitgliedsstaat wird damit das strengere Schutzre-
gime der VS-RL durch das weniger strenge Schutzsystem der FFH-RL abgeltst. Mithin gilt
fur anerkannte bzw. ausgewiesene Vogelschutzgebiete dasselbe Schutzregime wie fur aus-
gewiesene FFH-Gebiete. Dies ergibt sich aus Art. 7 der FFH-RL.

Die rechtlichen Vorgaben fur die Zulassung von Vorhaben im Bereich von Gebieten von ge-
meinschaftlicher Bedeutung, sprich die so genannten FFH-Gebiete, sind gemeinschafts-
rechtlich in Art. 6 der FFH-RL sowie in den entsprechenden nationalen Umsetzungsbestim-
mungen in 88 32 ff. BNatSchG i.V.m. § 17 ff. LNatSchG normiert. Fur Projekte im Bereich
ausgewiesener Vogel- und/oder FFH-Schutzgebiete gelten dann im Wesentlichen dieselben
Zulassungsvoraussetzungen.

Die in Rheinland-Pfalz als Vogelschutzgebiete und FFH-Gebiete ausgewiesenen Gebiete,
die Bestandteile des koharenten européischen 6kologischen Netzes ,Natura 2000“ sind, sind
in 8 17 LNatSchG geregelt. Die in der dortigen Anlage 1 genannten Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und die in der Anlage 2 genannten Europdaischen Vogelschutzgebie-
te stehen unter besonderem Schutz. Zweck der Unterschutzstellung ist es, die Erhaltung
oder Wiederherstellung eines giinstigen Erhaltungszustands der in den Gebieten der Anlage
1 genannten naturlichen Lebensraumtypen, Tier- und Pflanzenarten sowie der in den Gebie-
ten der Anlage 2 genannten Vogelarten und ihrer Lebensrdume zu gewahrleisten. Die fiir die
Vogelschutz- und FFH-Gebiete maligeblichen Erhaltungsziele sind in der Landesverordnung
Uber die Erhaltungsziele in den Natura 2000-Gebieten vom 18. Juli 2005 (GVBI. S. 323) (in
ihrer jeweils aktuellen Fassung) ndher bestimmt.
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Nach Art. 6 Abs. 3 S. 1 FFH-RL sind Plane oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Ver-
waltung eines FFH-Gebietes in Verbindung stehen oder hierfir notwendig sind, einer Pri-
fung auf ihre Vertraglichkeit mit den fir das FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet festgelegten
Erhaltungszielen zu unterziehen, wenn sie das FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet einzeln
oder im Zusammenwirken mit anderen Planen oder Projekten ,erheblich beeintrachtigen®
konnten. Sind derartige Beeintrachtigungen offensichtlich ausgeschlossen, bedarf es keiner
weiteren Prifung unter dem Gesichtspunkt des Habitat- bzw. Vogelschutzes. Das Vorhaben
ist dann unter dem Aspekt des Habitat- bzw. Vogelschutzes ohne weiteres zulassig.

Lassen sich im Rahmen der vorbeschriebenen Prifung (Screening) ,erhebliche Beeintrach-
tigungen® hingegen nicht ausschlieRen, so bedarf es der Durchfihrung einer FFH-
Vertraglichkeitsprifung geman Art. 6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 1 BNatSchG i.V.m.
§ 18 LNatSchG. Ist der Eingriff nach den Ergebnissen dieser Vertraglichkeitsprufung mit den
Erhaltungszielen fur das Gebiet als Ganzes und seinen wesentlichen Bestandteilen verein-
bar, ist das Vorhaben ebenfalls zulassig. Auch in diesem Falle ware dann keine weitere
FFH-Prifung mehr erforderlich.

Ergibt die Vertraglichkeitsprifung dagegen, dass das Vorhaben zu erheblichen Beeintrachti-
gungen der fur die Erhaltungsziele des jeweiligen Vogelschutzgebietes / FFH-Gebietes
malf3geblichen Gebietsbestandteile fiihrt, ist der Eingriff grundsatzlich nach den Bestimmun-
gen Art. 6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 2 BNatSchG unzulassig. Ein Eingriff kann
dann nur ausnahmsweise noch zugelassen werden, wenn weitere Voraussetzungen erfullt
sind. Dies setzt voraus, dass der Eingriff aus zwingenden Grinden des tberwiegenden 6f-
fentlichen Interesses einschliel3lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art gerechtfertigt
werden kann. Mit der Qualifizierung der 6ffentlichen Belange als ,zwingende Griinde® wird
verdeutlicht, dass nur besonders schwerwiegende o6ffentliche Belange als Ausnahmerecht-
fertigung in Betracht kommen; es muss sich aber nicht um unausweichliche Sachzwange
handeln; gemeint ist vielmehr ein durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes
staatliches Handeln. Werden in dem FFH-Gebiet - fir Vogelschutzgebiete gilt diese zuséatzli-
che Voraussetzung nicht - prioritare naturliche Lebensraumtypen und / oder eine prioritare
Art beeintrachtigt, kénnen allerdings nur Erwagungen im Zusammenhang mit der Gesund-
heit des Menschen und der 6ffentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit maf3gebli-
chen gunstigen Auswirkungen auf die Umwelt oder, nach Einholung einer Stellungnahme
der EU-Kommission, andere zwingende Griinde des Uberwiegenden offentlichen Interesses
bertucksichtigt werden (Art. 6 Abs. 4 UA 2 FFH-RL, 8 34 Abs. 4 Satz 2 BNatSchG). AulRer-
dem darf fir das Vorhaben keine zumutbare Alternatividsung gegeben sein, bei der das
Vorhaben unter Bericksichtigung der Projekizielsetzung mit geringeren Nachteilen fir die
geschitzten FFH- und Vogelschutzbelange realisierbar ware. Uberdies sind alle notwendi-
gen AusgleichsmalRnahmen (KoharenzsicherungsmalRnahmen) zu ergreifen, um die globale
Koharenz von ,Natura 2000“ zu schiitzen (Art. 6 Abs. 4 FFH-RL, 8§ 34 Abs. 5 BNatSchG).
Diese weiter gehenden Anforderungen sind allerdings nur dann relevant, wenn das Vorha-
ben bezogen auf die Erhaltungsziele fur das Gebiet als Ganzes oder wesentliche Teile un-
vertraglich ist. Im Falle seiner Vertraglichkeit sind zusatzliche Anforderungen nicht zu erful-
len.
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VII.5.2  Ausfihrungen zur Betroffenheit des FFH-Gebiets Biospharenreservat , Pfal-
zerwald" (6812-301)

Im Untersuchungsraum sind Teilflachen als Natura-2000-Flachen ausgewiesen. Dabei han-
delt es sich um das grol3flachige FFH-Gebiet ,Biospharenreservat Pféalzer Wald“, das mit drei
Teilflachen unmittelbar an das Vorhaben angrenzt.

Fir das Vorhaben wurde deshalb eine FFH-Vertraglichkeitsvorprifung erstellt, welche auch
Bestandteil der offengelegten Planunterlagen ist (vgl. Anlage 19.3).

Die Vorprifung kam zu dem Ergebnis, dass keine Beeintrachtigungen der Erhaltungsziele
des FFH-Gebietes ,Biospharenreservat Pfalzerwald“ durch die vorliegende Planung zu er-
warten sind. Prioritare Lebensrdume und Arten werden durch das Projekt nicht betroffen.
Zudem kann durch den Riickbau der L 502 eine erhebliche Verbesserung der Austauschbe-
ziehungen zwischen den Teilflaichen des FFH-Gebietes im Aschbachtal erfolgen. Mit diesem
Ruckbau und der Verbesserung der Wechselbeziehungen ergibt sich gleichzeitig ein starkes
Potenzial zur Aufwertung okologischer Funktionen des Talraumes und damit auch zur Ent-
wicklung der Erhaltungsziele fur das FFH-Gebiet.

Die Planfeststellungsbehérde erachtet diese Bewertung als sachgerecht und schliel3t sich
dem Ergebnis vollinhaltlich an. Das Stralenbauvorhaben ist daher unter dem Aspekt des
Habitatschutzes zul&ssig.

VII.6 Erlauterungen zur Umweltvertrdglichkeit des Vorhabens / Zusammenfassende Darstel-
lung und Bewertung der Umweltauswirkungen

Fir das vorliegende Stral3enbauvorhaben besteht nach den einschléagigen rechtlichen Vor-
gaben eine Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung. Eine solche Um-
weltvertraglichkeitsprifung wurde hier durchgefiihrt. Der vorliegende Planfeststellungsbe-
schluss enthélt nachfolgend die diesbezliglichen Feststellungen.

VII.6.1  Darstellung der Rechtsgrundlagen

Das europaische Gemeinschaftsrecht formuliert rechtliche Vorgaben fir die Feststellung der
Umweltvertraglichkeit bei der Zulassung bestimmter Vorhaben, namentlich auch bestimmter
StraRenbauvorhaben. Die maR3geblichen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts sind in
der Richtlinie Gber die Umweltvertraglichkeitsprifung bei bestimmten offentlichen und priva-
ten Projekten - der EU-UVP-Richtlinie - vom 27. Juni 1985 (85/337/EWG) in ihrer heute gul-
tigen aktuellen Fassung normiert. Die Vorgaben der EU-UVP-Richtlinie sind im deutschen
Recht umgesetzt. Die entsprechenden nationalen Umsetzungsbestimmungen finden sich
bundesrechtlich im Gesetz zur Umsetzung der vorgenannten UVP-Richtlinie vom 12. Febru-
ar 1990 (BGBI. I, S. 205), dem UVPG, sowie im rheinland-pfalzischen Landesrecht im Lan-
desgesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (LUVPG) vom 22. Dezember 2015 (GVBI.
2015, S. 516) in ihrer jeweils gultigen Fassung. Das UVPG und das LUVPG enthalten - fur
ihren jeweiligen Anwendungsbereich - die malfigeblichen Bestimmungen fir die Durchfih-
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rung der Umweltvertraglichkeitsprifung bei den von ihnen erfassten Straf3enbauvorhaben.
Das LUVPG verweist fir seinen Anwendungsbereich im Wesentlichen auf die Bestimmun-
gen des UVPG.

VII.6.2  Feststellung der ordnungsgeméfien Anwendung der UVP-Bestimmungen

Bei der vorliegenden StralRenplanung fir die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/
L 502 an der Breitenau sind die rechtlichen Vorgaben des europédischen Gemeinschafts-
rechts und des nationalen Rechts hinsichtlich der Prifung der Umweltvertraglichkeit (UVP)
des StraRenbauvorhabens beachtet worden. Das StraRenbauvorhaben wurde uvp-rechtlich
zutreffend eingeordnet. Die Prifung der Umweltvertrglichkeit ist umfassend abgearbeitet
worden. Das Verfahren wurde im Einklang mit den maf3geblichen Bestimmungen des UVP-
Rechts durchgefuhrt. Die fir das Vorhaben durchgefihrte Umweltvertraglichkeitsprifung
genuigt in jeder Hinsicht den Anforderungen des UVP-Rechts.

VII.6.3 Bestehen einer UVP-Pflicht

Das vorliegende Verfahren betrifft den Ausbau einer Bundesstral3e. Die Planung sieht die
Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau vor. Das Vorhaben un-
terliegt den Bestimmungen des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-
Gesetz). Fur das Vorhaben besteht nach den Bestimmungen dieses Gesetzes eine UVP-
Pflicht. Somit ist fir das Vorhaben eine Umweltvertraglichkeitspriifung nach naherer Mal3ga-
be der Bestimmungen des UVPG durchzufiihren. Die Planfeststellungsbehdrde hat dement-
sprechend in Kapitel A, Nr. V die UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens festgestellt.

VII.6.4  Durchfihrung der Umweltvertraglichkeitsprifung

Die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) unterliegt bestimmten standardisierten Vorgaben.
Diese Vorgaben sind im UVPG normiert. Die hiernach maf3geblichen rechtlichen Vorgaben
fur die Durchfihrung der UVP wurden bei der vorliegenden Planung beachtet.

VII.6.4.1 Allgemeines zur Umweltvertraglichkeitsprifung

Die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) gemaf 8 4 UVPG stellt einen unselbstandigen Teil
der verwaltungsbehdrdlichen Verfahren dar, die der Entscheidung Uber die Zulassigkeit des
Vorhabens dienen. Durch die UVP erfahren die nach den jeweiligen Fachgesetzen durchzu-
fuhrenden Zulassungsverfahren in umweltrechtlicher Hinsicht keine materiell-rechtliche An-
reicherung. Die UVP beschrankt sich vielmehr auf verfahrensrechtliche Anforderungen im
Vorfeld der Sachentscheidung, zu der ein Bezug nur insoweit hergestellt wird, als das Er-
gebnis der Umweltvertraglichkeitsprifung gemanR § 25 UVPG (vgl. auch Art. 8 der UVP-
Richtlinie) im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu berticksichtigen ist. Die Vorschriften
zur UVP verlangen dementsprechend, dass die Zulassungsbehorde das Ergebnis der Um-
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weltvertraglichkeitsprifung in ihre Erwagungen einbezieht. Das Umweltvertraglichkeitspri-
fungsrecht nétigt nicht dazu, den r&dumlichen Umfang der Prifung in der Planfeststellung
weiter auszudehnen als er vom materiellen Planungsrecht gefordert wird. Die UVP umfasst -
zusammenfassend ausgedrickt - die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der unmittel-
baren und mittelbaren Auswirkungen des Vorhabens auf die in 8§ 2 UVPG genannten
Schutzgiter Mensch, einschlie3lich der menschlichen Gesundheit, Tiere und Pflanzen und
die biologische Vielfalt, Flache, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie kulturelles
Erbe und sonstige Sachguter einschlie3lich der jeweiligen Wechselwirkungen zwischen den
vorgenannten Schutzguitern. Sie gewahrleistet so eine auf die Umwelteinwirkungen zentrier-
te Prifung und ermoglicht es, die Umweltbelange in gebiindelter Form herauszuarbeiten.
Auf der Grundlage des vom Vorhabentrager hierzu gemaf3 § 16 UVPG vorzulegenden UVP-
Berichts, welcher auch eine allgemein verstéandliche, nichttechnische Zusammenfassung des
UVP-Berichts umfasst, der im Zulassungsverfahren eingegangen behordlichen Stellung-
nahmen sowie der AuRerungen der betroffenen Offentlichkeit erarbeitet die Zulassungsbe-
horde nach § 24 UVPG eine zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des
Vorhabens. Die Umweltauswirkungen des Vorhabens sind schlief3lich auf der Grundlage der
zusammenfassenden Darstellung nach § 24 zu bewerten. Diese Bewertung ist zu begriinden
und bei der Entscheidung Uber die Zuldssigkeit des Vorhabens zu berticksichtigen (8 25
UVPG). Die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) soll auf diese Weise sicherstellen, dass
bei den uvp-pflichtigen Vorhaben die Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne einer wirksa-
men Umweltvorsorge nach einheitlichen Grundsétzen frihzeitig und umfassend ermittelt,
beschrieben und bewertet werden und das Ergebnis der UVP im Hinblick auf eine wirksame
Umweltvorsorge bei den behdrdlichen Entscheidungen ber die Zuléassigkeit der Vorhaben
bericksichtigt wird.

Der Trager des Vorhabens legt hierzu gem. 8 16 Abs. 1 UVPG die entscheidungserhebli-
chen Unterlagen Uber die Umweltauswirkungen des Vorhabens der zustandigen Behérde zu
Beginn des Verfahrens vor, in dem die Umweltvertraglichkeit gepraft wird. Inhalt und Umfang
dieser Unterlagen bestimmen sich gem. 8 16 Abs. 4 Satz 1 UVPG nach den Rechtsvorschrif-
ten, die fur die Entscheidung tber die Zulassigkeit des Vorhabens malRgebend sind. Die Un-
terlagen missen dabei die in § 16 Abs. 1 und 3 i.V.m. Anlage 4 UVPG genannten Min-
destangaben enthalten. Gemal § 16 Abs. 1 Satz 1 UVPG miussen folgende Angaben in den
Unterlagen enthalten sein:

1. eine Beschreibung des Vorhabens mit Angaben zum Standort, zur Art, zum Umfang und zur Ausgestaltung,
zur GroRRe und zu anderen wesentlichen Merkmalen des Vorhabens,

2. eine Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile im Einwirkungsbereich des Vorhabens,

3. eine Beschreibung der Merkmale des Vorhabens und des Standorts, mit denen das Auftreten erheblicher
nachteiliger Umweltauswirkungen des Vorhabens ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden soll,

4. eine Beschreibung der geplanten MaRnahmen, mit denen das Auftreten erheblicher nachteiliger Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens ausgeschlossen, vermindert oder ausgeglichen werden soll, sowie eine Beschreibung
geplanter ErsatzmafRnahmen,

5. eine Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens,
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6. eine Beschreibung der verniinftigen Alternativen, die fiir das Vorhaben und seine spezifischen Merkmale rele-
vant und vom Vorhabentrager gepriift worden sind, und die Angabe der wesentlichen Griinde fir die getroffene
Wahl unter Beriicksichtigung der jeweiligen Umweltauswirkungen sowie

7. eine allgemein verstandliche, nichttechnische Zusammenfassung des UVP-Berichts.

Der UVP-Bericht muss gemal3 § 16 Abs. 5 Satz 2 UVPG die Angaben enthalten, die der
Vorhabentrager mit zumutbarem Aufwand ermitteln kann. Die Angaben missen nach § 16
Abs. 5 Satz 3 UVPG ausreichend sein, um der zustandigen Behdrde eine begriindete Be-
wertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens und Dritten die Beurteilung zu ermdgli-
chen, ob und in welchem Umfang sie von den Umweltauswirkungen des Vorhabens betrof-
fen sein kdnnen.

Auf der Grundlage dieser Unterlagen ist eine Beteiligung der Offentlichkeit vorzunehmen.
Die Einbeziehung der Offentlichkeit erfolgt nach § 18 Abs. 1 UVPG. Nach § 18 Abs. 1 S. 4
UVPG muss die nach § 18 Abs. 1 S. 1 UVPG erforderliche Anhérung der Offentlichkeit den
Vorschriften des § 73 Abs. 3 S. 1 und Abs. 5-7 VwWVfG entsprechen. Die zustandige Behdrde
unterrichtet im Rahmen des Zulassungsverfahrens gemal § 17 UVPG die Behdrden (Trager
offentlicher Belange), deren umweltbezogener Aufgabenbereich durch das Vorhaben berihrt
wird, Uber das Vorhaben, Gbermittelt ihnen den UVP-Bericht nach 8 16 UVPG und holt ihre
Stellungnahmen ein. Der betroffenen Offentlichkeit wird im Rahmen der Beteiligung Gele-
genheit zur AuBerung gegeben. Bei der Bekanntmachung zu Beginn des Beteiligungsverfah-
rens hat die zustandige Behorde die Offentlichkeit (iber die in § 19 Abs. 1 UVPG genannten
Informationen zu unterrichten; gemaR § 19 Abs. 2 UVPG sind zumindest die dort gelisteten
Unterlagen zur Einsicht fiir die Offentlichkeit auszulegen.

Die zustandige Behdrde erarbeitet auf der Grundlage des vom Vorhabentrager beigebrach-
ten UVP-Berichts nach § 16 UVPG, der behordlichen Stellungnahmen nach § 17 UVPG so-
wie der AuBerungen der betroffenen Offentlichkeit nach §§ 18 ff UVPG eine zusammenfas-
sende Darstellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie der Ma3hahmen, mit de-
nen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, vermindert oder ausgeglichen
werden, einschlieBlich der Ersatzmalinahmen bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen
Eingriffen in Natur und Landschaft (8 24 UVPG). Die Ergebnisse eigener Ermittlungen sind
einzubeziehen. Die zusammenfassende Darstellung kann in der Begrindung der Entschei-
dung Uber die Zulassigkeit des Vorhabens erfolgen. Die Begriindung enthalt erforderlichen-
falls die Darstellung der Vermeidungs-, Verminderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmal3nah-
men. Die Umweltauswirkungen des Vorhabens sind schliel3lich von der zustandigen Behor-
de auf der Grundlage ihrer zusammenfassenden Darstellung nach § 24 UVPG zu bewerten
und diese Bewertung bei der Entscheidung Uber die Zulassigkeit des Vorhabens im Hinblick
auf eine wirksame Umweltvorsorge zu bericksichtigen (§ 25 UVPG). Die Zulassungsent-
scheidung enthalt gegebenenfalls auch noch weitere Angaben gem. § 26 ff UVPG.
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VII.6.4.2 Umweltvertraglichkeitspriifung

Diesen rechtlichen Anforderungen an die Durchfiihrung der Umweltvertréaglichkeitspriifung
wurde bei der hier festgestellten Stralenplanung Rechnung getragen. Der Stral3enbaulast-
trager hat die Auswirkungen der hier festgestellten Stralenplanung nach MalRgabe und in
entsprechender Anwendung des UVPG auf die dort ndher beschriebenen Schutzgiter ein-
schlie3lich ihrer Wechselwirkungen dargestellt. Die Auswirkungen des Vorhabens auf die
Umwelt wurden identifiziert, beschrieben und entsprechend bewertet. Die malfigeblichen
Erkenntnisse wurden in einem UVP-Bericht nach § 16 UVPG i.V.m. der Anlage 4 des UVPG
dargelegt (vgl. Kapitel A, Nr. X.33 dieses Beschlusses). Die Unterlagen des Vorhabentragers
entsprachen den Anforderungen des 8 16 UVPG, insbesondere ist eine allgemein verstand-
liche Zusammenfassung des UVP-Berichts in der Unterlage 19.5 enthalten. Die verfahrens-
rechtlichen Vorschriften sind ebenfalls eingehalten worden (Siehe auch Kapitel E, Nr. 1l die-
ses Beschlusses). Die Anhorungsbehorde hat den nach § 16 UVPG erforderlichen UVP-
Bericht den nach § 17 UVPG zu beteiligenden Behérden (Trager 6ffentlicher Belange) zuge-
leitet und diese um Stellungnahme gebeten. Die Offentlichkeitsbeteiligung hat gemaR § 18
UVPG den Vorschriften des 8 73 Abs. 3 S. 1 und Abs. 5-7 VwWV{G entsprochen. Die Einbe-
ziehung der Offentlichkeit nach 8§ 18 ff UVPG erfolgte im Rahmen des Anhoérungsverfah-
rens in Gestalt der Planoffenlage und der hierbei eroffneten Moglichkeit zur AuRerung. Die
Bekanntmachung der Offentlichkeitsbeteiligung (Planauslegung) enthielt die in § 19 UVPG
verlangten Informationen; die Offenlage der in 88 16 und 19 UVPG genannten Unterlagen ist
erfolgt. Die Planfeststellungsbehdrde hat die Umweltauswirkungen des Vorhabens auf der
Grundlage der nachfolgenden zusammenfassenden Darstellung nach § 24 UVPG bewertet.
Diese Bewertung wird bei der vorliegenden Entscheidung tber die Zulédssigkeit des Vorha-
bens bericksichtigt (§ 25 UVPG).

Der StraRenbaulasttrager hat die Auswirkungen der hier festgestellten StralRenplanung nach
MalRgabe und in Anwendung des Gesetzes zur Umweltvertraglichkeitsprifung auf die dort
naher beschriebenen Schutzgiter gepruft. Die Auswirkungen des Vorhabens wurden ermit-
telt, beschrieben und entsprechend gewertet. Die festgestellten Planunterlagen beinhalten
die entscheidungserheblichen Angaben hinsichtlich der umweltrelevanten Auswirkungen des
Vorhabens im Sinne von § 16 UVPG. Diese waren auch Gegenstand der Planoffenlage. Da
im Anhoérungsverfahren keine wesentlichen neuen umweltrelevanten Gesichtspunkte vorge-
bracht bzw. erkennbar geworden sind, haben sich an der Einschétzung zur Umweltvertrag-
lichkeit der Malinahme auch unter Beriicksichtigung der Ergebnisse des Anhdrungsverfah-
rens keine grundlegenden Anderungen ergeben. Somit kann beziiglich der zusammenfas-
senden Darstellung nach § 24 UVPG sowie der abschlielenden Bewertung der Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens durch die Planfeststellungsbehérde maf3geblich auf den Erkennt-
nissen der vorausgegangenen Zusammenfassung nach § 16 UVPG sowie auf dem sonsti-
gen Akteninhalt mit UVP-Bezug Bezug genommen werden. Die Ergebnisse der Umweltver-
traglichkeitsprifung sind in die Entscheidungsfindung der Planfeststellungsbehtrde einge-
flossen und wurden gemanR § 25 UVPG bei der Planfeststellungsentscheidung in dem recht-
lich gebotenen Umfang berticksichtigt. Die Zulassungsentscheidung umfasst auch noch die
erforderlichen weiteren Angaben gem. § 26 ff UVPG.
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VIIl. Erganzende Erlauterungen zu den Einwendungen und Forderungen

Die Einwendungen und Forderungen der in Kapitel D aufgefihrten Beteiligten konnten zum
Teil durch die erklarende Stellungnahme der Stra3enbaudienststelle im Rahmen des Anho-
rungsverfahrens ohne Uber den Plan hinausgehende Regelungen ausgerdumt werden. Teil-
weise ist den Einwendungen und Forderungen auch durch die Festlegungen in den festge-
stellten Unterlagen sowie durch die Aufnahme entsprechender Verpflichtungen in den Kapi-
teln B und C dieses Beschlusses Rechnung getragen worden, so dass sie als ausgeraumt
und erledigt angesehen werden.

Zu den daruber hinausgehenden Einwendungen und Forderungen wird ergdnzend zu den
Ausfuhrungen insbesondere in Kapitel E dieses Planfeststellungsbeschlusses Nachfolgen-
des erlautert:

VIII.1 Trager 6ffentlicher Belange

VIII.1.1  Zentralstelle der Forstverwaltung

Den von der Zentralstelle der Forstverwaltung gestellten Forderungen und vorgebrachten
Anregungen wurde grof3tenteils in Kapitel C, Nrn. V.8 bis V.10 und V.12 dieses Beschlusses
Rechnung getragen.

Der Forderung, dass der Vorhabentrager beziiglich der Einmindung des Forstweges zur
Tierarztpraxis die Ein- und Ausfahrtsmdglichkeit fur Langholzfahrzeuge aus beiden bzw. in
beide Richtungen zu gewdhrleistet hat, wird zuriickgewiesen. Die in Rede stehende Ein-
mundung des Forstweges ist nicht Bestandteil der vorliegenden Stralenbaumalinahme und
wird weder voribergehend noch dauerhaft fiir die Durchfiihrung der geplanten MaRnahmen
in Anspruch genommen oder verdndert. Der Vorhabentrager kann somit nicht aus Anlass
der hier festgestellten Stral3enplanung dazu verpflichtet werden, die Einmindung fur Lang-
holzfahrzeuge entsprechend aufzubereiten.

Im Ubrigen wird bezuglich der Entschadigungsforderungen auf Kapitel B, Nr. 11 des Plan-
feststellungsbeschlusses verwiesen. Wie dort bereits ausgefiihrt wurde, gehort ein geltend
gemachter Entschadigungsanspruch nicht zu den in diesem Beschluss zu regelnden &ffent-
lich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trager der Stralenbaulast und den vom Plan
Betroffenen. Die rechtliche Trennung des Entschadigungs- und Planfeststellungsverfahrens
macht es deshalb notwendig, diese Forderung sowie die hieraus resultierenden Anspriche
auf die mit eigenen Rechtsmitteln ausgestattete gesonderte Regelung der Entschadigung zu
verweisen.

Die geplante Weiterfiihrung des Rad- und Gehweges auf dem bestehenden Forstweg wird in
einem eigenstandigen Verfahren verfolgt. Die diesbeziiglich vorgebrachten Hinweise sind
deshalb nicht im vorliegenden StralRenbauvorhaben, sondern im betreffenden, gesonderten
Verfahren vorzubringen.
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VIII.1.2 Verbandsgemeinde Kaiserslautern Sid (jetzt: VG Landstuhl) und Ortsge-
meinden Krickenbach, Queidersbach und Stelzenbach

Die Ortsgemeinden sowie die Verbandsgemeinde regen an, bei der Planung eine verkehrs-
sichere Radwegeverbindung in Richtung Breitenau zu bericksichtigen.

Die vorliegende StralRenbaumalinahme beinhaltet bereits eine Radwegeverbindung nach
Breitenau. Zur Steigerung der Verkehrssicherheit im Plangebiet wird der Rad- und Gehweg
an der Einmindung der L 472 an den bestehenden Rad- und Gehweg angeschlossen und
dann entlang der B 270 weitergefuihrt. An der geplanten Kreisverkehrsanlage wird der Rad-
und Gehweg iiber die Fahrbahnteiler in die (vorherige) K 6 geleitet. Uber die entsprechend
fur den Radverkehr zuriickgebaute Trasse wird der nichtmotorisierte Verkehr bis etwa 75 m
Ostlich des Bahnviadukts gefiihrt, danach folgt der Rad- und Gehweg der neuen Trasse der
L 502 bis zur umgestalteten Einmindung am Aschbach. Nach einem Wechsel Gber vorge-
sehene Querungshilfen wird der Rad- und Gehweg an die (nur noch fir den Anliegerverkehr
dienende) GemeindestralRe zur Breitenau angebunden. Der Radverkehr wird Uber die Ge-
meindestrale und weiter bis zu einem Waldweg gefuhrt, der weiter in Richtung Stiden ver-
lauft.

Der Anregung wurde somit mit der Planung entsprochen.

VII.1.3 Stadt Kaiserslautern

Die Stadt Kaiserslautern fordert die Weiterfihrung des geplanten Rad- und Gehweges ent-
lang der L 502 in Richtung Espensteig. Dem kann jedoch nicht entsprochen werden. Der
geplante Rad- und Gehweg stellt einen so genannten ,unselbststandigen Rad- und Gehweg"
dar und wird zum Bestandteil der B 270 gewidmet. Eine Weiterfiihrung an der Landesstral3e
wére schon aufgrund dessen nicht moglich. Dies miisste somit in einem eigenstéandigen Ver-
fahren geplant bzw. realisiert werden. Die vorgeschlagene Anbindung/ Weiterfiihrung ist au-
Rerdem insbesondere aus Grinden der Verkehrssicherheit nicht zu verfolgen. Eine weitere
Uberquerung der L 502 unmittelbar an dem Knotenpunkt L 502/ GemeindestraRe (bzw. der-
zeit L 502/ K 6) wurde nicht den Anforderungen der Leistungsféahigkeit und Sicherheit des
Verkehrs entsprechen. Eine sichere Ein- und Ausfadelung des Radverkehrs ohne Que-
rungshilfe oder Fahrbahnteiler unmittelbar nach dem Knotenpunkt wéare nicht gegeben. Zu-
satzlich wirden hier weitere Eingriffe in Natur und Landschaft erforderlich werden.

Es ist deshalb festzuhalten, dass die Weiterfiihrung des Rad- und Gehweges an der L 502
kein Bestandteil des vorliegenden Verfahrens ist bzw. sein kann und somit die Planung in
einem gesonderten Verfahren aufzunehmen ware. Die Forderung wird zuriickgewiesen.

Im Ubrigen wurde weiteren Forderungen und Anregungen der Stadtverwaltung in Kapitel C,
Nrn. 1l und V.6 dieses Beschlusses mittels Auflagenregelungen entsprochen.
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VII.1.4 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz

Die Landwirtschaftskammer moniert die fehlende Anbindung des im Nahbereich der Planung
liegenden Anwesens, welches derzeit Uber einen Forstweg an die B 270 angebunden ist. Sie
fordert eine Anbindung an den geplanten Kreisverkehrsplatz. Dieser Forderung kann nicht
entsprochen werden.

Die Anbindung des in Rede stehenden Anwesens liegt aulRerhalb des Planungsbereiches;
sie wird weder temporar noch dauerhaft durch die Strallenbaumaflinahme in Anspruch ge-
nommen. Des Weiteren gilt es zu beachten, dass das Anwesen derzeit tiber einen Forstweg
an die B 270 angeschlossen ist. Fiir Anderungen des Forstwegenetzes wére die Landes-
forstverwaltung zustandig. Ein Ausbau des Wegenetzes im Rahmen des vorliegenden Plan-
feststellungsverfahrens ist keinesfalls moglich.

Im Ubrigen ist anzumerken, dass der Kreisverkehrsplatz fiir die Verknuipfung einer Bundes-
stral3e mit einer Landesstral3e vorgesehen ist. Weitere Verbindungséste sind nur in begriin-
deten Ausnahmefallen mdglich. Anbindungen einzelner Anwesen an klassifizierte Straf3en
Uber Kreisverkehrsanlagen sind grundsatzlich mit Blick auf die Leichtigkeit und Sicherheit
des Verkehrs zu vermeiden.

AulRerdem dirfte im vorliegenden Fall nicht auRer Acht gelassen werden, dass eine Erweite-
rung des Kreisverkehrsplatzes neben den Eingriffen in Natur und Landschaft und einer
Uberquerung des Hoheneckermiihlbachs (weiteres Bauwerk) mit zusétzlichen Eingriffen in
das dort befindliche FFH-Gebiet (Flora Fauna Habitat) ,Biospharenreservat Pfalzerwald"
verbunden wére.

Dennoch ist festzuhalten, dass sich durch die Errichtung des Kreisverkehrsplatzes bzw.
durch die entsprechenden verkehrsbehdrdlichen Anordnungen die Geschwindigkeiten auf
der B 270 erheblich reduzieren werden. Das Gefahrenpotential bei Ein- und Ausfahrten des
Forstweges zum genannten Anwesen wird sich somit durch die vorliegende Stral3enbau-
malinahme zweifelsohne verringern.

Der Vorhabentrager wurde dennoch dazu angehalten, entsprechende (verkehrsbehdrdliche)
MalRnahmen zu ergreifen, soweit sich die Einmindung des Forstweges aufgrund der vorlie-
genden Strallenbaumalnahme zu einem Unfallschwerpunkt entwickeln sollte.

Im Ubrigen wird auf die Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. V.11 und V.12 dieses Beschlus-
ses verwiesen.

V1.2 Privatbetroffene

Die erhobenen Einwendungen werden aus Datenschutzgriinden in anonymisierter Form un-
ter einer individuell vergebenen Einwendungsnummer abgehandelt. Die Einwender/innen
werden Uber die ihnen zugeteilte Nummer, unter der ihr Vorbringen behandelt wird, mit der
Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses schriftlich benachrichtigt.
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VIII.2.1  Einwender Nr. 1 und Nr. 2
Die Einwender streben eine Anbindung ihres Anwesens an den Kreisverkehrsplatz an.

Das Anwesen ist derzeit Uber einen Forstweg an die B 270 angebunden, der auf3erhalb des
Planungsbereiches liegt und weder temporar noch dauerhaft durch die Stral3enbaumal3-
nahme in Anspruch genommen wird. Fiir Anderungen des Forstwegenetzes ist die Landes-
forstverwaltung zustéandig. Ein Ausbau dieses Wegenetzes im Rahmen des vorliegenden
Planfeststellungsverfahrens ist damit nicht mdglich.

Der Kreisverkehrsplatz soll die Verkehrsbeziehungen zwischen der Bundesstral3e B 270 und
der LandesstralRe L 502 verkehrssicherer gestalten und die Unfallzahlen deutlich verringern.
Eine Anlegung von weiteren Asten als Anbindung einzelner Anwesen ist grundsatzlich zu
vermeiden und im vorliegenden Verfahren nicht ausreichend begriindet. Im Ubrigen wiirde
die Erweiterung des Kreisverkehrsplatzes zusatzliche Eingriffe in Natur und Landschaft (u. a.
durch Uberquerung des Hoheneckermiihlbachs), insbesondere aber in das dort befindliche
FFH-Gebiet (Flora Fauna Habitat) ,Biospharenreservat Pfalzerwald” auslosen.

Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass sich durch die Errichtung des Kreisver-
kehrsplatzes bzw. durch die entsprechenden verkehrsbehdrdlichen Anordnungen die Ge-
schwindigkeiten deutlich reduzieren werden. Somit kann auch das Gefahrenpotential fir die
Anbindung des Forstweges an die B 270 merklich verringert werden. Der Vorhabentrager
wurde dennoch dazu angehalten, entsprechende (verkehrsbehordliche) Malinahmen zu er-
greifen, soweit sich die Einmindung des Forstweges aufgrund der vorliegenden Stral3en-
baumal3nahme zu einem Unfallschwerpunkt entwickeln sollte.

Die Planfeststellungsbehdrde erachtet unter Berticksichtigung der Ausfihrungen des Vorha-
bentréagers sowie der vorgetragenen Forderung, eine Anbindung des Anwesens an den ge-
planten Kreisverkehrsplatz nicht als sachgerecht und sinnvoll. Neben der fehlenden Zustan-
digkeit Uber den — nicht im Plangebiet liegenden — Forstweg steht auch die Verkehrssicher-
heit der Forderung der Einwender entgegen. Die Einwendungen werden aus den dargeleg-
ten Grinden zurtickgewiesen.

VIIl.2.2 Einwender Nr. 3

Der Einwender Nr. 3 lehnt die geplante Errichtung eines Radweges und somit die Verpflich-
tung fur den Radfahrer, diesen zu nutzen, ab. Zudem stellt er die Wegefihrung an sich in
Frage.

Der hier planfestgestellte Rad- und Gehweg soll der Entflechtung des Verkehrs der B 270
(bzw. L 502/ K 6) dienen. Fur die Entflechtungswirkung ist zu beriicksichtigen, dass es ins-
besondere aus Verkehrssicherheitsaspekten durchaus notwendig ist, den Radverkehr auf
einen anderen Weg zu bringen, da die Mdglichkeit besteht, dass unsichere Radfahrer die
stark frequentierte B 270 benutzen und dabei nicht nur sich, sondern auch andere Verkehrs-
teilnehmer gefahrden. Neben den Interessen eines gewandten, im Verkehr getbten Perso-
nenkreises sind zwingend auch die Belange von Kindern und Senioren bei der Radwegepla-
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nung in den Blick zu nehmen. Die Verkehrszahlen sowie die dokumentierten Unfallzahlen
auf der B 270 stellen eine viel zu hohe Gefahrdung fiir alle Verkehrsteilnehmer (insbesonde-
re flr einen o. g. Personenkreis) dar. AuRerdem entstehen durch die Entflechtung des Ver-
kehrs auch positive Effekte, wie beispielsweise die geringere Abgasbelastung der Radfahrer
und Ful3ganger sowie der wegfallende Sog-Effekt durch den motorisierten Verkehr.

Des Weiteren gilt es zu erlautern, dass die Errichtung des Rad- und Gehweges auf der der-
zeitigen K 6 und die weitere Nutzung des vorhandenen Bahnbauwerkes die Eingriffe in Natur
und Landschaft sowie den Bahnverkehr auf das Mindestmal3 reduziert.

Im Ubrigen ist zu erwédhnen, dass die bautechnischen Ouerschnittsbreiten fiir Radwegever-
bindungen zwingend den drtlichen Gegebenheiten anzupassen sind. Hierbei sind dennoch
die Mindestanforderungen der VwV-StVO fir Radwege zu beachten. Fir den in der Planung
vorgesehenen und vom Fuf3gadnger- und Radverkehr gemeinsam genutzte Weg ergibt sich
bei einer Grundanforderung von zwei nebeneinander passierenden Personen ein befestigter
Verkehrsraum von mindestens 2,50 m Breite. Damit kann ein sicheres Passieren von Rad-
fahrern und FuRgangern gewdahrleistet werden.

Die Planfeststellungsbehérde erachtet die vom Vorhabentrager verfolgte Planungskonzepti-
on namentlich auch im Hinblick auf die Anlegung eines Rad- und Gehweges sowie dessen
Trassenfuhrung auch unter Beriicksichtigung der vorgetragenen, entgegenstehenden Be-
lange fir sachgerecht und ermessensfehlerfrei. Die hier geplante Stralenbaumal3nahme
dient der Steigerung der Verkehrsqualitat und der wesentlichen Entflechtung des Verkehrs-
aufkommens. Der Verkehrsfluss wird insgesamt deutlich verbessert und vor allem die Unfall-
risiken, die insbesondere durch Ein- und Ausfadelungsvorgdnge bereits entstanden sind,
minimiert. Unter Abwéagung aller planungsrelevanten Gesichtspunkte kommt eine Anderung
der Planung nicht in Betracht. Hinsichtlich der diesbeziiglichen Einzelheiten wird auf die Aus-
fuhrungen in Kapitel E, Nr. IV dieses Beschlusses verwiesen.

VIII.3 Anerkannte Vereinigung — Landesjagdverband Rheinland-Pfalz

Der Landesjagdverband regt in seiner Stellung an, auf die Anlegung eines Tumpels zu ver-
zichten und verweist dabei auf die geplante Malinahme E 10.1. Er sieht die Freistellung der
vorhandenen Teiche sowie die Abbdschung der Uferbdschung als sinnvolle Alternative an,
um die bestehenden Teiche zu vernetzen.

Die geplante ErsatzmalRnahme E 10.1 umfasst bereits die Anregungen des Landesjagdver-
bandes. Sie sieht die naturnahe Gestaltung der vorhandenen Teichanlage durch die Beseiti-
gung standortfremder Geholze, Abbdschung einzelner Uferbdschungen, Millablagerungen
und Baustoffen vor. Ebenso werden die Einzaunungen entfernt.

Lediglich die Ersatzmafnahme E 13.2 beinhaltet die Anlage von Tumpelmulden fir Regen-
wasser. In diesen Mulden sollen Wasserpflanzen umgesiedelt werden, die ansonsten durch
die Beseitigung eines temporar wasserfihrenden Grabens (K 13) entfallen wirden. Mit der
MalRnahme wird die Artenvielfalt im lokalen Naturraum gewdhrleistet.
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Im Ubrigen ist zu beachten, dass die obere Naturschutzbehérde dem MaRnahmenkonzept in
der vorliegenden Form zugestimmt hat.

Die Planfeststellungsbehérde geht davon aus, dass den Anregungen des Landesjagdver-
bandes mit der vorliegenden Planung sowie der Stellungnahme des Vorhabentragers und
den vorstehenden Ausfihrungen Rechnung getragen wurde. Sofern dies nicht der Fall ware,
musste die Stellungnahme zuriickgewiesen werden.

IX. Erlauterungen zur Erforderlichkeit der in den Kapiteln B und C erlassenen Ne-
benbestimmungen

Die in den Kapiteln B und C angeordneten Nebenbestimmungen sind zulassig, da sie si-
cherstellen, dass die beantragte stral3enrechtliche Planung gemaf? § 17 FStrG im Einklang
mit den einschlagigen gesetzlichen Regelungen des Planfeststellungsrechts, des Natur-
schutzrechts, des Immissionsschutzrechts, des Wasserrechts, des Forstrechts und anderer
zu beachtender fachrechtlicher Bestimmungen und unter Wahrung schutzwirdiger Belange
und Rechte Dritter festgestellt werden kann.

X.  Gesamtabwdagung der Planfeststellungsbehérde

Die vorliegende Planung ist von einem Uberwiegenden offentlichen Interesse getragen. lhr
stehen weder Planungsleitsatze noch sonstige in der Abwagung uniiberwindliche gegenléu-
fige private oder oOffentliche Belange entgegen. Die festgestellte Planung erweist sich auch
im Hinblick auf die in die Abwagung einzustellenden 6ffentlichen und privaten Belange als
abwagungsfehlerfrei. Fir die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Brei-
tenau besteht ein besonderes 6ffentliches Interesse.

Die Planung fur das Vorhaben genigt den natur- und umweltschutzrechtlichen Anforderun-
gen. Entsprechend den Regelungen des UVPG erfolgte die Durchfihrung einer Umweltver-
traglichkeitsprifung. Dabei sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt umfas-
send ermittelt, beschrieben und bewertet worden.

Der durch die Realisierung des Vorhabens erfolgende Eingriff in Natur und Landschaft be-
schrankt sich auf den unbedingt erforderlichen Umfang. Der Eingriff wird nach MalRgabe des
Fachbeitrages Naturschutz durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen kompen-
siert. Durch ein Vermeidungs- und Kompensationskonzept sowie die im vorliegenden Plan-
feststellungsbeschluss angeordneten Nebenbestimmungen wird zudem gewéhrleistet, dass
die im Vorhabensgebiet befindlichen besonders geschitzten Arten nicht beeintrachtigt wer-
den bzw. bei den Arten, bei den die Erfullung von Verbotstatbestanden nicht sicher auszu-
schlieRen ist, die Verbote im Wege der Ausnahmezulassung Uberwunden werden kdnnen.
Erhebliche Beeintrachtigungen von Natura-2000 Gebieten sind auszuschliel3en.

Unter dem Gesichtspunkt des Verkehrslarmschutzes besteht keine Notwendigkeit, dem Vor-
habenstrager die Durchfiihrung von LarmschutzmalRnahmen aufzugeben. Die durchgefihr-
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ten Larmuntersuchungen haben gezeigt, dass negative Auswirkungen durch vom Straf3en-
verkehr ausgehende Larmemissionen, bei denen nach den einschlagigen immissionsrechtli-
chen Bestimmungen LarmschutzmalRnahmen anzuordnen wéren, nicht zu erwarten sind.

Die von der Straenplanung ausgehenden Belastungen mit Luftschadstoffen erweisen sich
ebenfalls als unbedenklich. Die maRRgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz der
menschlichen Gesundheit werden sicher eingehalten.

Die Entwasserungskonzeption entspricht den wasserwirtschaftlichen Anforderungen. Nega-
tive Auswirkungen auf das Grundwasser und auf Oberflachengewdasser sind bei der vorge-
sehenen Entwasserung ausgeschlossen.

Bei einer Gesamtbetrachtung der Wirkungen der MafRnahme ist der hiermit verfolgte Zweck
der Erhdhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gegenuber den Belangen des
Naturschutzes, des Wasserhaushaltes und des Larmschutzes wegen der nach Durchfiih-
rung von Vermeidungs-, Sicherungs-, Ausgleichs-/ Ersatzmaflinahmen verbleibenden allen-
falls geringfiigigen Beeintrachtigung dieser Belange vorrangig. Die Abwagung der durch das
Gesamtvorhaben beriihrten 6ffentlichen und privaten Belange fihrt deshalb zum Ergebnis,
dass die Voraussetzungen fir die Planfeststellung ,Beseitigung des Unfallschwerpunktes
B 270/ L 502 an der Breitenau” vorliegen.

Die Planfeststellungsbehérde gelangt daher zu der Bewertung, dass die Beseitigung des
Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau zulassigerweise realisierbar ist.
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F Allgemeine Hinweise

l. Allgemeine Hinweise

1. Zustandige StralRenbaubehdrde ist der Landesbetrieb Mobilitat Kaiserslautern, Mor-
lauterer Str. 20 in 67657 Kaiserslautern.

2. Zustandige obere Wasserbehdrde, wasserwirtschaftliche Fachbehorde, obere Na-
turschutzbehdrde und Enteignungsbehdrde ist die Struktur- und Genehmigungsdi-
rektion Sid.

3. Zustandige Behorde fur die Ausfuhrung des Gesetzes zum Schutz des Bodens
(BBodSchG) sowie des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) ist der Landes-
betrieb Mobilitat Rheinland-Pfalz.

4. Die stral3engesetzlichen Voraussetzungen im Sinne von Kapitel B, Nr. 9 ergeben
sich aus 8 39 LStrG, § 8 a Abs. 4 FStrG.

Il. Hinweis auf Auslegung und Zustellung

Der Planfeststellungsbeschluss (Beschlusstext ohne zugehérige Planunterlagen) wird den
Beteiligten, Uber deren Einwendungen entschieden worden ist, zugestellt.

Weitere Ausfertigungen dieses Beschlusses und die in Kapitel A, Nrn. X und XI genannten
Unterlagen werden dartber hinaus nach vorheriger ortstiblicher Bekanntmachung bei der
Verbandsgemeindeverwaltung Landstuhl, KaiserstraRe 49 in 66849 Landstuhl sowie bei der
Stadtverwaltung Kaiserslautern, Willy-Brandt-Platz 1 in 67657 Kaiserslautern zwei Wochen
lang zur Einsichtnahme ausgelegt. Mit dem Ende der Auslegung gilt der Planfeststellungs-
beschluss gegeniiber denjenigen Betroffenen, die keine Einwendungen erhoben haben, als
zugestellt. Hierauf ist in der ortsiiblichen Bekanntmachung ausdricklich hinzuweisen.

Die in der nachfolgenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist zur Klageerhebung wird im
Falle des obigen Absatzes 1 mit der unmittelbaren Zustellung, im Falle des Absatzes 2 mit
dem Ende der Auslegungsfrist in Lauf gesetzt.
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G Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Ober-
verwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, schriftlich oder
nach MaRgabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung durch Einreichung eines elekt-

ronischen Dokuments erhoben werden.

Die Klage muss die Klagerin oder den Klager, den Beklagten (das Land Rheinland-Pfalz,
vertreten durch den Landesbetrieb Mobilitdt Rheinland-Pfalz, dieser vertreten durch den Ge-
schaftsfuhrer, Friedrich-Ebert-Ring 14-20, 56068 Koblenz), und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung
dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Kla-
geerhebung anzugeben. Erklarungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist
vorgebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn die Klagerin oder der Klager die Verspatung
genitigend entschuldigt. Dies gilt nicht, wenn es mit geringem Aufwand mdéglich ist, den
Sachverhalt auch ohne Mitwirkung der Klagerin oder des Klagers zu ermitteln. Der Entschul-
digungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. Der Klage nebst Anlagen
sollen so viele Abschriften beigefiigt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten
kénnen.

Die Klagerin oder der Klager muss sich durch einen Bevollmachtigten vertreten lassen. Wel-
che Bevollmachtigten dafiir zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO).

Beglaubigt: In Vertretung:

%ﬂ’f L C(é) gez.

( Ina Rosenbach ) ( Dr. Markus Rieder)
Regierungsoberinspektorin Leiter der Planfeststellungsbehérde
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	Die Bauausführung erfolgt im Benehmen mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd.
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	8. Die mit der Straßenbaumaßnahme verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft sind auf Kosten des Straßenbaulastträgers nach Maßgabe des Fachbeitrages Naturschutz sowie der Fachgutachten zu vermeiden, auszugleichen bzw. zu ersetzen. Der Fachbeitrag Naturschutz ist Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen (vgl. hierzu Kapitel A Nrn. X.1, X.10 bis X.15, X.31 bis X.33, XI.2, XI.10 und XI.11).
	Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung gem. § 6 LNatSchG/ § 14 BNatSchG sind mit Beginn des jeweiligen Eingriffs, spätestens jedoch 3 Jahre nach dem Eingriffsbeginn herzustellen. Ein Eingriff ist in diesem Sinne begonnen, sobald mit der Veränderung der Gestalt oder Nutzfläche der Fläche, insbesondere durch Einrichten einer Baustelle oder Herrichten von Flächen für den jeweiligen Eingriff, begonnen wurde. Die Maßnahmen zur Herstellung und Erreichung der mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen jeweils verfolgten Entwicklungszielen sind unter Berücksichtigung der fachgesetzlich gebotenen Vorgaben durchzuführen.
	Die planfestgestellten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind nach Maßgabe der in den Planunterlagen beschriebenen Regelungen entsprechend ihrer jeweiligen naturschutzfachlichen Kompensationsfunktion dauerhaft, d. h. so lange der Eingriff fortwirkt, rechtlich zu sichern und zu unterhalten. Evt. zukünftige Eingriffe in diese Maßnahmen sind zulässig, soweit hierbei sichergestellt ist, dass die den Maßnahmen zugedachte naturschutzfachliche Funktion weiterhin gewahrt wird.
	Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinne der Eingriffsregelung gem. § 6 LNatSchG/ § 14 BNatSchG und die dafür in Anspruch genommenen Flächen sind in einem digitalen Kompensationsverzeichnis zu erfassen (§ 17 Abs. 6 BNatSchG). Das Kompensationsverzeichnis wird von der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord als Obere Naturschutzbehörde technisch betrieben. Die Eintragungen in das Kompensationsverzeichnis nimmt die am Planfeststellungsverfahren beteiligte Obere Naturschutzbehörde vor. Die zuständige Straßenbaubehörde hat nach Erlass dieses Planfeststellungsbeschlusses umgehend auf eine Eintragung in das Kompensationsverzeichnis hinzuwirken und der Eintragungsstelle die erforderlichen Angaben entsprechend den Anforderungen des § 4 LKompVzVO vom 12.06.2018 sowie unter Beachtung der elektronischen Vorgaben zu übermitteln. Nähere Informationen zum EDV-System KSP (KomOn Service Portal) zur Erfassung der Eingriffs- und Kompensationsflächen sowie zur Registrierung sind unter h
	Der Straßenbaulastträger hat nach Abschluss der Baumaßnahme der Planfeststellungsbehörde einen Bericht bezüglich der vollständigen Herstellung aller landespflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der artenschutzrechtlichen CEF- und FCS-Maßnahmen sowie der evt. durchzuführenden habitatschutzrechtlichen Kohärenzsicherungsmaßnahmen und das Erreichen der jeweiligen Entwicklungsziele vorzulegen. Ergänzend wird auf die nachfolgende Auflagenregelung Nr. 13 verwiesen.
	9. Vorhandene Zufahrten und Zugänge der Anliegergrundstücke sind bei Vorliegen der straßengesetzlichen Voraussetzungen der durch die Straßenbaumaßnahme bedingten veränderten Situation anzupassen. Die entsprechenden Maßnahmen sind im Benehmen mit den Grundstückseigentümern festzulegen.
	Die „Richtlinien für die Benutzung der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes“ (Nutzungsrichtlinien) - ARS Nr. 3/2014 vom 04.02.2014, VkBl. Nr. 5/2014, S. 214 sowie das Schreiben des ISIM vom 28.03.2014, Az.: 48500-379, sind zu beachten. Das ISIM hat mit vorgenanntem Schreiben die Nutzungsrichtlinien eingeführt.S
	11. Über bürgerlich-rechtliche Ansprüche (Entschädigungsforderungen) kann im Planfeststellungsbeschluss nicht entschieden werden, da hier entsprechend den straßengesetzlichen Vorschriften nur öffentlich-rechtliche Beziehungen geregelt werden. Die Regelung von Entschädigungsfragen erfolgt gesondert durch die Straßenbaudienststellen (oder - falls keine Einigung erzielt werden kann - durch die Enteignungsbehörde). Zu der Entschädigungsregelung ist zu bemerken, dass die durch die Baumaßnahme Betroffenen für die Inanspruchnahme ihrer Grundstücke und Gebäude nach den Grundsätzen des Entschädigungsrechts (Landesenteignungsgesetz) entschädigt werden, wobei neben der Grundstücks- und Gebäudeentschädigung unter bestimmten Voraussetzungen auch Ersatz für sonstige Vermögensnachteile (wie Wertminderung der Restgrundstücke, Verlust von Aufwuchs u.a.) infrage kommt.
	Der Straßenbaulastträger ist verpflichtet, Restflächen - soweit diese nicht mehr in angemessenem Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt werden können - nach den Bestimmungen des Entschädigungsrechts zu erwerben.
	12. Soweit an anderen Anlagen ausgleichspflichtige Wertverbesserungen entstehen, sind vor Baubeginn die Zustimmungen eventueller Kostenpflichtiger zum Ausgleich der Wertverbesserungen herbeizuführen bzw. Kostenvereinbarungen abzuschließen. Eine ergänzende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde bleibt vorbehalten.
	13. Die zuständige Straßenbaudienststelle hat der Planfeststellungsbehörde jeweils zeitnah den Beginn der Baudurchführung sowie die Fertigstellung der Straßenbaumaßnahme anzuzeigen. Sie hat fernerhin der Planfeststellungsbehörde mitzuteilen, ob die Durchführung der Straßenbaumaßnahme (einschließlich der Herstellung der naturschutzfachlichen Maßnahmen) entsprechend den Feststellungen des Planfeststellungsbeschlusses insbesondere auch hinsichtlich der Umweltauswirkungen des Vorhabens, erfolgt ist. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die zuständige Straßenbaubehörde selbst die hierzu erforderlichen Überwachungsmaßnahmen durchzuführen hat. Die Regelung in vorstehender Nr. 8 bleibt hiervon unberührt.
	14. Für den Fall, dass dies aus tatsächlichen und/oder rechtlichen Gründen erforderlich werden sollte, behält sich die Planfeststellungsbehörde eine ergänzende Entscheidung nach § 74 Abs. 3 VwVfG insbesondere über die Erteilung weiterer Auflagen und/oder Nebenbestimmungen vor. Sofern dies aus Rechtsgründen geboten sein sollte, behält sich die Planfeststellungsbehörde ggfs. auch die Durchführung eines ergänzenden Verfahrens vor.


	C Besondere Bestimmungen und Auflagen
	Träger der festgestellten Baumaßnahme ist die Bundesrepublik Deutschland – Bundesstraßenverwaltung – unbeschadet einer etwaigen Kostenbeteiligung des Landes Rheinland-Pfalz sowie Dritter.
	Die Bauausführung obliegt dem Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern, Morlauterer Str. 20 in 67657 Kaiserslautern.
	In Ergänzung der allgemeinen Bestimmungen und Auflagen in Kapitel B Nr. 1 bis 14 dieses Beschlusses und ergänzend zu den im Regelungsverzeichnis getroffenen Regelungen werden der Ausbauunternehmerin (Bundesrepublik Deutschland – Bundesstraßenverwaltung – gemäß § 1 LVwVfG i.V.m. § 74 Abs. 2 VwVfG die nachstehenden Verpflichtungen auferlegt und dabei Folgendes bestimmt:

	I. Leitungen
	II. Naturschutz
	In naturschutzfachlicher Hinsicht hat der Straßenbaulastträger im Zuge der Bauausführung insbesondere aufgrund der Stellungnahmen der oberen und unteren Naturschutzbehörden (SGD Süd, Stadtverwaltung Kaiserslautern, Kreisverwaltung Kaiserslautern) Folgendes zu beachten:
	1. Die folgenden Schutzmaßnahmen sind durchzuführen:
	- Erhalt von Brut- / Ruhestätten für Vögel und Fledermäuse, Ausweisung entsprechender Bautabuzonen sowie bauzeitliche Sicherung / zeitliche Einschränkung (V 1 bis V 4 bzw. S 4.1 a, S 4.2a, S 9.1 und S 11.1).
	- Bauzeitlicher Schutz der Ameisenkolonie am Hohenecker Mühlbach, aktuelle Standortkontrolle vor Baubeginn erforderlich (S4.1b).
	- Herstellung von Amphibien-Leiteinrichtung:
	Die Leiteinrichtung ist dauerhaft zu er- und unterhalten. Gegebenenfalls können während der Bautätigkeit zusätzliche temporäre Schutzeinrichtungen für Amphibien erforderlich werden - diese sind mit ökologischer Fachbauleitung und Naturschutzbehörde abzustimmen.
	- Sicherung von Wasserpflanzen:
	Es sind besondere Maßnahmen (Schutz/ Sicherungsmaßnahmen/ Bautabuzonen) bzgl. des seltenen Kammfarns (Dryopteris cristata) im Bereich der Aschbachniederung zu ergreifen.
	- Schutz angrenzender Gehölzbestände unter Beachtung der DIN 18920 und RAS LP 4
	- Bauzeitenbegrenzung:Rodungs- und Rückschnittarbeiten sind nur außerhalb der Zeit vom 01. März bis 30. September (V 5) zulässig.
	- Schutzmaßnahmen hinsichtlich der Verwendung / Behandlung und des Wiedereinbaus von Oberboden sind entsprechend der DIN 18915 zu ergreifen.
	2. Das gesamte Baufeld ist durch eine faunistisch versierte Bauaufsicht auf arten schutzfachliche Belange hin zu beobachten und zu begleiten.
	3. Bei den geplanten Kompensationsmaßnahmen im Bereich der aufgelassenen Fischweiheranlage (E 10.1) ist zu beachten, dass alle Wasserflächen naturschutzfachlich durch Rückbau der Uferverbauten und anschließende Abflachung der Ufer aufzuwerten sind, teilweise sind sie ggf. zu entschlammen. Punktuell sind außer der vorgesehenen Entfernung der Nadelgehölze auch einzelne Pappeln und Birken herauszunehmen, um die für Amphibien wichtige Besonnung der Gewässer in ausreichendem Umfang zu gewährleisten. Zusätzlich zur Abschirmungspflanzung entlang der Straße kann ggf. auch eine Amphibienleiteinrichtung errichtet werden. Im Übrigen sollte die genaue naturschutzfachliche Ausgestaltung der ehemaligen Fischweiheranlage durch eine entsprechend detaillierte Ausführungsplanung konkretisiert werden.
	4. Im gesamten Entwässerungssystem darf es nicht zu einer Beeinträchtigung von Amphibien oder Kleinsäugern im Sinne des § 44 BNatSchG kommen. Die Ausführung von technischen Bauwerken ist auf die Verhinderung des Eindringens oder eine Möglichkeit des Ausstieges von Wirbeltieren abzustellen.
	4.Gem. § 15 Abs. 2 BNatSchG ist der Verursacher verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen auszugleichen oder zu ersetzen.
	5.Die folgenden Kompensationsmaßnahmen für die unvermeidbare Neuversiegelung, die Biotop- / Habitatverluste und die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes sind umzusetzen:
	-Entsiegelung bzw. Teilentsiegelung durch Rückbau / Teilrückbau der L 502 (Rekultivierung und Neugestaltung der Flächen)
	-Extensivierung von Bodenstandorten / Renaturierung des Mühlbaches mit diversen Teilmaßnahmen wie Entbuschungen, Beseitigung standortfremder Gehölze, Uferabflachungen etc.
	Bei Umsetzung dieser Maßnahmen ist eine enge Abstimmung mit der ökologischen Fachbauleitung zwingend erforderlich; vor allem können gegebenenfalls zusätzliche artenschutzfachliche Vermeidungsmaßnahmen im Zuge der Bauausführung (bspw. Umsiedlungs- oder Schutzmaßnahmen) erforderlich werden. Solche Maßnahmen sind mit der Naturschutzbehörde abzustimmen.
	-Die Renaturierungsmaßnahmen sind auf landeseigenen Flächen vorgesehen. Ein ggf. erforderlicher Tausch mit adäquaten Ersatzflächen ist mit der oberen Naturschutzbehörde abzustimmen.
	-Renaturierung des Mühlbaches / Uferabflachung und Pflanzung einer Ufergalerie
	-Verpflanzung /Anpflanzung von Gehölzbeständen im Bereich von Dammkörper, Dammböschung und Bahnböschung, Verpflanzung von Seggenbeständen
	-Entwicklung von Laubwald am Quellbach zum Kolbental (E 7.1 bzw. E 12.1), Entnahme von standortfremden Fichten, Entwicklung durch gelenkte Sukzession
	-Erhalt / Modellierung eines Feuchtgrabens (E 7.2)
	-Wiederherstellung / Neugestaltung von Baumreihe und Strauchpflanzung auf Dammböschung und Dammfuß
	-Wiederherstellung Auenstandort/ Nutzungsaufgabe im Bereich des Flurstückes 1131/10 u. a. durch Beseitigung standortfremder Fichten, Geländeauffüllungen und Fremdmaterial, Schaffung von Tümpelmulden. Gegebenenfalls kann die Entnahme weiterer standortfremder Laubgehölze zur intensiveren Besonnung der Wasserflächen erforderlich werden; Uferverbau ist rückzubauen und die Ufer sind landschaftsgerecht zu gestalten (Uferabflachung).
	-Entwicklung eines Waldmantels im Bereich der straßennahen Böschung durch gelenkte Sukzession (E 12.2)
	6.Bei der Herstellung von Vegetationsflächen sind gebietsheimische Pflanzen aus regionaler Herkunft (Vgl. § 40 Abs. 4 Nr. 4 BNatSchG) und zur Ansaat standortgerechtes zertifiziertes Saatgut (Herkunftsregion: Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland) zu verwenden.
	7.Sämtliche Flächen sind dauerhaft zu unterhalten und entsprechen den Vorgaben in den Maßnahmenblättern zu pflegen.
	8.Um die Umsetzung sämtlicher Maßnahmen zu gewährleisten, ist frühzeitig (i. d. R. nach Baurechtserlangung) eine Ökologische Baubegleitung (ÖBB) einzurichten, die auch bei der Erarbeitung der Bauzeitenpläne, Ausführungsplänen und Ausschreibung mit eingebunden wird. Die ÖBB ist der Naturschutzbehörde mitzuteilen. Ein Abschlussbericht über Verlauf und Ausführung der Maßnahmen ist vorzulegen.
	9.Weiterhin hat eine rechtzeitige Abstimmung der Tauschflächen bzgl. der Mühlbach-Renaturierungsmaßnahmen zu erfolgen.
	10.Gemäß § 17 Abs. 6 BNatSchG sind sämtliche Kompensationsmaßnahmen im Kompensationskataster zu erfassen. Die Eingabe der Projektdaten ist zu veranlassen. Die Daten sind mit allen erforderlichen Angaben in das Kataster einzugeben.
	11.Die Inanspruchnahme von (nach § 30 BNatSchG geschützte) Biotopflächen ist durch Ausweisung von Bautabuzonen auf das unbedingt erforderliche Maß zu reduzieren.

	III. Wasser
	III.1 Gewässerbenutzung
	III.2 Anlage an Gewässer
	III.3 Gewässerausbau
	III.4 Bodenschutz
	III.5 Abfallwirtschaft
	III.6 Grundwasserschutz

	IV. Denkmalschutz
	V. Weitere Bestimmungen und Auflagen
	1. Sofern bei der Baudurchführung unerwartete Kontaminationen bekannt werden bzw. auftreten, ist der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz als zuständige Behörde nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz bzw. Landesbodenschutzgesetz zu beteiligen.
	2. Bezugnehmend auf die Stellungnahme des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar GmbH sind Behinderungen für den Busverkehr so gering als möglich zu halten. Sollten Vollsperrungen oder Umleitungen der Fahrwege erforderlich werden, so sind diese mit der DB Regio Mitte und der Stadtwerken Verkehrs AG abzustimmen.
	3. Die Sperrfristen der Bahnlinie sind - soweit möglich - in die Ferienzeiten zu verlegen, um so die Schülerverkehre nicht zu beeinträchtigen. Der Vorhabenträger hat den Beginn der Maßnahme sowie deren Dauer frühzeitig mit dem Zweckverband SPNV Rheinland-Pfalz Süd abzustimmen.
	4. Entsprechend den Forderungen des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz hat der Vorhabenträger Folgendes zu beachten:
	- Sofern die Ausgleichsmaßnahmen den Einsatz von schweren Geräten erfordern, hat hierzu eine erneute Anfrage zur Ermittlung eines möglichen Gefährdungspotenzials erfolgen.
	5. Der Vorhabenträger wird insbesondere aufgrund der Stellungnahme der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien zu Folgendes verpflichtet:
	6. Der Forderung der Stadtverwaltung Kaiserslautern als untere Wasserbehörde entsprechend hat der Vorhabenträger sicherzustellen, dass die bestehende Schmutzwasser-Druckleitung inklusive der Entlüftungsöffnung und des Pumpwerks während der Baumaßnahme nicht beschädigt oder in seiner Funktion beeinträchtigt wird. Außerdem ist im Bereich der Hoheneckermühle Nr. 7 und 8 darauf zu achten, dass kein erhöhter Oberflächenabfluss zu den Grundstücken entsteht.
	7. Der Vorhabenträger hat der Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer für die Pfalz Rechnung zu tragen, in dem er die ggf. erforderlich werdenden Sperrungen der Straßen möglichst kurz zu halten und frühzeitig auszuschildern hat.
	8. Entsprechend der Stellungnahme der Zentralstelle der Forstverwaltung wird dem Vorhabenträger auferlegt, zu gegebener Zeit ein entsprechendes Konzept der erforderlichen Verkehrssicherungsmaßnahmen zu erarbeiten und ggf. mit dem betroffenen Waldeigentümer abzustimmen.
	Sollte ggf. - entgegen der derzeitigen Planung - die Errichtung eines Anglerparkplatzes auf forsteigenen Flächen angestrebt werden, so ist dies vorab mit dem zuständigen Forstamt abzustimmen.
	9. Soweit es dem Vorhabenträger ohne Weiteres möglich ist, sind die Empfehlungen „Waldwegebau“ einzuhalten. Dies bezieht sich auf die Breite des Rad- und Gehweges (auf der zurückzubauenden L 502) als auch auf deren Tragfähigkeit. Hier sollte eine Wegbreite von 3,50 m sowie eine Tragfähigkeit für 10t Achslast gewählt werden.
	10. Der Vorhabenträger hat eine Vereinbarung mit dem Forstamt Kaiserslautern bzgl. der naturschutzfachlichen Maßnahmen E 7.1 und E 12.1 sowie der waldverbessernden Maßnahmen im Hinblick auf einen waldrechtlichen Ausgleich zu schließen.
	11. Die im Planbereich liegenden, über die betroffenen Straßenteile erschlossenen, landwirtschaftlichen Flächen müssen während der Vegetationszeit für alle relevanten Bewirtschaftungsgänge erreichbar bleiben.
	12. Sollte sich aufgrund der vorliegenden Planung an der Einmündung des Forstweges ein Unfallschwerpunkt entwickeln, hat der Vorhabenträger entgegenwirksame Maßnahmen, wie beispielsweise verkehrsbehördliche Anordnungen zu treffen.


	D Beteiligte
	I. Träger öffentlicher Belange
	1. Industrie- und Handelskammer für die Pfalz, Dienstleistungszentrum Kaiserslautern, Europaallee 14 in 67657 Kaiserslautern
	- Schreiben vom 03. Mai 2019
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.7 dieses Beschlusses)
	2. Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH, B1 3-5 in 68159 Mannheim
	- Schreiben vom 15. Mai 2019
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.2 dieses Beschlusses)
	3. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer, Kleine Pfaffengasse 10 in 67346 Speyer
	- Schreiben vom 14. Mai 2019, Az.: E2019/0530 hs
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. IV dieses Beschlusses)
	4. Deutsche Telekom Technik GmbH, Niederlassung Südwest, PTI 11, Pirmasenser Straße 65 in 67655 Kaiserslautern
	- Schreiben vom 13. Mai 2019, Az.: 203-19/NWKL/JT
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. I.b dieses Beschlusses)
	5. Zweckverband Schienenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Süd, Bahnhofstraße 1 in 67655 Kaiserslautern
	- Schreiben vom 21. Mai 2019
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.3 dieses Beschlusses)
	6. Verbandsgemeinde Kaiserslautern-Süd (jetzt: Verbandsgemeinde Landstuhl), Kaiserstraße 49 in 66849 Landstuhl
	- Schreiben vom 04. Juni 2019
	(vgl. Ausführungen in Kapitel E, Nr. VIII.1.2 dieses Beschlusses)
	7. Ortsgemeinden Krickenbach, Queidersbach und Stelzenbach, über die VG Landstuhl, Kaiserstraße 49 in 66849 Landstuhl
	- Schreiben vom 04. Juni 2019
	(vgl. Ausführungen in Kapitel E, Nr. VIII.1.2 dieses Beschlusses)
	8. Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Ingersheimer Straße 20 in 70499 Stuttgart
	- Schreiben vom 11. Juni 2019, Az.: S00753175
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. I.a dieses Beschlusses)
	9. Zentralstelle der Forstverwaltung, Le Quartier Hornbach 9 in 67433 Neustadt
	- Schreiben vom 01. Juli 2019, Az.: 3.1-6313
	- Schreiben vom 22. April 2020, Az.: 3.1-6313
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. 8, 9, 10 und 12 sowie Kapitel E, Nr. VIII.1.1 dieses Beschlusses)
	10. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Dienststelle Kaiserslautern, Röchlingstraße 1 in 67663 Kaiserslautern
	- Schreiben vom 07. Juli 2019, Az.: 14-06.13
	- Schreiben vom 22. April 2020, Az.: 14-06.12
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. 11 und 12 sowie Ausführungen in Kapitel E, Nr. VIII.1.4 dieses Beschlusses)
	11. Kreisverwaltung Kaiserslautern, Burgstraße 11 in 67659 Kaiserslautern
	- Schreiben vom 03. Juli 2019, Az.: 5.5-1111
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. II dieses Beschlusses)
	12. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Emy-Roeder-Straße 5 in 55129 Mainz
	- Schreiben vom 08. Juli 2019, Az.: 3240-0555-19/V1
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. V.4 dieses Beschlusses)
	13. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Camberger Straße 10 in 60327 Frankfurt am Main
	- Schreiben vom 11. Juli 2019, Az.: TÖB-FFM-19-52560/GO
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. I.c und V.5 dieses Beschlusses)
	14. Stadt Kaiserslautern, Willy-Brandt-Platz 1 in 67653 Kaiserslautern
	- Schreiben vom 10. Juli 2019, Az.: 61.31-ru/an
	- Schreiben vom 23. April 2020, Az.: 61.31-ru/an
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. II und V.6 sowie Ausführungen in Kapitel E, Nr. VIII.1.3 dieses Beschlusses)
	15. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Friedrich-Ebert-Straße 14 in 67433 Neustadt an der Weinstraße
	- Schreiben vom 08. Juli 2019, Az.: 14-435-12:41
	- Schreiben vom 12. Juli 2019, Az.: 42-553-012 B270
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. II dieses Beschlusses)
	16. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz, Fischerstraße 12 in 67655 Kaiserslautern
	- Schreiben vom 31. Juli 2019, Az.: 32-2-50.04.01.08
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. III dieses Beschlusses)
	17. Zweckverband Wasserversorgung „Westpfalz“, Am Ramsteiner Weg 2 in 67685 Weilerbach
	- Schreiben vom 01. Oktober 2019
	- E-Mail vom 09. April 2020
	(vgl. Auflagenregelung in Kapitel C, Nr. I.d dieses Beschlusses)

	II. Anerkannte Vereinigung
	Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e.V., Fasanerie 1 in 55457 Gensingen
	- Schreiben vom 04. Juni 2019, Az.: V-eb
	(vgl. Ausführungen in Kapitel E, Nr. VIII.3 dieses Beschlusses)

	III. Privatpersonen
	Im Verfahren haben sich 3 Privatpersonen geäußert. Aus datenschutzrechtlichen Gründen wird auf die Angabe von Namen und Anschriften verzichtet.


	E Begründung
	I. Notwendigkeit des Planfeststellungsverfahrens
	II. Zuständigkeit
	III. Verfahren
	III.1Antragstellung
	Die Planunterlagen für die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau sind dem Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz in Koblenz mit Schreiben des Landesbetriebes Mobilität Kaiserslautern vom 15. April 2019, Az.: B270-A.32-05-0043 CD 80a/I 70a zur Durchführung des Anhörungsverfahrens und zum Erlass des Planfeststellungsbeschlusses zugeleitet worden.
	III.2Feststellung der UVP-Pflicht
	Die vorliegende Straßenplanung ist uvp-pflichtig. Das durchgeführte Verfahren genügt den verfahrensrechtlichen Anforderungen an die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Ausführungen in Kapitel A, Nr. V und Kapitel E, Nr. VII verwiesen.
	III.3Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung
	Die in Kapitel A, Nrn. X und XI genannten Unterlagen haben in der Zeit vom 13. Mai 2019 bis einschließlich 12. Juni 2019 bei der Verbandsgemeindeverwaltung Kaiserslautern und bei der Stadtverwaltung Kaiserslautern zu jedermanns Einsichtnahme ausgelegen. Zeit und Ort der Planauslegung sind vorher rechtzeitig und ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung waren diejenigen Stellen bezeichnet, bei denen Einwendungen schriftlich eingelegt oder mündlich zu Protokoll gegeben werden konnten. Einwendungen und Stellungnahmen konnten bis zum Ablauf der Einwendungsfrist am 12. Juli 2019 vorgebracht werden.
	Diejenigen Grundstückseigentümer, die ihren Wohnsitz nicht in der von der Baumaßnahme betroffenen Gemarkung haben (Ausmärker), sind von der Planauslegung rechtzeitig unterrichtet worden.
	Die nach den geltenden Rechtsvorschriften anerkannten Vereine wurden über das Straßenbauvorhaben unterrichtet und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme.
	III.4Erörterungstermin
	Im Verfahren wurden von mehreren Beteiligten Stellungnahmen abgegeben; es wurden 3 private Einwendungen erhoben.
	Es wurde gemäß § 17a Nr. 1 FStrG auf die Durchführung eines Erörterungstermins verzichtet. Diese Absicht hatte die Anhörungsbehörde denjenigen, die eine Stellungnahme abgegeben bzw. eine Einwendung erhoben hatten, mit Schreiben vom 26. März 2020 - unter Fristsetzung zur Rückäußerung - mitgeteilt. Dem Anschreiben war die Erwiderung des Vorhabenträgers zu der jeweiligen Stellungnahme / Einwendung beigefügt. Die Beteiligten hatten sich mit einem Verzicht auf die Durchführung eines Erörterungstermins ausdrücklich einverstanden erklärt.
	III.5Zusammenfassende Beurteilung des Anhörungsverfahrens

	IV. Erläuterungen zur Zulässigkeit der festgestellten Planung
	Hierzu wird im Folgenden näher ausgeführt:
	Die vorliegend planfestgestellte Straßenbaumaßnahme liegt bei Breitenau (südwestlich von Kaiserslautern), einem Ortsteil von Stelzenberg (L 502, K 6) sowie bei den Ortslagen Hoheneckermühle und Gelterswoog (B 270).
	Die B 270 verläuft, ausgehend von der Einmündung in die B 41 bei Idar-Oberstein, in südlicher Richtung durch Kaiserslautern und endet in Pirmasens mit dem Anschluss an die B 10. Sie hat gemäß ihrer verkehrlichen Bedeutung eine überregionale Verbindungsfunktion (Verbindungsfunktionsstufe II) zwischen dem Mittelzentrum Idar-Oberstein, dem Oberzentrum Kaiserslautern und dem Mittelzentrum Pirmasens. Die L 502 hingegen beginnt am Knotenpunkt mit der B 37 in Kaiserslautern und verläuft in südwestlicher Richtung durch den Stadtteil Espensteig, an Breitenau vorbei und endet momentan mit der Einmündung in die B 270 im Bereich des nördlichen Endes des Walzweihers. Die L 502 ist aufgrund ihrer verkehrlichen Bedeutung eine zwischengemeindliche Regionalstraße.
	Die vorgesehene Straßenbaumaßnahme umfasst den Umbau der Einmündungsbereiche der L 502 in die B 270 südlich der Annexe Breitenau sowie der K 6 in die B 270 westlich von Breitenau. Die beiden Knotenpunkte sind als Unfallhäufungsstellen zu verzeichnen. Die Beseitigung dieser Unfallhäufungsstellen soll zur Steigerung der Verkehrsqualität, Leistungsfähigkeit und vorrangig zur Verkehrssicherheit im Plangebiet beitragen.
	Es wurden im Vorfeld 3 Varianten (Variante A, B und C) untersucht und die Vor- und Nachteile der jeweiligen Planung gegenübergestellt. Dabei ergab sich die Variante A als Vorzugsvariante (vorliegende Planung). Sie wurde nicht nur aus straßenbautechnischen und sicherheitstechnischen Gründen favorisiert, sondern sie stellt auch die umweltverträglichste Lösung dar. Die Einzelheiten zu den jeweiligen Varianten können dem Erläuterungsbericht entnommen werden.
	Die vorliegende Planung enthält die Errichtung einer leistungsfähigen und verkehrssicheren Kreisverkehrsanlage, die sich ca. 40 m südlich des vorhandenen Einmündungsbereiches der K 6 in die B 270 befinden wird. Im Zuge der DB-Strecke 3300 zwischen Kaiserslautern und Pirmasens wird südöstlich des bestehenden Bauwerkes ein neues Überführungsbauwerk gebaut, das die Bahnstrecke über die zu verlegende L 502 überführt. Das vorhandene Überführungsbauwerk der DB-Strecke ist sanierungsbedürftig und - insbesondere im Hinblick auf seine unzureichenden Durchfahrtshöhen - den Anforderungen an ein leistungsfähiges und verkehrssicheres Überführungsbauwerk nicht mehr gewachsen. Zusätzlich erfolgt die Anlegung eines Rad- und Gehweges an die B 270 und an den Kreisverkehrsplatz sowie an der künftigen L 502 in Richtung Breitenau.
	Die vorhandene Streckencharakteristik im Zuge der B 270 ist geprägt durch eine kurvenreiche und in weiten Bereichen unübersichtliche Linienführung mit einer Fahrbahnbreite zwischen 7,50 und 8,00 m. Damit wird sie den heutigen Verkehr- und Nutzungsanforderungen nicht mehr gerecht. Ein wesentliches Problem stellt dabei die Sicht auf wartepflichtige Abbieger in die K 6 dar. Separate Abbiegespuren im Zuge der Bundesstraße sind nicht vorhanden, sodass die abbiegenden bzw. wartenden Fahrzeuge bei Gegenverkehr den durchgehenden Verkehr im Zuge der Bundesstraße blockieren.
	Die bereits derzeit hohen Verkehrszahlen werden sich entsprechend der Prognoseberechnung erhöhen. Auf der B 270 in Richtung Hohenecken ist im Jahre 2030 mit einem Verkehrsaufkommen von 12.100 Kfz/24h zu rechnen. Der Verkehr in Richtung Schopp wird etwa 16.700 Kfz/24h betragen. Damit spitzt sich die Unfallgefahr noch weiter zu, wie die Kapazitätsberechnung bestätigt: Der Einmündungsbereich der K 6 in die B 270 weist die Qualitätsstufe C für die morgendlichen Spitzenstunden aus, am Nachmittag sogar Stufe D. Im Einmündungsbereich der L 502 in die B 270 ist in beiden Spitzenstufen die Qualitätsstufe F erreicht. Das bedeutet, dass sich lange, ständig wachsende Schlangen mit besonders hohen Wartezeiten bilden, die sich erst nach einer deutlichen Abnahme der Verkehrsstärke wieder zu fließendem Verkehr auflösen. Die Kapazität ist demnach nicht mehr gesichert; der Knotenpunkt ist deutlich überlastet.
	Die durch die Ausbaumaßnahme entstehende Streckencharakteristik im Zuge der B 270 wird geprägt durch die geplante Kreisverkehrsanlage im Einmündungsbereich der L 502 aus Richtung Espensteig. Durch die Lage des Kreisverkehrs wird die Erkennbarkeit des Knotenpunktes gewährleistet und damit die Verkehrssicherheit und Verkehrsqualität erhöht. Die Errichtung einer Kreisverkehrsanlage im Zuge der B 270 hilft das Geschwindigkeitsniveau zu reduzieren und dadurch die Verkehrssicherheit zu erhöhen. Der geplante Rad- und Gehweg an der B 270 erhöht die Verkehrssicherheit um ein weiteres; der geplante Fahrbahnteiler in der B 270 aus Richtung Hohenecken ermöglicht zudem ein gesichertes Überqueren der Fahrbahn. Der straßenbegleitende Rad- und Gehweg westlich der zu verlegenden Landesstraße stellt die Verbindung zur Ortslage Breitenau mit den dort geplanten bzw. vorhandenen Rad- und Gehwegen dar.
	Abschließend ist somit festzuhalten, dass die mangelnden Sichtweiten, das unzureichende Lichtraumprofil am vorhandenen Überführungsbauwerk sowie die unzureichenden Fahrbahnbreiten (insbesondere im Kurvenbereich) dringend einer Verbesserung bedürfen. Besonders im Hinblick auf die hohen Unfallzahlen - sprich bis zu 19 Unfälle pro Jahr - ist es unbedingt geboten, die B 270 inklusive ihrer Einmündungsbereiche verkehrssicherer zu gestalten. Die Beseitigung der beiden Unfallschwerpunkte erwirkt nicht nur eine Steigerung der Verkehrsqualität, sondern trägt auch dem öffentlichen Interesse nach einem leistungsfähigen und sicheren Verkehrsraum Rechnung. Der Verkehrsfluss im Zuge der B 270 sowie der L 502 gestaltet sich nach Realisierung der Straßenbaumaßnahme zügiger und verkehrssicherer. Im Übrigen ist die Anlegung eines Geh- und Radweges eine sinnvolle Ergänzung zur Entflechtung der Verkehrsarten und dient gleichzeitig als Teilstück der Herstellung des geplanten Radwege- und Radwandernetzes. Hierbei wird eine Steigerung der Attraktivität als Naherholungsgebiet sowie des Tourismus im Plangebiet bewirkt.
	Nach alledem ist das hier planfestgestellte Straßenbauvorhaben aus Sicht der Planfeststellungsbehörde im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts „vernünftigerweise geboten“.

	V. Entwässerung/ Gewässerschutz
	V.1Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Umweltzielen der WRRL und die Bewirtschaftungsziele des WHG
	V.2Sonstige Belange des Gewässerschutzes
	V.3Wasserrechtliches Fazit

	VI. Erläuterungen zum Immissionsschutz (Lärm und Luftschadstoffe)
	VI.1Erläuterungen zur Lärmsituation
	Zu den im Rahmen der Planfeststellung zu berücksichtigenden Belangen gehört auch die Lärmsituation. Die hierzu vorgenommene Prüfung nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen führt im vorliegenden Fall zu der Feststellung, dass das mit diesem Beschluss festgestellte Vorhaben mit den Belangen des Lärmschutzes vereinbar ist. Hierbei wurden sowohl die grundsätzliche Linienführung der Straße als auch die durch den Lärmschutz aufgeworfenen Probleme berücksichtigt. Die Gestaltung des Vorhabens im Einzelnen sowie die in den Planunterlagen enthaltenen und im Auflagenteil dieses Beschlusses angeordneten Maßnahmen stellen sicher, dass keine unzumutbaren Gefahren, Nachteile oder Belästigungen im Sinne von § 74 Abs. 2 Satz. 2 VwVfG i.V.m. §§ 41 ff. BImSchG ohne Ausgleich verbleiben.
	Der Schutz der Anlieger vor Straßenverkehrslärm erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG). Nach § 50 BImSchG ist bereits bei der Planung von Verkehrswegen darauf zu achten, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrslärm auf ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzwürdige Gebiete soweit wie möglich unterbleiben. Weiterhin ist entsprechend §§ 41 ff BImSchG in Verbindung mit der 16. BImSchV beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Verkehrswegen darüber hinaus durch entsprechende Vorkehrungen sicherzustellen, dass hierdurch keine schädlichen oder erheblich belästigenden Lärmeinwirkungen hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Dies gilt jedoch nur insoweit, als die Kosten einer Schutzmaßnahme nicht außer Verhältnis zum angestrebten Schutzzweck stehen dürfen. Für den Fall, dass die in der Rechtsverordnung nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG festzulegenden Immissionsschutzgrenzen dennoch überschritten werden, hat nach § 42 BImSchG der Eigentümer einer betroffenen baulichen Anlage einen Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld für Schallschutzmaßnahmen an den baulichen Anlagen, sofern nicht die Beeinträchtigung wegen der besonderen Benutzung der Anlage als zumutbar anzusehen ist.
	Von der Möglichkeit, Immissionsschutzgrenzen festzulegen, hat der Gesetzgeber mit der 16. BImSchV Gebrauch gemacht. Dementsprechend dürfen nach § 2 Abs. 1 der genannten Verordnung beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Straßen die folgenden Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden:
	In welche Gebietskategorie die betroffenen Gebäude einzustufen sind, beurteilt sich zunächst an Hand vorliegender Bebauungspläne. Im Außenbereich sind genehmigte oder zulässig vorhandene bauliche Anlagen wie Mischgebiete zu schützen. Sofern keine verbindlichen Bauleitpläne für bestimmte Gebiete oder Anlagen vorliegen, so ist die Schutzbedürftigkeit aus einem Vergleich der tatsächlichen Gegebenheiten mit den in § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV aufgezählten Anlagen und Gebiete zu ermitteln.
	Weiterhin hat der Verordnungsgeber in § 3 der 16. BImSchV auch das Berechnungsverfahren zur Ermittlung der Beurteilungspegel verbindlich vorgeschrieben. Die Beurteilungspegel, die als Grundlage für die hier zu treffende Entscheidung herangezogen werden, sind nach dieser Berechnungsmethode ermittelt worden. Maßgebend für die von dem Vorhaben zu erwartenden Lärmbelästigungen ist u.a., welche Verkehrsmengen die B 270 bzw. die L 502 künftig aufweisen werden.
	Der Straßenbaulastträger hat die nach Inbetriebnahme der im festgestellten Ausbaubereich zu erwartenden schädlichen Umweltauswirkungen durch Verkehrsgeräusche überprüft (vgl. Erläuterungsbericht S. 50). Die Untersuchung der Lärmsituation hat ergeben, dass kein Anlass besteht, dem Straßenbaulastträger die Durchführung aktiver oder passiver Schallschutzmaßnahmen aufzuerlegen, weil die für den Ausbau bestehender Straßen („wesentliche Änderung“ im Sinne von § 41 BImSchG bzw. §§ 1 und 2 der 16. BImSchV) maßgeblichen Beurteilungskriterien, nämlich Vorliegen eines erheblichen baulichen Eingriffes und Überschreitung der jeweiligen Immissionsgrenzwerte bzw. eine Pegelerhöhung um mindestens 3 dB(A) nicht erfüllt sind.
	Eine „wesentliche Änderung“ liegt auch dann vor, wenn durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel auf mindestens 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht erhöht oder von 70/60 dB(A) weiter erhöht wird.
	Bei der vorliegenden Straßenbaumaßnahme handelt es sich zwar um einen erheblichen baulichen Eingriff im Sinne der 16. BImSchV, jedoch ist das Merkmal einer Pegelerhöhung um 3 dB(A) und auch die weiteren oben genannten Kriterien an keinem der umliegenden Gebäude planungsbedingt erfüllt. Im Bereich der derzeitigen L 502 (zukünftige Gemeindestraße) wird sogar eine Lärmreduzierung eintreten. Eine „wesentliche Änderung“ im Sinne des § 41 BImSchG bzw. §§ 1 und 2 der 16.BImSchV liegt somit nicht vor. Ein Anspruch auf Lärmschutzvorsorge wird durch die Baumaßnahme somit nicht begründet; die Anordnung von Lärmschutzmaßnahmen war demgemäß nicht erforderlich.
	Die Planfeststellungsbehörde hat über die Vorgaben der 16. BImSchV hinaus auch den Straßenverkehrslärm unterhalb der dortigen Grenzwerte und unterhalb der der Merkmale der „wesentlichen Änderung“ berücksichtigt. Im Rahmen der Abwägung aller planungsrelevanter Gesichtspunkte konnte der (unterhalb der Grenzwerte und dargestellten Kriterien) verbleibende Verkehrslärm jedoch auch nicht dazu führen, dem Straßenbaulastträger Lärmschutzmaßnahmen aufzuerlegen oder gar gänzlich von der Planung Abstand zu nehmen.
	VI.2Erläuterungen zu Luftschadstoffimmissionen
	Nach § 50 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit als möglich zu vermeiden. Dies gilt nicht nur für Belastungen durch Verkehrslärm, sondern auch für Belastungen durch straßenverkehrsbedingte Luftschadstoffe. Diesbezüglich sind, basierend auf der Umsetzung EU-rechtlicher Vorschriften, mit der 39. BImSchV (Nachfolgeregelung zur 22. BImSchV) Grenz- und Leitwerte zum Schutz insbesondere der menschlichen Gesundheit und der Umwelt festgesetzt worden. Die Frist der Umsetzung der „Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21.05.2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa“ (RL 2008/50/EG) ist am 11.06.2010 ausgelaufen. Die Vorgaben der Richtlinien sind inzwischen in der 39. BImSchV in nationales Recht umgesetzt worden; die 39. BImSchV ist am 06.08.2010 in Kraft getreten und findet somit auch auf das vorliegende Planfeststellungsverfahren Anwendung.
	Aufgrund der vorgesehenen Straßenbaumaßnahme ergeben sich keine wesentlichen Änderungen der Schadstoffsituation, die es rechtfertigen würden, dem Straßenbaulastträger die Durchführung von Schutzmaßnahmen aufzuerlegen. Im Bereich der Ortslage Breitenau wird sich der Verkehr zudem reduzieren.
	Die Planfeststellungsbehörde kommt zu dem Ergebnis, dass unter Beachtung der geltenden Grenzwerte keine Bedenken gegen die Umsetzung der Baumaßnahme bestehen. Schließlich wurden von der Planfeststellungsbehörde auch die unterhalb der Grenzwerte liegenden Schadstoffbelastungen berücksichtigt. Diese konnten im Rahmen der Abwägung aller planungsrelevanten Gesichtspunkte jedoch nicht dazu führen, dem Straßenbaulastträger Maßnahmen aufzuerlegen oder vollständig von der Planung Abstand zu nehmen. Selbst wenn man aber an dieser Einschätzung Zweifel hegen müsste, würde dies gleichwohl keinen durchschlagenden Planungsfehler nach sich ziehen können. Vielmehr hätte die Planfeststellungsbehörde in diesem Falle berechtigterweise davon ausgehen können und dürfen, dass gemäß der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts die Einhaltung der Grenzwerte außerhalb der Planfeststellung mit den Mitteln der Luftreinhalteplanung nach § 47 BImSchG durch die zuständigen Immissionsschutzbehörden ggfs. sichergestellt werden könnte. Anhaltspunkte dafür, dass die maßgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV im Bereich vorhandener Bebauung auf diese Weise nicht eingehalten werden könnten, sind nicht ersichtlich.

	VII. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes
	VII.1Eingriffsregelung
	VII.1.1Vermeidung / Ausgleich / sonstige Kompensation
	VII.1.2Zulassung des Eingriffs

	VII.2Besonders geschützte Landschaftsteile
	VII.3Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG)
	VII.4Artenschutz
	VII.4.1Allgemeines

	Nach §§ 44 ff BNatSchG i.V.m. § 22 ff LNatSchG ist das Vorhaben hinsichtlich seiner Auswirkungen auf die in seinem Wirkungsbereich vorkommenden besonderen und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten zu überprüfen. Auf Grund der Vorgaben des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) im Urteil vom 10. Januar 2006 (C-98/03) wurde das Bundesnaturschutzgesetz zum 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2873), in Kraft getreten am 18. Dezember 2007, geändert. Durch diese Neufassung des Bundesnaturschutzgesetzes hat der Bundesgesetzgeber die gemeinschaftsrechtlichen Regelungen zum besonderen Artenschutz, die sich aus der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen vom 21. Mai 1992, ABl. EG Nr. L 206/7) sowie der Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 79/409/EWG des Rates über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten vom 02. April1979, ABl. EG Nr. L 103) in ihrer jeweils geltenden Fassung ergeben, in das nationale Recht umgesetzt. Auch die aktuell geltende Fassung des Bundesnaturschutzgesetzes enthält entsprechende Bestimmungen zum besonderen Artenschutz.
	Die Vorschrift des § 44 BNatSchG normiert artenschutzrechtliche Verbotstatbestände. Nach Abs. 1 (Zugriffsverbote) ist es verboten:
	„1.wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
	2.wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,
	3.Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
	4.wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.“
	Artenschutzrechtliche Verbote können sich zudem auch aus § 44 Abs. 2 BNatSchG (Besitzverbote) ergeben. Hiernach ist es auch verboten, Tiere und Pflanzen der besonders geschützten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen, in Besitz oder Gewahrsam zu haben oder zu be- oder verarbeiten.
	Diese Verbote werden für Eingriffsvorhaben und damit auch für Straßenbauprojekte durch den § 44 Abs. 5 BNatSchG ergänzt; danach gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei nach § 15 Abs. 1 unvermeidbaren Beeinträchtigungen durch Eingriffe in Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 S. 1 nur für die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Tier- und Pflanzenarten, die heimischen europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie sowie für solche Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführt sind. Dabei sind auch die Bestimmungen des § 24 LNatSchG (Nestschutz) zu beachten.
	Werden Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 und 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten erfüllt, ist das Vorhaben artenschutzrechtlich grundsätzlich unzulässig. Allerdings können die festgestellten Verbotstatbestände bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen überwunden und trotz der Verbote eine Projektzulassung ausgesprochen werden. Dafür müssen die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG vorliegen.
	Nach Satz 1 dieser Vorschrift können von den Verboten des § 44 im Einzelfall bei Vorliegen bestimmter Gründe Ausnahmen zugelassen werden. Bei Straßenbauvorhaben kommen hier die Tatbestände der Nummern 4 und 5 in Betracht. Nach Nr. 4 kann eine Ausnahme im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt ausgesprochen werden. Hier ist insbesondere der Ausnahmegrund der „öffentlichen Sicherheit“ von Relevanz. Der Begriff der „öffentlichen Sicherheit“ ist unionsrechtlich auch in Art. 9 Abs. 1 Buchstabe a der EU-Vogelschutzrichtlinie enthalten und bedarf einer weiteren Auslegung. Der im Begriff der öffentlichen Sicherheit angelegte Schutz des Staates ist außer auf bereits vorhandene auch auf in Planung befindliche Einrichtungen zu erstrecken. Deshalb sind geplante Verkehrsinfrastrukturprojekte, die öffentliche Zwecke erfüllen, einer Ausnahme nach Nr. 4 zugänglich. Hierüber hinaus kann gemäß Nr. 5 die Ausnahmeerteilung auch aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art gerechtfertigt sein. Bei beiden Tatbeständen ist im Sinne einer bipolaren Abwägung mit den gegenläufigen Belangen des Artenschutzes darzulegen, dass die für das Vorhaben streitenden öffentlichen Interessen auch unter Berücksichtigung des konkreten Ausmaßes vorhabenbedingter artenschutzrechtlicher Betroffenheiten überwiegen.
	Gemäß § 45 Abs. 7 Satz 2 darf eine Ausnahme überdies nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie weitergehende Forderungen enthält. Ferner sind Art. 16 Abs. 3 der FFH-Richtlinie und Art. 9 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie zu beachten.
	Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass für die Zulassung eines Straßenbauvorhabens im Wege der artenschutzrechtlichen Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG drei Voraussetzungen kumulativ vorliegen müssen. Es muss nachgewiesen werden, dass:
	-das Vorhaben im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt bzw. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, gerechtfertigt ist
	-zumutbare Alternativen, die zu keinen oder geringeren Beeinträchtigungen der relevanten Arten führen, nicht gegeben sind, und
	-keine Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes der Population einer Art zu erwarten ist bzw. bei derzeitigem schlechten Erhaltungszustand eine Verbesserung nicht behindert wird.
	Unter Berücksichtigung des Art. 16 Abs. 1 der FFH-Richtlinie bedeutet dies bei Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:
	-das Vorhaben darf zu keiner Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes führen und
	-das Vorhaben darf bei Arten, die sich derzeit in einem ungünstigen Erhaltungszustand befinden, diesen nicht weiter verschlechtern.
	Bei europäischen Vogelarten darf das Vorhaben den aktuellen Erhaltungszustand nicht verschlechtern.
	VII.4.2Untersuchung zu Auswirkungen auf die geschützten Arten (§ 44 ff. BNatSchG)
	VII.4.3Voraussetzungen für eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

	Auch wenn man unterstellen würde, dass durch das Straßenbauvorhaben Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 und (soweit relevant) 2 BNatSchG erfüllt wären, würde die Planfeststellungsbehörde im Rahmen einer vorsorglichen Ausnahmeregelung nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 und 5 und Satz 2 BNatSchG und äußerst vorsorglich auch im Wege einer Befreiung nach § 67 BNatSchG dem Vorhaben die artenschutzrechtliche Zulässigkeit attestieren können.
	Diesbezüglich wurde zunächst geprüft, ob die Zulassung einer Ausnahme von den Verboten des § 44 BNatSchG entsprechend den Vorgaben des § 45 Abs. 7 BNatSchG möglich wäre. Voraussetzungen hierfür sind
	im Falle betroffener Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:
	-die Darlegung, dass die Gewährung einer Ausnahme für die Durchführung des Vorhabens zu keiner Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes im Land Rheinland-Pfalz führt bzw. dass sich der jetzige ungünstige Erhaltungszustand im Endergebnis nicht weiter verschlechtern wird und
	-keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.
	im Falle betroffener europäischer Vogelarten:
	-die Darlegung, dass die Gewährung einer Ausnahme für die Durchführung des Vorhabens zu keiner Verschlechterung des jetzigen Erhaltungszustandes im Land Rheinland-Pfalz führt und
	-keine zumutbaren Alternativen gegeben sind.
	Weiterhin müssen zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art für das Vorhaben sprechen oder das Vorhaben im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich sein.
	Das Vorhaben ist im Interesse der öffentlichen Sicherheit bzw. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art gerechtfertigt
	Durchführung des Vorhabens führt nicht zu einer Verschlechterung des günstigen Erhaltungszustandes bzw. nicht zu einer weiteren Verschlechterung eines evtl. jetzigen ungünstigen Erhaltungszustandes
	Keine zumutbare Alternative
	Entscheidung über die Ausnahme- und Befreiungserteilung
	VII.5Habitat- und Vogelschutz (Gebietsschutz Natura 2000)
	VII.5.1Allgemeines
	VII.5.2Ausführungen zur Betroffenheit des FFH-Gebiets Biosphärenreservat „Pfälzerwald“ (6812-301)

	VII.6Erläuterungen zur Umweltverträglichkeit des Vorhabens / Zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen
	VII.6.1 Darstellung der Rechtsgrundlagen
	VII.6.2 Feststellung der ordnungsgemäßen Anwendung der UVP-Bestimmungen
	VII.6.3 Bestehen einer UVP-Pflicht
	VII.6.4 Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung
	VII.6.4.1Allgemeines zur Umweltverträglichkeitsprüfung
	VII.6.4.2 Umweltverträglichkeitsprüfung



	VIII. Ergänzende Erläuterungen zu den Einwendungen und Forderungen
	Die Einwendungen und Forderungen der in Kapitel D aufgeführten Beteiligten konnten zum Teil durch die erklärende Stellungnahme der Straßenbaudienststelle im Rahmen des Anhörungsverfahrens ohne über den Plan hinausgehende Regelungen ausgeräumt werden. Teilweise ist den Einwendungen und Forderungen auch durch die Festlegungen in den festgestellten Unterlagen sowie durch die Aufnahme entsprechender Verpflichtungen in den Kapiteln B und C dieses Beschlusses Rechnung getragen worden, so dass sie als ausgeräumt und erledigt angesehen werden.
	Zu den darüber hinausgehenden Einwendungen und Forderungen wird ergänzend zu den Ausführungen insbesondere in Kapitel E dieses Planfeststellungsbeschlusses Nachfolgendes erläutert:
	VIII.1Träger öffentlicher Belange
	VIII.1.1Zentralstelle der Forstverwaltung
	VIII.1.2Verbandsgemeinde Kaiserslautern Süd (jetzt: VG Landstuhl) und Ortsgemeinden Krickenbach, Queidersbach und Stelzenbach

	Der Anregung wurde somit mit der Planung entsprochen.
	VIII.1.3Stadt Kaiserslautern

	Die Stadt Kaiserslautern fordert die Weiterführung des geplanten Rad- und Gehweges entlang der L 502 in Richtung Espensteig. Dem kann jedoch nicht entsprochen werden. Der geplante Rad- und Gehweg stellt einen so genannten „unselbstständigen Rad- und Gehweg“ dar und wird zum Bestandteil der B 270 gewidmet. Eine Weiterführung an der Landesstraße wäre schon aufgrund dessen nicht möglich. Dies müsste somit in einem eigenständigen Verfahren geplant bzw. realisiert werden. Die vorgeschlagene Anbindung/ Weiterführung ist außerdem insbesondere aus Gründen der Verkehrssicherheit nicht zu verfolgen. Eine weitere Überquerung der L 502 unmittelbar an dem Knotenpunkt L 502/ Gemeindestraße (bzw. derzeit L 502/ K 6) würde nicht den Anforderungen der Leistungsfähigkeit und Sicherheit des Verkehrs entsprechen. Eine sichere Ein- und Ausfädelung des Radverkehrs ohne Querungshilfe oder Fahrbahnteiler unmittelbar nach dem Knotenpunkt wäre nicht gegeben. Zusätzlich würden hier weitere Eingriffe in Natur und Landschaft erforderlich werden.
	Es ist deshalb festzuhalten, dass die Weiterführung des Rad- und Gehweges an der L 502 kein Bestandteil des vorliegenden Verfahrens ist bzw. sein kann und somit die Planung in einem gesonderten Verfahren aufzunehmen wäre. Die Forderung wird zurückgewiesen.
	Im Übrigen wurde weiteren Forderungen und Anregungen der Stadtverwaltung in Kapitel C, Nrn. II und V.6 dieses Beschlusses mittels Auflagenregelungen entsprochen.
	VIII.1.4Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz

	Die Landwirtschaftskammer moniert die fehlende Anbindung des im Nahbereich der Planung liegenden Anwesens, welches derzeit über einen Forstweg an die B 270 angebunden ist. Sie fordert eine Anbindung an den geplanten Kreisverkehrsplatz. Dieser Forderung kann nicht entsprochen werden.
	Die Anbindung des in Rede stehenden Anwesens liegt außerhalb des Planungsbereiches; sie wird weder temporär noch dauerhaft durch die Straßenbaumaßnahme in Anspruch genommen. Des Weiteren gilt es zu beachten, dass das Anwesen derzeit über einen Forstweg an die B 270 angeschlossen ist. Für Änderungen des Forstwegenetzes wäre die Landesforstverwaltung zuständig. Ein Ausbau des Wegenetzes im Rahmen des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist keinesfalls möglich.
	Im Übrigen ist anzumerken, dass der Kreisverkehrsplatz für die Verknüpfung einer Bundesstraße mit einer Landesstraße vorgesehen ist. Weitere Verbindungsäste sind nur in begründeten Ausnahmefällen möglich. Anbindungen einzelner Anwesen an klassifizierte Straßen über Kreisverkehrsanlagen sind grundsätzlich mit Blick auf die Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs zu vermeiden.
	Außerdem dürfte im vorliegenden Fall nicht außer Acht gelassen werden, dass eine Erweiterung des Kreisverkehrsplatzes neben den Eingriffen in Natur und Landschaft und einer Überquerung des Hoheneckermühlbachs (weiteres Bauwerk) mit zusätzlichen Eingriffen in das dort befindliche FFH-Gebiet (Flora Fauna Habitat) „Biosphärenreservat Pfälzerwald“ verbunden wäre.
	Dennoch ist festzuhalten, dass sich durch die Errichtung des Kreisverkehrsplatzes bzw. durch die entsprechenden verkehrsbehördlichen Anordnungen die Geschwindigkeiten auf der B 270 erheblich reduzieren werden. Das Gefahrenpotential bei Ein- und Ausfahrten des Forstweges zum genannten Anwesen wird sich somit durch die vorliegende Straßenbaumaßnahme zweifelsohne verringern.
	Der Vorhabenträger wurde dennoch dazu angehalten, entsprechende (verkehrsbehördliche) Maßnahmen zu ergreifen, soweit sich die Einmündung des Forstweges aufgrund der vorliegenden Straßenbaumaßnahme zu einem Unfallschwerpunkt entwickeln sollte.
	Im Übrigen wird auf die Auflagenregelung in Kapitel C, Nrn. V.11 und V.12 dieses Beschlusses verwiesen.
	VIII.2Privatbetroffene
	Die erhobenen Einwendungen werden aus Datenschutzgründen in anonymisierter Form unter einer individuell vergebenen Einwendungsnummer abgehandelt. Die Einwender/innen werden über die ihnen zugeteilte Nummer, unter der ihr Vorbringen behandelt wird, mit der Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses schriftlich benachrichtigt.
	VIII.2.1Einwender Nr. 1 und Nr. 2

	Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass sich durch die Errichtung des Kreisverkehrsplatzes bzw. durch die entsprechenden verkehrsbehördlichen Anordnungen die Geschwindigkeiten deutlich reduzieren werden. Somit kann auch das Gefahrenpotential für die Anbindung des Forstweges an die B 270 merklich verringert werden. Der Vorhabenträger wurde dennoch dazu angehalten, entsprechende (verkehrsbehördliche) Maßnahmen zu ergreifen, soweit sich die Einmündung des Forstweges aufgrund der vorliegenden Straßenbaumaßnahme zu einem Unfallschwerpunkt entwickeln sollte.
	Die Planfeststellungsbehörde erachtet unter Berücksichtigung der Ausführungen des Vorhabenträgers sowie der vorgetragenen Forderung, eine Anbindung des Anwesens an den geplanten Kreisverkehrsplatz nicht als sachgerecht und sinnvoll. Neben der fehlenden Zuständigkeit über den – nicht im Plangebiet liegenden – Forstweg steht auch die Verkehrssicherheit der Forderung der Einwender entgegen. Die Einwendungen werden aus den dargelegten Gründen zurückgewiesen.
	VIII.2.2Einwender Nr. 3

	Der Einwender Nr. 3 lehnt die geplante Errichtung eines Radweges und somit die Verpflichtung für den Radfahrer, diesen zu nutzen, ab. Zudem stellt er die Wegeführung an sich in Frage.
	Der hier planfestgestellte Rad- und Gehweg soll der Entflechtung des Verkehrs der B 270 (bzw. L 502/ K 6) dienen. Für die Entflechtungswirkung ist zu berücksichtigen, dass es insbesondere aus Verkehrssicherheitsaspekten durchaus notwendig ist, den Radverkehr auf einen anderen Weg zu bringen, da die Möglichkeit besteht, dass unsichere Radfahrer die stark frequentierte B 270 benutzen und dabei nicht nur sich, sondern auch andere Verkehrsteilnehmer gefährden. Neben den Interessen eines gewandten, im Verkehr geübten Personenkreises sind zwingend auch die Belange von Kindern und Senioren bei der Radwegeplanung in den Blick zu nehmen. Die Verkehrszahlen sowie die dokumentierten Unfallzahlen auf der B 270 stellen eine viel zu hohe Gefährdung für alle Verkehrsteilnehmer (insbesondere für einen o. g. Personenkreis) dar. Außerdem entstehen durch die Entflechtung des Verkehrs auch positive Effekte, wie beispielsweise die geringere Abgasbelastung der Radfahrer und Fußgänger sowie der wegfallende Sog-Effekt durch den motorisierten Verkehr.
	Des Weiteren gilt es zu erläutern, dass die Errichtung des Rad- und Gehweges auf der derzeitigen K 6 und die weitere Nutzung des vorhandenen Bahnbauwerkes die Eingriffe in Natur und Landschaft sowie den Bahnverkehr auf das Mindestmaß reduziert.
	Im Übrigen ist zu erwähnen, dass die bautechnischen Ouerschnittsbreiten für Radwegeverbindungen zwingend den örtlichen Gegebenheiten anzupassen sind. Hierbei sind dennoch die Mindestanforderungen der VwV-StVO für Radwege zu beachten. Für den in der Planung vorgesehenen und vom Fußgänger- und Radverkehr gemeinsam genutzte Weg ergibt sich bei einer Grundanforderung von zwei nebeneinander passierenden Personen ein befestigter Verkehrsraum von mindestens 2,50 m Breite. Damit kann ein sicheres Passieren von Radfahrern und Fußgängern gewährleistet werden.
	Die Planfeststellungsbehörde erachtet die vom Vorhabenträger verfolgte Planungskonzeption namentlich auch im Hinblick auf die Anlegung eines Rad- und Gehweges sowie dessen Trassenführung auch unter Berücksichtigung der vorgetragenen, entgegenstehenden Belange für sachgerecht und ermessensfehlerfrei. Die hier geplante Straßenbaumaßnahme dient der Steigerung der Verkehrsqualität und der wesentlichen Entflechtung des Verkehrsaufkommens. Der Verkehrsfluss wird insgesamt deutlich verbessert und vor allem die Unfallrisiken, die insbesondere durch Ein- und Ausfädelungsvorgänge bereits entstanden sind, minimiert. Unter Abwägung aller planungsrelevanten Gesichtspunkte kommt eine Änderung der Planung nicht in Betracht. Hinsichtlich der diesbezüglichen Einzelheiten wird auf die Ausführungen in Kapitel E, Nr. IV dieses Beschlusses verwiesen.
	VIII.3Anerkannte Vereinigung – Landesjagdverband Rheinland-Pfalz

	IX. Erläuterungen zur Erforderlichkeit der in den Kapiteln B und C erlassenen Nebenbestimmungen
	Die in den Kapiteln B und C angeordneten Nebenbestimmungen sind zulässig, da sie sicherstellen, dass die beantragte straßenrechtliche Planung gemäß § 17 FStrG im Einklang mit den einschlägigen gesetzlichen Regelungen des Planfeststellungsrechts, des Naturschutzrechts, des Immissionsschutzrechts, des Wasserrechts, des Forstrechts und anderer zu beachtender fachrechtlicher Bestimmungen und unter Wahrung schutzwürdiger Belange und Rechte Dritter festgestellt werden kann.

	X. Gesamtabwägung der Planfeststellungsbehörde
	Die vorliegende Planung ist von einem überwiegenden öffentlichen Interesse getragen. Ihr stehen weder Planungsleitsätze noch sonstige in der Abwägung unüberwindliche gegenläufige private oder öffentliche Belange entgegen. Die festgestellte Planung erweist sich auch im Hinblick auf die in die Abwägung einzustellenden öffentlichen und privaten Belange als abwägungsfehlerfrei. Für die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau besteht ein besonderes öffentliches Interesse.
	Die Planung für das Vorhaben genügt den natur- und umweltschutzrechtlichen Anforderungen. Entsprechend den Regelungen des UVPG erfolgte die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Dabei sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt umfassend ermittelt, beschrieben und bewertet worden.
	Der durch die Realisierung des Vorhabens erfolgende Eingriff in Natur und Landschaft beschränkt sich auf den unbedingt erforderlichen Umfang. Der Eingriff wird nach Maßgabe des Fachbeitrages Naturschutz durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kompensiert. Durch ein Vermeidungs- und Kompensationskonzept sowie die im vorliegenden Planfeststellungsbeschluss angeordneten Nebenbestimmungen wird zudem gewährleistet, dass die im Vorhabensgebiet befindlichen besonders geschützten Arten nicht beeinträchtigt werden bzw. bei den Arten, bei den die Erfüllung von Verbotstatbeständen nicht sicher auszuschließen ist, die Verbote im Wege der Ausnahmezulassung überwunden werden können. Erhebliche Beeinträchtigungen von Natura-2000 Gebieten sind auszuschließen.
	Unter dem Gesichtspunkt des Verkehrslärmschutzes besteht keine Notwendigkeit, dem Vorhabensträger die Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen aufzugeben. Die durchgeführten Lärmuntersuchungen haben gezeigt, dass negative Auswirkungen durch vom Straßenverkehr ausgehende Lärmemissionen, bei denen nach den einschlägigen immissionsrechtlichen Bestimmungen Lärmschutzmaßnahmen anzuordnen wären, nicht zu erwarten sind.
	Die von der Straßenplanung ausgehenden Belastungen mit Luftschadstoffen erweisen sich ebenfalls als unbedenklich. Die maßgeblichen Grenzwerte der 39. BImSchV zum Schutz der menschlichen Gesundheit werden sicher eingehalten.
	Die Entwässerungskonzeption entspricht den wasserwirtschaftlichen Anforderungen. Negative Auswirkungen auf das Grundwasser und auf Oberflächengewässer sind bei der vorgesehenen Entwässerung ausgeschlossen.
	Bei einer Gesamtbetrachtung der Wirkungen der Maßnahme ist der hiermit verfolgte Zweck der Erhöhung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gegenüber den Belangen des Naturschutzes, des Wasserhaushaltes und des Lärmschutzes wegen der nach Durchführung von Vermeidungs-, Sicherungs-, Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen verbleibenden allenfalls geringfügigen Beeinträchtigung dieser Belange vorrangig. Die Abwägung der durch das Gesamtvorhaben berührten öffentlichen und privaten Belange führt deshalb zum Ergebnis, dass die Voraussetzungen für die Planfeststellung „Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau“ vorliegen.
	Die Planfeststellungsbehörde gelangt daher zu der Bewertung, dass die Beseitigung des Unfallschwerpunktes B 270/ L 502 an der Breitenau zulässigerweise realisierbar ist.


	F Allgemeine Hinweise
	I. Allgemeine Hinweise
	1. Zuständige Straßenbaubehörde ist der Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern, Morlauterer Str. 20 in 67657 Kaiserslautern.
	2. Zuständige obere Wasserbehörde, wasserwirtschaftliche Fachbehörde, obere Naturschutzbehörde und Enteignungsbehörde ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd.
	3. Zuständige Behörde für die Ausführung des Gesetzes zum Schutz des Bodens (BBodSchG) sowie des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG) ist der Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz.
	4. Die straßengesetzlichen Voraussetzungen im Sinne von Kapitel B, Nr. 9 ergeben sich aus § 39 LStrG, § 8 a Abs. 4 FStrG.

	II. Hinweis auf Auslegung und Zustellung
	Der Planfeststellungsbeschluss (Beschlusstext ohne zugehörige Planunterlagen) wird den Beteiligten, über deren Einwendungen entschieden worden ist, zugestellt.
	Weitere Ausfertigungen dieses Beschlusses und die in Kapitel A, Nrn. X und XI genannten Unterlagen werden darüber hinaus nach vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung bei der Verbandsgemeindeverwaltung Landstuhl, Kaiserstraße 49 in 66849 Landstuhl sowie bei der Stadtverwaltung Kaiserslautern, Willy-Brandt-Platz 1 in 67657 Kaiserslautern zwei Wochen lang zur Einsichtnahme ausgelegt. Mit dem Ende der Auslegung gilt der Planfeststellungsbeschluss gegenüber denjenigen Betroffenen, die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. Hierauf ist in der ortsüblichen Bekanntmachung ausdrücklich hinzuweisen.
	Die in der nachfolgenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist zur Klageerhebung wird im Falle des obigen Absatzes 1 mit der unmittelbaren Zustellung, im Falle des Absatzes 2 mit dem Ende der Auslegungsfrist in Lauf gesetzt.


	G Rechtsbehelfsbelehrung
	Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, schriftlich oder nach Maßgabe des § 55 a der Verwaltungsgerichtsordnung durch Einreichung eines elektronischen Dokuments erhoben werden.
	Die Klage muss die Klägerin oder den Kläger, den Beklagten (das Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, dieser vertreten durch den Geschäftsführer, Friedrich-Ebert-Ring 14-20, 56068 Koblenz), und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, sind nur zuzulassen, wenn die Klägerin oder der Kläger die Verspätung genügend entschuldigt. Dies gilt nicht, wenn es mit geringem Aufwand möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung der Klägerin oder des Klägers zu ermitteln. Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.
	Die Klägerin oder der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevollmächtigten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).
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